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"In der Redaktion der C-V.-'/^Uung, Emser Straße 42: links 
Hans (John F.) Oppenheimer mit der C.V.-Zeitung vom 22. Okto¬ 
ber 1936" 

Tewe* Hotosaus: Maren Krüger, "Herbert Sommerfeld - Ein jüdischer 1-olograf in 
Berlin 1933 - 1938". Berlin Museum, Abi. Jüdisches Museum, Berlin 1992, S. 15,45 ♦ 


"Unter dem 1‘orträl Theodor Herzls schauen 
Schiller der Herliner jüdischen Schulen dem Handhalltur- 
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Die in diesem Heft berichteten Tatsachen sind aus verschie¬ 
denen, auch gegensätzlichen, in- und ausländischen Veröffentli¬ 
chungen. aus der Anhörung von Zeilzcugen und Sachverständi¬ 
gen und nach wissenschaftlicher, kritischer Prüfung gewonnen 
worden. Ihre Richtigkeit ist nachprüfbar. Vielfache FuGnoten 
weisen dem Leser und Forscher die Richtung. 

Soweit aus Tatsachen Folgerungen zu weiteren Tatsachen 
gezogen werden, ergeben sich diese aus der Logik, aus der 
Naturwissenschaft, aus der geschichtlichen und [.ebenserfah- 
rung. Auch sie sind somit nachvollziehbar. Wiedergegebene 
Darstellungen Dritter sind gleichermaßen geprüft, wobei Zu¬ 
stimmung oder Ablehnung beigefügt ist. 

Über die Selbstverpflichtung des Verfassers und Verlegers 
hinaus ist dieses Heft Juristisch dahingehend überprüft worden, 
daß weder Inhalt noch Aufmachung irgendwelche ßRD-SU'afge- 
setze verletzen oder sozialethische Verwirrung unter Jugendli¬ 
chen auslösen. 


^Endgültige Lösung der Judenfrage 189'^ 

! "Karl Friedrich Hemin!1839 -1922). protestantischer* 

• Fheologe, seit 1888 a.o. Prof, der Philosophie und Päda- * 
gogik an der Univ. Hasel behandelte in einem .seiner Werke I 
zur Geschichte des jüdischen Volkes: "Das Frwachen der \ 
Jüdischen Nation. Der Weg zur endgültigen Lö.%ung der | 
Judenfrage" (1897) die Fragen des J. Nationalismus von ■ 
christlichen Gesichtspunkten aus." 

Jüdisches Lexikon - Hinenzyklopädisches Handbuch desjudischen Wissens I 
4 Bänden". Bd. II, Jüdischer Verlag Berlin S. 1539: lleman, Karl Friedrich 


2'/2 - 3 Millionen Juden verblieben 
nach der deutschen Besetzung 
hinter der sowjetischen Front 

"Es sollte darüber hinaus daran erinnert werden, 
daß viele Juden innerhalb der Sowjetunion in der Roten 
Armee und .später in der polnischen Volksarmee kämpf¬ 
ten. Von den 2(4 bis 3 Millionen Juden, die nach der 
Nazi-Besetzung innerhalb der sowjetischen Fronten zu¬ 
rückgelassen wurden (lefl within Soviet frontiers öfter 
theNazi occupation). wurden ungefähr’A Million — 70% 
der arbeitsfähigen männlichen Juden -- in diese Armeen 
eingezogen." 

N<»a Levin, "The Holocaust - The Destniction European Jewry 1933 
- 1945", New York 1973. S. 364. 


"Das Fatale an der Jüdischen Religion ist, daß sie ] 
keinen Volksglauben, der sich auf das eigene Volk be¬ 
zieht, darstellt, sondern eine Art »Anti-Gojim-Religi- 
on«, d.h. eine Religion, die sich gegen die nicht-jüdi¬ 
schen Völker richtet. 

Es sei nur auf Talmud, Thora, Propheten und Psal¬ 
men verwiesen, die zuhauf Beweise ßir oben genannte 
Feststelltmg liefern. Ja, sie stellen .sogar ausdrücklich 
die Vernichtung Andersdenkender und anderer Völker 
als gottgewollt hin." 

Code Nr. 1/1994 


über 2 Millionen Holocaust-Überlebende 
"Herr Bubis kennt die Fakten nicht" 

Wer der Meinung ist. die Lage hätte nicht schlimmer 
werden können, möge sich darati erinnern, daß immerhin 
über 2 Millionen Juden Hitlers Gemetzel eben doch über¬ 
lebt haben, dank der Hilfe der Bischöfe, Priester und 
Laien." 

Weltbild. Augsburg, 15. April 1994 Nr. 9, S. 21. 


[ Die R^ierung bestimmte, 

was in Auschwitz geschehen war 

"Bis 1989 bestimmte die konununistische Regierung 
in Polen ohne Absprache mit der Außenwelt, was in 
Auschwitz geschehen war. ... 

Um das Museum in seinen Resiauraiionsbemühun- 
gen zu unterstützen, kündigte die deutsche Regierung 
1992 eine Spende von 20 Millionen Dollar für die 
nächsten 5 Jahre an." 

New York Times. 5. Januar 1994 __ 
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"Die deutschen Judenmaßnahmen" -- 
Feststellung aus amtlicher israelitischer Quelle 
unter Berufung auf "sehr kritische Beobachtungen 
con seiten des WeHjudentums" 


"... Die ersten 5 Jahre nationalsozialistischer Herr¬ 
schaft hatten keine wesentliche Veränderung in der Recht¬ 
stellung der deutschen Juden gebracht. Zwar waren die 
bekannten Gesetze ergangen, die ihre Entfernung aus 
bestimmten Berufen bzw. die Beschränkung ihrer Zahl in 
solchen bezweckten .sowie die Nürnberger Gesetze, die ihre 
politischen Rechte verkürzten und ihre Absonderung von 
der nichtjüdischen Bevölkerung fördern sollten. Aber Im 
Zivil- und Strafrecht galten dieselben Gesetze für Juden 
und Nichtjuden wie zuvor. Rechts.schutz wurde den Juden 
ebenfalls im weitesten Umfange gewährt. Das galt von 
allen Gerichten, auch den Verwaltungsgerichten, die häu¬ 
fig Verfügungender Verwaltungsbehörden, z-B. die Unter¬ 
sagung eines Gewerbebetriebes aufhoben, wenn die ge¬ 
setzlichen Voraussetzungen nicht Vorlagen und antisemiti- 
.sche Motive sie veranlaßt hatten. Die Gerichte, mit weni- 
getiAusnahmen, befleißigten sichden Juden gegenüber der 
Unparteilichkeit, wiesen antisemitische Ausfälle der Par¬ 
teien. die damit ihrem Vorbringen zu dienen glaubten, als 
nicht zur Sache gehörig zurück und ließen den Juden ihr 
Recht zuteil werden. Auch die jüdischen Anwälte, die tuK-h 
zugelassen waren, und deren Zahl keineswegs so klein war 
(noch etwa 2.500 im Altreich und fast I.OOO davon in 
Berlin), konnten ungehindert die Rechte ihrer Parteien 
wahmehmen. Nichtjuden ebenso wie Juden vertreten und 
genossen bei Richtern und Kollegen dieselbe Achtung wie 
vorher. 

Diese Darstellung mußte vorausgeschickt werden, um 
die Größe des Umschwungs verständlich zu machen, die 


mit dem November 1938 auch auf dem Gebiete des Rechts 
für die deutschen Juden einsetzie. _ 


'tafic>iial)ü 3 iü(iffifci)cc S el)türbuub 



i NaliuHiilMiiiliiliuher l.rhntbunJ tl't Jic Siäillmiic Siliiil\cn.ulliins 
DäaelüiiiJ. lU .Mau IVSJ 


"Urteile des Obersten Parteigerichts der NSDAP" in bezug 
auf die Ausschreitungen vom 9. + 10. November 1938 


Liesl man die im Bundesarchiv unter der Signatur NS 
36/13 erfaßten Mikrofilm-Reproduktionen der "Entschei¬ 
dungen des Obersten Parteigerichts" vom Januar 1939 
über die Ausschfeitungen anläßlich der "Kristallnacht" 
vom 9. und 10. November 1938 und die Behandlung der 
deswegen "angeschuldigten” — nicht etwa angeklagien 
-- Parteigenossen — meisPSA- und SS-Führer so ist 
man zunächst befroffen über die Art der dort vorgelegten 
Vorgänge und Beschlüsse. Erst nachdem man sich einige 
Zeit damit beschäftigt hat, kehrt Nüchternheit ein, und 
man beginnt zu begreifen, welch abgefeimtes Fäl¬ 
schungsarrangement mit den angeblichen Obersten Par- 
tcigerichlsenischcidungen hier betrieben worden ist. Man 
hat es dabei nicht nur.raü 1 -‘2Blatt Papierzutun, sondern 
mit einem Bündel von Romanschreiberei im Stil juristi¬ 


schen Vorstellens, Schildems, Sondicrens, Abwägens 
und schließlich Entscheidens. 

Es handelt sich bei diesen Mikrofilm-Reproduküoncn 
ausschließlich umdic in den Nürnberger (IMT) "Interna¬ 
tionalen" Militärtribunal-Protokollbänden nicht abge¬ 
druckten Anlagen 4 - 15 des "Obersten Parteigerichtsbe¬ 
richtes vom 23. Febmar 1939", der seinerseits dort als 
"Dokument 3063 - PS" im Band XXXII, S. 20 - 29 
aufgefühlt ist, und vorgibt, eine zusammenfassende La¬ 
geübersicht zu enthalten. Diesersoll Hermann Göring mit 
dem Ansinnen übergeben worden sein, ihn dem Führer zu 
unterbreiten. Diesen Bericht haben wir in den Histori¬ 
schen Tatsachen Nr. 62 als Fälschung nachgewiesen.^) 

1) Isrueliäiclus WochenbkUt. Zürich, 5. November 1943; vgl.; Bundesarchiv 
Koblenz; NS 19/15T7, fol. 1, S. 24 . 
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Die als Anlage angeführten Gerichtsentscheidungen 
sind die tragenden Bestandteile jenes Berichtes und schon 
aus diesem Grunde fälschungsverdächtig. Der durchgän¬ 
gig allzu abartige Inhalt und die gleiche Machart der 
Herstellung — getippt, teils mit, teils ohne Kopfbogen 
ohne handschriftliche Abzeichnung, jeweils endend mit 
getippt: "Schneider", obgleich jeweils zahlreiche hoch¬ 
rangige Beisitzer, meist zusätzlich auch Schöffen er¬ 
wähnt waren — bestätigt diesen Verdacht. Anstelle von 
”ß" wurde bis auf Anlage 20 jeweils "ss" getippt. 

Die Verfasser der "Obersten Parteigerichtsentschei¬ 
dungen" haben sich außerordentlich viel Mühe gemacht, 
die "Talhergänge" umfangreich und detailliert, zuweilen 
ausariend in üblen Sexualszenen, zu schildern (die dies¬ 
bezüglichen Beispiele haben wir unseren Lesern hier 
erspart), so daß sich zunächst ein jeder über die vielen 
Infonnationen wundert, mit denen der Betrachter kon- 
frontien wird. Diesen ausländischen Psychokriegem kam 
sicherlich zu Hilfe, dal.) sie ungehindert in erbeuteten 
deutschen Akten stöbern und ihre Legenden mit dort 
gefundenen Namen ausgestalten konnten. Für anschlie¬ 
ßende Rahtnenfonnulicrungen reichte die Fantasie ihrer 
Arbeitsteamsaus. Schreibmaschinen, Stempel und Kopf¬ 
bogen fanden sie ebenfalls vor. Zeit genug hatten sie. 
entsprechend den zeitigen Ratschlägen ihres in der Schweiz, 
residierenden prominenten Mitstreiters Richard Lichl- 
heiin "ihre Fantasie walten zu lassen".'' Auch verfügten 
sie über alle staatlichen, ja internationalen Machtmittel. 
Ihre Elaborate wurden amtlich übernommen, Unterschrif¬ 


ten hatten sic nur wenige zu kopieren. "Schneider" getippt 
mit Maschine reichte aus. Auf diese Weise ließen sich 
dem Schein nach qualifizierte Kuizgeschichtcn zu Papier 
und in die erbeuteten deutschen Akten bringen. Sogar für 
das Verschwindcnlassen originaler Unterlagen war ge¬ 
sorgt. 

Schließlich weiß man auch. daj3 man mit Hilfe eines 
Mikrofilms und der hiervon gewonnenen Reproduktion 
die Authentizität eines Dokumentes unüberpriifbar ma¬ 
chen kann. Wenn schließlich das "Original" verschwin¬ 
det, so läßt sich das für so weiträumige Staaten wie die 
USA als "verständlich" erklären. Zur Regie der siegrei¬ 
chen Amerikaner gehörte auch, dem Bundesarchiv — wie 
cs dortselbst formuliert wurde — nur "Aktensplitter" der 
doch über Jahre zahlreich zustandegekommenen Partei- 
gcrichtsentschcidungcn zuzuführen. Hauptsächlich die 
hier angeführten Stücke rangieren als die offenbar maß¬ 
geblichen bz.w. einzigen. Alle übrigen wurden im Docu- 
ment Center in Berlin unter Verschluß gehalten bzw. sind 
einer Nachprüfung entzogen. 

Auch wußte man, daß die Obersten Pancirichter der 
NSDAP, die man mit den zur Debatte sichenden Parteige- 
richlsenischcidungen in Zusammenhang gebracht hat, 
sämtlich gefallen, jedenfalls zur Zeit der VeriM'fenili- 
chung "der Dttkumcnie" tot waren. 

Schon hier beginnt die Merkwürdigkeit der Papiere: 
Ausgerechnet der Oberste Parteirichter, Waller Buch, 
hatte den Krieg überlebt und befand sich 1945/1946 in 
wcstalliierten Untersuchungslagem. Sein Name tritt je¬ 
doch in keinem einzigen Fall in Erscheinung! Er 
scheint sich um keine einzige dieser doch so gra¬ 
vierenden Untersuchungen und die dann formu¬ 
lierten,die gesamte bisherige NS-Parteigerichtspra- 
xis auf den Kopf stellenden Entscheidungen ge¬ 
kümmert zu haben; auch nicht — wie bereits in HT 
Nr. 62 dargclcgi — um den z.usammenfasscndcn 
Bericht, der Göring vorgelegt worden und an¬ 
schließend Adolf Hitler zu "neuen Grundsätzen 
der Partei- und Siaals-justiz." gedrängt haben soll. 
Schon das allein ist nicht möglich. 

Walter Buch ist zu diesen Gerichtsentscheidun¬ 
gen niemals einvcmominen worden. Jedenfalls ist 
darüber nichts bekanntgeworden. Es ist wirklich 
seltsam: Die Alliierten haben gegen ihn keinen 
Prozeß geführt, also auch nicht wegen Rechtsbeu¬ 
gung. Die Verfahrensunterlagen der bcsatzungs- 
deutschen Spruchkammern sind unter Wahrung 
absolutenSlillschweigens verschwunden. Seinbe¬ 
haupteter Selbstmord im Jahre 1946 ist bis zur 
Stunde mysteriös geblieben. 

Alle 12 hier zur Untersuchung anstehenden 
Parteigerichtsfälle zeichnen sich durch folgende 
unrealistische Gemeinsamkeiten aus: 

( 1 ) 

An Mikrofilm-Reproduktionen sind ausschließ¬ 
lich die "Gerichtsentscheidungen" (einschließlich 
ihrer Begründungen) vorhanden. Kein einziges 
sonstiges Aktenstück liegt vor, Also weder ein 
Stück Papier des Anklägers, noch eines über Vor¬ 
untersuchungen, noch ein Eröffnungsbeschluß. Es 


Jonutiint miti\ 

EdiriaZiemerl 



Keispielhaft für das Kiitturlel>cn im Deutschland der Vorkriegs¬ 
zeit kündigt hier die BZ am Mittag (Berlin) vom 12. März 193K ein 
internationul hochrangig hesetztc.s Kulturprogramm an. das in 
anderen Hauptstädten Kuropas oder Amerikas nicht hätte besser 
sein können; der berühmte schweizer Dirigent ErnestAn-sermet,der 
bedeutende chilenische Pianist Claudio Arrau, der Don-Kosaken 
Chor unter Serge Jaroff, die "Lucky Girls" und die Sängerin Kdna 
Ziemer aus Metropolen der USA hatten weder Berührungsängste 
mit dem nationalsozialistischen Deutschland noch Behinderungen 
aus Berlin zu erwarten. 


2) Vgl. HrNr.62S.23 ff. 

3) Vgl. Hr Nr. 15, S.36. 
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gibt auch keinen Hinweis, daß jemand diese "Gerichtsent¬ 
scheidungen" irgendeinem Aktenordner entnommenhabe. 
Normalerweise gibt es Pro/.eßakien, Anklageschriften, 
Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft, Protokolle über 
Zeugenaussagen, Schriftsätze der Verteidigung, Unter¬ 
suchungshaft-Verfügungen und ähnliches. Hier gibt es 
nichts dergleichen. 

( 2 ) 

Aus keiner einzigen der zur Untersuchung anstehen¬ 
den Paneigcrichtsentscheidungen geht hervor, welche 
Mal3nahmen die staatlichen Behörden gegen die "ange¬ 
schuldigten" — nicht einmal "angeklagten” — Judenmör¬ 
der in der Zeit von Mitte November 1938 bis Januar 1939 
unternommen haben. 

Es wird sogar der Eindruck vermittelt, als hätten jene 
staatlichen Behörden gegen diese Leute bis dato über¬ 
haupt nichts untemominen, obgleich fcststchl, daß die 
Polizei gegen die damaligen Ausschreitungen sofort vor¬ 
gegangen war und bereits Randalierer verhaftet hatte, erst 
recht natürlich Brandstifterund Plünderer. Ausgerechnet 
bei Mördern sollte sic tatenlos geblieben sein? 

(3) 

Keine einzige dieser Obersten Partcigerichtsentschei- 
dungen enthält Hinweise auf Beschlüsse von Vorinstan- 
zen (Kreis- und Gaugerichte), obgleich jene zuvor hätten 
tätig gewesen sein müssen. Es gibt auch kein Dokument 
dafür, daß sich das Oberste Partcigcricht alle diese Fälle 
selbst Vorbehalten habe. 

(4) 

Den üblich gewesenen Verfahrensregeln zufolge war 
in Paneistrafsachen der Führer selbst der Ankläger, der 
solche Verfahren in Gang setzte. Obgleich cs jahrelange, 
sich aus Führcrbefchlen, Grundsätzen und Satzungen 
ergebende Praxis war, Parteigenossen im Konlliktfall mit 
den Strafgesetzen ohne Ausnahme und ohne Zuerken¬ 
nung von Milderungsgründen für bisher vorbildlichen 
Parteieinsatz sogar härter als normale Volksgenossen zu 
bestrafen, verfügte hier der Sondersenat in allen Fällen 
genau das Gegenteil: Er ließ für Formationsführer nicht 
nur mildernde Umstände mit Rücksicht auf ihre bisheri¬ 
gen Verdienste zu, sondern ersuchte auch noch die staat¬ 
lichen Stratbehörden um Niederschlagung von Verfah¬ 
ren gegen Mörder, weil sie "verdiente Parteimitglieder" 
waren. Dazu war das Oberste Parteigericht gar nicht 
befugt! Weder der Justizminister, noch die Staatsanwalt¬ 
schaften oder Gerichte ixlcr ein gar hiervon überraschter 
Adolf Hitler hätten einem solchen'Ansinnen Folge gelei¬ 
stet. 

Allein die Umkehrung aller Rechts- und Ehrbegriffe, 
die dieser Vorsitzende "Schneider" sowohl in seinen 
angeblich Unterzeichneten Einzelentscheidungen als auch 
in dem zusammenfassenden "Obersten Parteigerichtsbe¬ 
richt”-’ zum Ausdruck brachte, ja als "neues Recht für 
Partei und Staat" eigenmächtig verfügte, hätte — wären 
die uns heute vorliegenden Papiere authentisch — zur 
Palastrevolution — wie gesagt, in.Partei und Staat -- 
gef ührt, die weder ohne Folgen noch geheimhätte bleiben 
können. Welches Ausmaß hätte das Ganze angenommen, 
hätte sich dieser stellvertretende Parteigerichtsvorsitzen- 
dc Ludwig Schneider herausgenommen, solche "neuen 


Rechtsnormen” dem Führer auch für alle übrigen Exzesse 
vorzuschlagen! 

Die Verfasser dieser Legenden haben sich indessen 
mit ihren Fantasieprodukten völlig in eine Sackgasse 
verrannt: Mit ihren Texten gestanden sie ein, daß nicht der 
Führer Adolf Hitler das Oberste Pancigericht zu dieser 
Haltung animiert oder gar ihm einen solchen Befehl 
encilt hat! Zu unterstellen, das Oberste Parteigericht hätte 
von sich aus die völlige Umkehrung der Rechtsgrundsät- 
ze für Partei und Staat verfügen können, ist abwegig. 

So gibt e.s in der Tat kein einziges ergänzendes Indiz 
dafür, daß solches damals geschehen sei! Alle späteren 
amtlichen VeröfTentlichungen gerade dieses Ludwig 
Schneider in der Zeitschrift Der Parteirichter beweisen 
sowohl die weiterhin unangefochtene Stellung dieses 
stellvertretenden Oi>ersten l'arteirichters als auch die 
geradlinige Fortführung der vor 1938 und danach 
praktizierten KechtsaulTassungen der NSI) A P, die den 
hier vorliegenden Reproduktionen amerikanischer Mi¬ 
krofilme diametral widersprechen. 

Aus dem bereits als Fälschung nachgewiesenen "Par- 
teigerichlsbcrichl” desselben Unterzeichners — Schnei¬ 
der —geht hervor, daß dieses "neue Recht" mit der vom 
"Obersten Parteigericht" nicht überprüften Unterstellung 
begründet wurde, die Ausschreitungen am 9, und 10. 
November 1938 seien Ausdruck "des Wollens der Partei" 
(ohnehin ein undcutscher Ausdruck!) gewesen, 

"Die Entscheidungen" in den hier zur Untersu¬ 
chung anstehenden Verfahren gegen die einzelnen 
angeblichen Judenmörder stehen somit grundsätzlich 
im unmittelbaren Zusammenhang mit einer gefälsch¬ 
ten, realiter nie vorhanden gewesenen Voraussetzung! 
Wenn auch in den Einzclentscheidungen dieses "Wollen 
der Fonei“ nicht ncich einmal expressis verbis zum Aus¬ 
druck gebracht worden ist, so liegt es doch allen diesen 
Beschlüssen unausgesprochen zugrunde. "Der Sonderse¬ 
nat" begnügte sich — den für die Archive reproduzierten 
Urteilsbegründungen zufolge — auch in allen Einzelfällen 
mit Behauptungen über erhaltene Befehle (einmal in 
schriftlicher Fonn), ohne solche Befehle in einer für eine 
Gerichtsentscheidung notwendigen Gründlichkeit über¬ 
prüft zu haben. Dies ist sowohl für die Einzelfällc als 
auch für den zusammenfassenden Bericht grundsätzlich 
unrealistisch und daher in den Bereich der Märchenerzäh¬ 
lerei zu verweisen. 

Die Zeitgeschichtler haben sich mit diesen Obersten 
Parteigerichtsentscheidungen bisher nicht auseinänder- 
gesetzt. Das dürfte seinen Gmnd darin haben, daß kein 
Historiker sich an Hand dieser seltsamen Texte in eine 
ausweglose Lage drängen lassen wollte, erklären zu müs¬ 
sen — da Nachweise anderer Art nicht zu erbringen waren 
—, daß cs derlei weder vorher noch nachher in der Partei- 
gericht.spraxis gegeben hat, diese Praxis vielmehr jenem 
’Aktenfund" fundamental widersprach. 

Die Gleichartigkeit der Machart jener 12 "Entschei¬ 
dungen des Obersten Parteigcrichis" auch im Hinblick 
auf den dort verwendeten Sprachschatz und Gedankcnin- 
halt ermöglicht es uns, im Zuge der vereinfachten Be¬ 
weisführung 3 herausgegriffene Einzelbeispiele zu ana¬ 
lysieren. 
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Anlage 8 = lOseitige Urteilsbegründung, Wiedergabe in 
Auszügen'’’ 

"Im Namen des Führers ^ 

Geschältsnr. Sond.S.Nr. 1 

In Sachen des SA-Stunnl'ührers Pg. Franz Norgall in 
Heilsberg (Ostpr.) 

inder Sitzung vom20. Dezember 1938 unterMilwirkung 
des Richters Pg. Schneider als Vorsitzenden +... als Beisit¬ 
zer SA.-Brigadel'ührer... 

Für Recht erkannt: 

I. Das Oberste Parteigericht beantragt die Niederschla¬ 
gung des Strafverfahrens vor dem staatlichen Gericht. 

II. Der Pg. Norgall hat gegen die Parteidisziplin verstos- 
sen. 

III. Das Oberste Parteigericht be.stratt den Pg. Norgall 
mit einer Verwarnung und erklärt ihn auf die Dauer von 3 
Jahren (bis 19. Dezember 1941) für unwürdig, Parteiämtcr 
zu bekleiden. 

Begründung: ... 

(1) Dem Angeschuldigten liegt zur Last, in der Nacht 
vom 9. zum 10.11.1938 in Hcilsbcrg den 40 Jahre alten 
Juden Julius Seclig und dessen Ehefrau Herta geh. Jordan 
getötet zu haben, obwohl der Befehl erteilt war, sich nach 
Möglichkeit jeder Gewalttätigkeit gegenüber Juden zu ent¬ 
halten. ... 

(2) Am 9.11.1938 abends fand aus Anlass des Gedenk¬ 
tages fürdie Toten des 9. November 1923 aufdemSchloss- 
hüf i n Heilsberg eine Kundgebung statt, bei der auch die SA 
angcireten war. Der Angeschuldigte, der SA-Stumiführer 
ist, nahm auch an der Kundgebung teil. Die Veranstaltung 
dauerte l'/i Stunden bis 21 txlcr22 Uhr. Im Anschluss daran 
nahm der Angeschuldigte aneinem Kameradschaftsabend in 
einem Lokal teil, der bis etwa 1/2 Uhr dauerte. ... Der 
Angcschuldigte begab sich dann mit einigen Kameraden in 
die Konditorei Gchrig, um dort mxh eine Tasse KalTec zu 
trinken. Sic erhielten dort jed«x:h nur Fleischbrühe. 

(3) Der Sturml'ührer Kom wurde von hier weg zur 
Polizeiwache gerufen. Als er zurückkam, gab er den SA- 
Männern den Befehl, Zi vil anzuz.ichen, Waffeneinzustecken 
und sich dann auf der Polizeiwache zu sammeln. Er äusserte, 
es werde wahrscheinlich gegen die Juden losgehen, es würde 
gut sein, wenn sie etwas bei sich hätten. Die SA-Männer 
leisteten diesem Befehl Folge. 

(4) Auf der Polizeistation verlass der stellv. Kreislciter, 
KreisorganisaüonsleiterundOrtsgruppenleiterPg. Schwark 
einen schriftlichen Befehl, den er vom Bürgermeister auf 
Veranlassung des Gau-Organisationsleiters Pg. Bergei er¬ 
halten hatte. Danach sollten dieSynagoge in Brand gesteckt, 
die Geschäftspapiere der Juden vernichtet und ihre Woh¬ 
nungseinrichtungen zerstön werden. Die Juden selbst soll¬ 
ten festgenommen werden.^Die Aktion sollte gegen Morgen 
beendet sein. Der Pg. Schwark setzte erläuternd hinzu, dass 
sämtliche Juden zur Polizeiwache gebracht werden sollten. 
Wenn ein Jude grob würde, txJer Widerstand leiste, solle er 
eine Tracht Prügel bekommen. Der Kreisleiter Pg. Leiler, 
der inzwischen cingetroffen war, verlass den Befehl noch- 

4) Buodesarchiv Koblenz; NS 36/13. S. 19 - 28. 1. Seile = Kopfbogen. — Der 
besseren Analyseübersichl wegen sind Absätze nummeriert und z. T. neu 
eingebracht worden. Schreib- und Sat7.zeichenfehler wurden jeweils ilbernom- 


mals und äusserte sich in deinselben Sinne wie der Pg. 
Schwark, indem er sinngemäss sagte: 'Macht keine Dumm¬ 
heiten, wenn ein Jude frech wird, soll er höchstens Prügel 
bekommen.' Der Angeschuldigte kam etwas später als seine 
Kameraden aul' die Pölizeistation, nachdem Schwark in 
Vertretung des abwesenden Kreisleiters den Befehl l'ür die 
Aküon gegen die Juden bereits verlesen hatte und seine 
Anweisungen für die Durchführung bereits z.T. gegeben 
hatte. Der Angeschuldigte hörte noch, dass die Juden verhal¬ 
tet und zur Polizxiistaüon gebracht werden sollten. ... 

(5) Der Pg. Schwark nahm darauf eine llüchügc Eintei¬ 
lung der für die Vertiaftung vorgesehenen Truppe vor. Ob 
auch der Angcschuldigte und überiiaupt ein Trupp zur 
Verhaftung des vom Angeschuldigtenspätergctötclen Juden 
Seelig eingeteilt worden ist, ist nicht mehr feststellbar. 
Schwark forderte die anwesenden Männer sixlann auf. sich 
zur Synagoge zu begeben. Dies geschah auch. 

(6) Die Synagoge ist ein einstöckiges Gebäude. Im Erd¬ 
geschoss befindet sich die Wohnung des Juden Seelig, die 
dieser mit seiner Ehefrau bewohnte. Der Zugang von der 
Strasse besteht aus einer durch einen Sieinpfostcn geteilten 
hölzernen Doppcltür.Von dort gelangt man durch einen 
durch eine Wand geteilten Flur in gerader Richiimg von der 
Tür aus, zu der in das Schlafzimmer führenden Tür, ,,, 

(7) Die vor der Synagoge vcrsamineiie Menge warf nun 
die Fenster ein. die Türfüllung des einen Türflügels wurde 
eingetreten und schliesslich mit Hilfe eines herbcigeschaff- 
icn Bauhol/.cs die Tür cingestossen. Der Angcschuldigte 
muss, da keine der anderen in das Gebäude cingedrungenen 
Personen den Seclig noch lebend angetn>ffcn hat, als erster, 
bevor die Tür vollends cingestossen war. durch das in die 
Türfüllung cingetrctene Lxx;h in das Gebäude cingedrungen 
sein. Diesent.sprichlauchseinercigenenDarstcllung. Nach 
dem Angcschukiigten sind noch zwei politische Leiter und 
der Zeuge Albrcchl und der Zeuge Stockdreher auf die 
gleiche Weise in den Flur gelangt.... 

(B$ folgl eine umfangreiche Schilderung, wie da£ in den Betten liegende 
ühepaar Seelig vum Ange&chuldiglen erschossen wurde) 

(8) Es muss deshalb fesigestellt werden, dass der Ange- 
schuldigtcdenJudenSccligunddessen Frau ohne zwingende 
Notwendigkeit vorsätzlich getötet hat. 

Die Tat ist keinesfalls mit Vorbedacht und Überlegung 
ausgelührt. Das Gericht glaubt dem Angcschuldigten, dass 
er beim Betreten der Synagoge überhaupt nicht wusste, dass 
Juden im gleichen Hause wohnten. Er sah sich deshalb beim 
Betreten des Schlafzimmers vor eine unerwartete Situation 
gestellt. Die Tat ist auf Grund eines augenblicklichen Ent¬ 
schlusses in der Erregung begangen. 

(9) Irgendein unlauterer Beweggrund fürdie Tat ist nicht 
ersichtlich. Ein Beweggrund für das hemmungslose Vorge¬ 
hen des Angeschuldigten kann nur sein Judenhass und im 
besonderen die in den Reihen der Parteigenossen und SA- 
Männer in Heilsberg allgemeine Abneigung gegen Seelig 
gesehen werden, der in der Kampfzeit als Kommunist be¬ 
kannt war.... 

Dem Ange.schuldigten ist zu glauben, dass er die Tötung 
der Jüdin nur widerstrebend und lediglich aus dem Gmnde 
vorgenommen hat, um sie als Zeugin auszuschalten und so 
Nachteile für die Bewegung auszuschließen. 

(10) DieTötung der Juden Seeligkann auch nicht auf eine 
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weibrecherische Veranlagung des Angeschuldigten zurück- 
gefuhn werden. Die Vorstrafen des Angeschuldigten und 
sein in beruflicher Hinsicht allerdings wechselreiches Vor¬ 
leben lassen in dieser Richtung keine nachteiligen Schluss¬ 
folgerungen zu. 

Der für die Tat vom Gericht angenommene Beweggrund 
macht sie lediglich verständlich, entschuldigt sie jedoch in 
keiner Weise.... 

(11) Dem Angeschuldigten muss Jedoch zugute gehalten 
werden, dass er sich der Tragweite seiner Handlung nicht 
bewusst gewesen ist. Er hat noch in der Voruntersuchung 
wiederholt um die spätere Rückgabe der Pistole gebeten, um 
sie seinen Kindern als 'Erinnemng an diesen denkwürdigen 
Tag' zu überlassen. Dass er eine Tat begangen hat, die nicht 
im Interesse der Bewegung liegt, hat er offenbar erst in der 
Hauptvcthandlung cingesehen. 

(12) Die Tatsache der vorsätzlichen Tötung der Juden 
Seelig an sich kann dem Angeschuldigtcn mit Rücksicht auf 
den Beweggrund nicht zur Last gelegt werden, so dass er 
nach einhelliger Auffassung des Gerichts auch einer Bestra¬ 
fung durch die staatlichen Gerichte nicht zugefühn werden 
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soll. ^ 

(13) Der Angeschuldigte ist deshalb lediglich dafür zu 
bestrafen, dass er entgegen der ausdrücklichen Weisung des 
Kreisleiters, die nur dahin aufgefasst werden konnte, dass 
eine Tötung von Juden ohne zwingende Notwendigkeit nicht 
erfolgen dürfe, diese vielmehr nur verhaftet werden sollten, 
zuwidergehandelt hat. Der Angeschuldigte hat damit diszi¬ 
plinwidrig ... gehandelt. Erhat an sich seinen Ausschluss aus 
der Partei verwirkt. Mildernde Umstände können insoweit 
in den voriiandenen besonderen Umständen des Falles und 
den die Tat sonst straffrei lassenden Beweggründen nicht 
gesehen werden, Dem Angeschuldigtcn konnte lediglich 
zugute gehalten werden, dass er alter aktiver Kämpferin der 
Kampfzeit gewesen ist und sich stets ohne Rücksichtnahme 
auf seine Person für die Bewegung eingesetzt hat. Es konnte 
deshalb vom Ausschluss abgesehen und auf die nächst dem 
Ausschluss höchste Strafe erkannt werden, die ausreichend 
aber auch notwendig ist. 

gez. Schneider, gez. Dr. Volkmann 
Stempel Oberstes Parteigericht und Geschäftsstelle des 
Zentralaints der NSDAP, unleserliche Unterschrift, 13. 
Febnjar 1939 


Analyse der "Anlage 8" 


Abs. 1: 

"Dem Angeschuldigten liegt zur Last. " - Kein deut¬ 
scher Ausdruck! Es hätte heißen müssen: "Dem Ange¬ 
schuldigten wird zur Last gelegt". 

Abs. 2: 

SA-Angehörige (vgl. S. 16) waren nicht berechtigt, 
nach Mitternacht noch privatUnifonn zu tragen. — Nachts 
zwischen 1 + 2 Uhr war in Deutschland keine Konditorei 
mehr offen. — In einer deutschen Konditorei gab es keine 
Fleischbrühe zu trinken. - Die kritiklose Übernahme 
dieser Geschichte in eine Urteilsbegründung des Ober- 
•Sten Parteigerichts, der 2 Morde zugrundlicgcn, ist abar¬ 
tig. 

Abs. 3: 

Sturmführer Korn konnte Sturmführer Norgall keinen 
Befehl erteilen. — Wenn Sturmführer Korn von der Poli¬ 
zeiwache angeblich mit einer Weisung zurückkehrte, so 
hätte er seinen Leuten keinen Befehl erteilt mit der Aus¬ 
sage, daß es "wahrscheinlich gegen die Juden losgehe", 
sondern hätte sich präzise ausgedrückt. - Er konnte, 
zumal er nur um "die Wahrscheinlichkeit der Aktion" 
wußte, keinen Befehl erteilt haben, "Waffen einzusiek- 
ken", denn die SA-Leute hatten keine Waffen, und er als 
Sturmführer der SA hätte das gewußt. Pistolen hatten 
lediglich die Politischen'Leiter vom Stützpunkt-, Orts¬ 
gruppen-, Kreisleiter aufwärts. Sie wurden gesondert 
verliehen und registriert. 

Abs. 4; 

"Er verlass " schreibt man im Deutschen mit einem "s", 
nicht mit "ss", ein Fehler, der hier wiederholt wurde und 
daher kein Tippfehler im Schreiben des angeblich unter¬ 
zeichnenden Obersten Parteigerichtes sein konnte. Es 
dürfte vielmehr der Fehler eines nicht ganz sprachkundi¬ 


gen Ausländers sein. 

Dem Bericht zufolge war sozusagen die gesamte Orts¬ 
prominenz entweder versammelt oder in die Befehlsge¬ 
bung eingebunden. — Der angebliche schriftliche Befehl 
des Gauorganisationsleiters schien das Oberste Parteige¬ 
richt offensichtlich nicht weiter zu interessieren. Weder 
wurde dieserZeuge vernommen noch zur Verantwortung 
gezogen, noch der schriftliche Befehl angefordert, hinter¬ 
fragt und zu den Akten genommen, Ein unmöglicher 
Sachverhalt. 

In Wirklichkeit hat es weder einen solchen schriftli¬ 
chen Befehl gegeben, noch war irgendwo im Reich die 
Polizei in jener Nacht Mittäter an Ausschreitungen gegen 
die Juden. Daß das Oberste Parteigericht entgegen diesem 
nachweisbaren Sachverhalt die Mittäterschaft der Poli¬ 
zeiwache hier wie selbstverständlich ohne Fragen und 
Kommentar unterstellt, ist nur aus dem Motiv eines Fäl¬ 
schers erklärlich, möglichst alle Behörden und Amulräger 
in die Verantwortlichkeit des behaupteten Tatgeschehens 
mit hineinzuziehen. 

Der Kreisleiter "verlass den Befehl nochmals" an¬ 
schließend an seinen Stellvertreter. Daher ist der behaup¬ 
tete Hinweis des Gerichts falsch, der zu spät angekomme¬ 
ne Angeschuldigte habe nur noch den letzten Teil der 
"Anweisungen für die Durchführung" mitbekommen. — 
Nein, der Kreisleiter halte ja alles wiederholt, und somit 
mußte der Angeschuldigie voll informiert gewesen sein. 

Abs. 5; 

"Pg. Schwark" — stellvertretender Kreis-, Kreisorga- 
nisations-und Ortsgruppenleiter(obdiese Ämterhäufung 
überhaupt möglich war, sei dahingestellt, auch sämtliche 
Namen in diesen hier behandelten "Verfahren" seien 




ungeprüft übernommen) - gab den SA-Sturmführem 
und SA-Leuten Befehle und teilte "Trupps zur Verhaf¬ 
tung" ein, obgleich er dazu überhaupt nicht befugt, kein 
Befehlsgeber für die SA war, Dennoch gehorchten an¬ 
geblich alle unverzüglich. 

Im Organisationsbuch der NSDAP ist nachzulescn: 

"F.in Unterstellungsverhältnis von SA-Führern unter 
Füliiische Leiter oder umgekehrt besieht nicht. ... 

Der Politische Leiter hat keine Berechtigung, sich in 
innere Angelegenheiten der SA einzumischen. undeben.so- 
wenig hat der SA-Führer das Recht, sich in den Tätigkeits¬ 
bereich des Politischen Leiters einzumischen. 

Anforderung von SA. 

Der Hoheitsiräger ist der höchste Vertreter der Partei 
einschließlich der Gliederungen in seinem Bereich. Fr 
kann die SA., die sich in .seinem Bereich befindet, bei dem 
zuständigen SA.-Flihreranfordem. wenn er sie zur Lösung 
der ihm übertragenen politischen Aufgaben benötigt. Der 
Hoheitsiräger weist der SA. den Aufgabenkreis zu. Diese 
Anweisung hat nach vorheriger mündlicher Aus.sprache 
schriftlich zu geschehen. Die Anweisung ist bis in alle 
Einzelheiten nach politischen Gesichtspunkten genau zu 
gliedern. Benötigt der Hoheitsträger zur Durchfiihrung 
.seiner Aufgaben mehr SA., als ihm örtlich zur Verfügung 
steht, .so wendet ersieh m die näch.sthöhere Hoheiissielle. 
die dann die SA. bei der ihr gleichgeordneten SA.-Dien.si- 
sielle (uiforderi. Grund.%ützlich verkehrt der Hoheitsiräger 
in allen Dienstobliegenheiten unmittelbar immer nur mit 
dem für ihn zuständigen SA.-Führer. Dieser führt ihm 
übertragene Aufgaben selbständig durch. Hat die SA. 
ihren ihrzugewie.senen Dienst begonnen, ist zur Befehlsge¬ 
bung nur der SA.-Führer zustü/idig.... 

Bei Fimaiz der SA. ist die technische Durchführungs¬ 
möglichkeit vorher durch Rücksprache mit dem SA.-Füh- 
rer zu klären. ... 

Die für das Verhältnis zur SA. aufgeführten Vorschrif¬ 
ten gelten sinngemäß auch für die SS. 

Diese Vorschriften sehen somit vor. was alle die hier 
zu behandelnden "Obersten Parteigerichtsurteile” miß¬ 
achten — und allein schon daraus erweist sich die Fäl¬ 
schung dieser Urteile --, daß 

1. ) eine mündliche Absprache des Politischen Leiters 
mit dem SA-Führer zu erfolgen hat, die gemeinsam 
schriftlich festgelegt und unterschrieben wird. Das Vorle¬ 
sen eines schriftlichen Befehls gegenüber überraschten, 
nachts aus den Betten befohlenen SA-Führem war somit 
grundsätzlich nicht möglich, geschweige denn, daß ein 
SA-Führer einen Befehl von oder über die Polizeistation 
erhalten konnte. 

2. ) Die Anweisung hätte "bis in alle Einzelheiten nach 
politi.schen Gesichtspunkten genau gegliedert" sein müs¬ 
sen, was den vorliegenden Texten zufolge nicht gesche¬ 
hen ist. 

3. ) "Pg. Schwark — .stellvertretender Kreis-, Kreisor- 
ganisations- und Ortsgruppenleiter" — konnte somit gar 
keinen Befehl an mehrere SA-Führer und schon gar nicht 
an S A-Leute geben, erkennte daher auch keine "flüchtige 
Einteilung der für die Vejhaftung vorgesehenen Truppe 

5) ” Organisationsbuch der NSDAP', Hrsg. v.d. Reichsorganisationsleiter der 
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cornehmen". 

Abs, fi: 

Ein Steinpfosten ist ungeeignet, eine hölzerne Dop¬ 
peltür zu teilen. - Absatz ab 3. Satz = stilwidrig. 

Abs. 7: 

"Zuteipo/trisc/teLeefer”, deren Namenund Dienstrang 
nicht interessiert zu haben scheinen, krabbeln in ein 
Loch der Türfüllung, sind führend am Tatgeschehen 
beteiligt, werden aber nicht als Zeugen benötigt. Sie 
bleiben anonym, werden natürlich auch nicht "ange¬ 
schuldigt". " Für ein Strafverfahren abwegig! 

Abs. 8: 

Die Folgerungsakrobatik des Gerichts, der Ange¬ 
schuldigte habe zwar "ohne zwingende Notwendigkeit 
vorsätzlich getötet", aber "keinesfalls mit Vorbedacht 
und Überlegung", sondern "aufGrundeinesaugenblick- 
liehen Entschlusses in derErregung", ist grotesk. Schließ¬ 
lich war er es doch, der ".seiner eigenen Darstellung" 
zufolge (Abs. 7) nachts mit einer Waffe in ein fremdes 
Schlafzimmer eingedrungen war! 

Abs. 9: 

Die in Fälschungen dieser Art häufig verwendete 
Floskel, es sei angesichts der geschilderten Verbrechen 
"ein unlauterer Beweggrund für die Tat nicht ersicht¬ 
lich", ist abartig. Grotesk ist gleichermaßen, dem Ober¬ 
sten Parteigericht zu unterstellen, es habe "hemmungs¬ 
losen Judenhass" von "unlauteren Beweggründen" aus- 
gegrenzt und zudem einen 2. Mord - an der Jüdin 
Seelig, weil "widerstrebend" ausgeführt und "um sie als 
Zeugin auszuschalten und so Nachteile für die Bewe¬ 
gung auszuschließen" - .strafmildernd bewertet. 

Abs. 10-Hl; 

Nicht minder irre sind die dem Gericht unterstellten 
Formulierungen, der Angeschuldigte 

a) habe zwar Vorstrafen und ein wechselvolles Vor¬ 
leben, doch lasse dies keine nachteiligen Schlußfolge¬ 
rungen "in dieser Richtung" auf eine verbrecherische 
Veranlagung zu (zudem undeutscher Ausdruck!), 

b) sei sich der Tragweite seiner Handlung nicht 
bewußt gewesen, da er "in der Voruntersuchung wieder¬ 
holt um die spätere Rückgabe seiner Pistole gebeten" 
habe, "um sie seinen Kindern zu geben" (also zugleich 
mehreren!, hätte er gar nicht können und dürfen). 

Ab.s. 12: 

Das Oberste Parteigericht war weder befugt noch in 
der Lage, für Parteigenossen Mord an Juden mit Hilfe 
zugebilligter "lauterer Beweggründe" zu legalisieren 
oder staatliche Gerichte anzuweisen, Strafverfahren 
einzustellen! Solche Formulierungen sind Märchener- 
zählereien in politischer Verleumdungsabsicht! 

Abs. 13; 

Er hätte nicht seinen "Ausschluß verwirkt", sondern 
seine Mitgliedschaft zur Partei; - oder "seinen Aus¬ 
schluß bewirkt". "Den die Tat sonst straffrei lassenden 
Gründen" ist weder Deutsch noch sachgerecht. Noch 
grotesker, wenn dem Angeschuldigten "mildernde Um¬ 
stände" aberkannt, aber dennoch Vorsatz "nicht zur 
Z/a.stge/egt", Strafverfahren abgewehrt (Abs. 12) werden 
und weiteres "zugute gehalten" wird. "Auf die nächst 
dem Ausschluß höchste Strafe" - müßte heißen: "auf 
eine dem Ausschluß folgend geringere Strafe". 



Anlage 10 = Sseitige Urteilsbegründung, Wiedergabe in 
Auszügen*' 

"Im Namen des Führers ^ 

Geschäftsnr. SonderSenai.Nr. 6 

In Sachen des SA-Scharführers u. Pg, August Frühling 
und des SA-Ronenfuhrers Bruno Mahlstedt 

in der Sitzung vom 19. Januar 1939 unter Mitwirkung 
des Richters Pg. Schneider als Vorsitzenden +... als Beisit¬ 
zer + ... als Schöffen 

Für Recht erkannt; 

Das Verfahren wird eingestellt. 

Begründung: ... 

(1) ln der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 wurden 
in Lesum bzw. in Platjammerbe (?) das jüdische Ehepaar 
Goldberg und der jüdische Elektriker Sinasohn in ihren 
Wohnungen erschossen. Sinasohn wurde nach derErschies- 
sung vergraben. Die Handlungen geschahen anlässlich der 
Massnahmen gegen die Juden nach dem Tod des Gesandt¬ 
schaftsrates vom Rath. Die Aasführenden waren im Fall 
Goldberg der SA-Scharführer Frühling, im Fall Sinastthn 
der SA-Rottenfuhrer Mahlstedt. Beide legten, zur Verant¬ 
wortung gezogen, dar, überden Obcrstunnlührcr Jahine (?) 
bzw. den Obcrtrupplührer Kardcr (?) von dem Stunnhaupt- 
fUhrer Köster den Befehl zur Erschiessung der Juden Gold¬ 
berg und Sinasohn und zur Beiseiteschaffung des Sinasc^hn 
empfangen zu haben. 

(2) Köster bestätigte in seiner Vernehmung die Richtig¬ 
keit der Darlegungen der SA-Männer. Zu seiner Rechtferti¬ 
gung führte eraus, dass erden an sie bzw. ihre Führer Jahmc 
und Kardcr in ihrer Anwesenheit gegebenen Befehl zur 
Beseiügung der Juden seinerseits von der Standarte 411 
durch den Truppfuhrcr Seggermann erhalten habe. Dieser 
Befehl sei wiedemm auf eine telefonische Anfrage seines 
von ihm in der Nacht geweckten Stunnbannführers Rossek- 
mann (?) von der Gruppe bestätigt worden. 

(3) Zu den Darlegungen Kösters ist auf Grund der 
Beweisaufnahme folgender Sachvertialt erwiesen: 

Stunnhauplführcr Köster, Bürgermeister der Stadt Le¬ 
sum wurde inder Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 
uinetwa ‘/j 4 Uhr durch das Telefon geweckt. Sein Hausmei¬ 
ster, der ihn angemfen, teilte ihm mit, daß die Standarte 411 
ihnzu sprechen wünsche. Aufder Standarte meldete sich ein 
Truppführer Seggennann. Es entwickelte sich folgendes 
Gespräch: 

‘Hier Standarte 4! l. Am Telefon Truppßihrer Segger¬ 
mann. Haben Sie schon Befehl? ' 

Köster; 'Nein'. 

Seggennann: 'Grossalami der SA. im ganzen Deutsch¬ 
land. Vergeilungsmassnahmen für den Tod von vom Rath. 
Wenn der Abend kommt, darf es keine Juden mehr in 
Deutschland geben. Auch die Judengeschäfte sind zu ver¬ 
nichten. Sturmbannführer Reesehmaim (?) ist zu benach¬ 
richtigen. ' 

(4) Köster hat den ganzen Befehl wiederholt und, über¬ 
rascht durchden Inhalt des Milgeteilten, nach der Wiederho- 
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lung des Befehls noch einmal gefragt: ‘Was .soll denn tat¬ 
sächlich mit den Juden geschehen?', worauf ihm von 
Seggennann die Antwort wurde: Vernichten!' Auf die wei¬ 
tere Frage von Köster, ob Sturmbannführer Reesehmann 
sich noch eine Bestätigung des Befehls holen solle, gab 
Seggermann die weitere Antwort: 'Nein, handeln!' 

(5) Köster begab sich darauf zu dem Haus von Reeseh- 
mann, weckte ihn und teilte ihm den von der Standarte durch 
Seggennann eihalienen Befehl mit. Wegen der Bedeutung 
des Befehls wurden beide sich einig, sich eine Bestätigung 
bei der Gruppe zu holen. Reesehmann telefoniene deshalb 
in Gegenwan von Koster auf der SA-Dienststelle mit der 
Gruppe. Don meldete sich in vorübergehender, durch die 
Ereignisse bedingter Abwesenheit des Stabsführers, Ober¬ 
führer Römpagel (?), der Stunnlührcr vom Dienst Gross. 
Reesehmann, der den erhaltenen Befehl am Fernsprecher 
nicht durchgeben wollte, sagte, als Gross sich meldete: 'Ich 
habe hier so einen verrückten Befehl, hat das mit dem seine 
Richtigkeit?', worauf ihm Gross antwortete; 'Jawohl, in 
Bremen ist schon die Nacht der langen Messer im Ga/ige. 
Die Synagoge brennt bereits'. Auf die Frage Recschmanns: 
'Ist das amtlich?', antwoncte Gross: 'Das ist amtlich'. 

(6) Küstcr.derReesehmannbeidcmTelefongesprächam 
Tisch gegenübersass, wollte Klarheit. Als er diese aus dem, 
was Reesehmann am Apparat zunächst sprach und fragte, 
nicht zu ersehen glaubte, schlug er, um sich verständlich zu 
machen und seiner Frage Nachdnick zu verlcilicn, wälircnd 
des Gesprächs mit der Faust auf den Tisch und sagte unter 
Anspielung auf die Worte Seggennanns zu Reesehmann: 
'W«« heißt vernichten '’’ , worauf ihm Reesehmann wieder¬ 
holte; 'ln Bremen ist bereits die Nacht der langen Messer im 
Gürige unddas Gespräch beendend antwortete: ‘Ja Fritz, es 
ist so. wir müssen handeln.' 

(7) Reesehmann und Köster haben das von Gross Gesag¬ 
te als eine Bestätigung des Befehls der Standarte aufgcfassl, 
also die 'Nacht der langen Messer' auf die Beseitigung der 
Judcti bezogen. Sie habenes nach ihren Aussagen umsomehr 
als eine Bestätigung des Befehls der Standarte angesehen, 
als kurz vor dem Gespräch mit der Gruppe die Polizeistalion 
Vegesack die SA-Dienststelle angerufen und ihr mitgeleill 
hatte, dass ein Siurmlührer Weber unterwegs sei, einen von 
Vegesacknach Blumcnthal, einem Nachbarort, gcnuchtcten 
Juden abzuholen. 

(8) Sowohl Reesehmann als auch Köster erteilten sodann 
anihreMännerinderGewissheit.dasseinsolcherBefehl nur 
im Einverständnis mit den höchsten Stellen gegeben wurde, 
im Innern erschüttert, entsprechende Befehle, woberKösicr, 
als ihn der Obertruppführer Harder im Falle Sinasohn bei 
der Befehlsausgabe n(x:h einmal fragte, was denn nun getan 
werden solle, antwortete: Vernichten, verschwinden las- 
.sen'. Die Worte 'verschwinden lassen', die nach der Meinung 
Kösters nur ein weiterer Ausdmck für vernichten sein soll¬ 
ten, fasste Harder wörtlich auf, so dass nach der Erschies¬ 
sung de,s Sinasohn durch Mahlstedt der Erschossene von 
Harderund seinen Leuten auf einer Weide begraben wurde. 
Köster selbst ging mit einem seiner Tmppführer zu einer 
jüdischen Familie, verhaftete sie und fuhr sie mit seinem 
Wagen auf freies Feld, um sie zu erschicssen. Er brachte die 
Erschiessung jedoch ebensowenig wie sein Tmpptührcr 

^bersich, sondern liess die Juden auf dem Feld unter Abgab^ 




eines Schreckschusses laufen. 

(9) Bei den die Erschießungen Ausftihrenden, Frühling 

und Mahlstedt, handelt es sich um gut beleumundete Män¬ 
ner, die der SA seit 1933 angchören. Irgendwelche 

selbstsüchtigen Motive waren bei keinem von ihnen feslzu- 
stellen. Die Erschossenen sind sowohl Mahlstedt als auch 
Frühling unbekannt gewesen. Beide haben einen erhaltenen 
Befehl im selbstverständlichen Gehorsam nach schwerem 
inneren Kampf Folge geleistet.... 

(10) Hinsichtlich der Übermittlung des angeblichen Be¬ 
fehls der Standarte 411 an Köster durch Seggermann konn¬ 
ten folgenden Feststellungen getroffen werden: 

Der Führer der Standarte 411. Standartenführer Löber, 
war vom Kreislcitcr und Zeugen Kühn in der Nacht vom 9, 
zum 10.11.1938 dahin unterrichtet worden, dass 

1. die jüdischen Geschäfte zu zertrümmern und 

2. die Synagogen in Brand zu setzen seien. 

(11) Irgendwelche Befehle von der Gruppe hatte Löber 
nicht empfangen. Löber versuchte seine Stunnbannführcr in 
der Nacht von den geplanten Massnahmen in Kenntnis zu 
setzen. Er versuchte deshalb auch, den Stunnbannführcr 
Rceschmann telefonisch zu erreichen. Als ihm dies nicht 
gelang, beauftragte er den bei der Standarte hauptamtlich 
tätigen Truppfiihrcr Seggermann, eine Verbindung mit dem 
StunnhauptfUhrer Köster her/ustellen. Löber läßt die Mög¬ 
lichkeit offen, dass er nach vielen Versuchen, eine Verbin¬ 
dung zu erreichen, dem TruppfUhrcr erlaubt habe, sich mit 
Küster in Verbindung z.u setzen und diesem selbst die 
besprochenen Befehle, nämlich 1.) die jüdischen Geschäfte 
zu zenrüinmem und 2.) die Synagogen in Brand zu setzen, 
von denen allein die Rede gewesen sei, zu übennitteln. 

(12) Seggennann teilte nach dem Gespräch mit Köster, 
an den Tisch des Standartenführers zurückkehrend und 
Meldung erstattend diesem auch auf seine Frage, welche 
Befehle er übennittelt, mit, dass er die obigen 2 Befehle 
wcitergcgcbcn habe. Diese 2 Befehle sind im Bereich der 
Standarte 411 bis auf den vorliegenden Fall auch nicht 
überschritten worden. 

(13) Die Stimmung, die nach den übeteinstimmenden 
Aussagen aller Beteiligten, und zwar hier der Zeugen Stan¬ 
dartenführer Löber, Krcisleiter Kühn und des Truppführers 
Seggennann in jener Nacht in dem Kaffee Wendt, in dem die 
Zeugen sassen, geherrscht hat, ist die gewesen, dass nun 
endlich der Zeitpunkt der restlosen Lösung der Judenfrage 
für gekommen erachtet wurde und dass die wenigen Stunden 
bis zum nächsten Tage genützt werden müssten. Es hat 
ferner die Auffassung geherrscht, dass bei dem geringsten 
Widerstand zu schiessen sei und dass es dabei auf ein 
Judcnlcben nicht ankoinme. Sämtliche beteiligten Führer 
waren sich nach der Aussage des Standartenführers Löber 
jedoch auch darüber klar, dass irgendeine befehlsmässige 
Unterlage für eine solche Auflassung nicht vorhanden gewe¬ 
sen sei, dass aber dennoch so gegen die Juden vorgegangen 
werden könne und müsse, und dass dies schliesslich auch die 
Auffassung der hCk;hsten Stellen sei, die deshalb sich nicht 
deutlich ausdrückten, weil sie nicht eine für die Bewegung 
ungünstige Rechtslage mit einem eindeutigen Befehl hätten 
schaffen wollen.... 

(14) Was die von Reesehinann und Köster angeführte 
^Bestätigung des Befehls durch die Gruppe angeht, so bestrei¬ 


tet der 21euge Sturmführer Gross nicht, auf die Frage Ree-'^ 
schmanns: 'Ich habe hier so einen verrückten Befehl, hat 
das mit dem seine Richtigkeit?' init 'Jawohl' geantwortet 
und zugleich erklärt zu haben, daß in Bremen die Synagoge 
bereits brenne und die Nacht der langen Messer im Gange 
sei. Er will aber "die Nacht der langen Messer" nicht wie 
Rceschmann auf die Umbringung der Juden, st)ndem im 
wesentlichen nach dem Inhalt des ihm durch den Oberf ührer 
bekannt gewordenen Befehls des Gruppenführers auf die 
InbrandsetzungderSynagogen, die Zerstörung der Geschäf¬ 
te und die Unterbringung derJuden in Konzentrationslagern 
bezogen haben, zumal er auch habe annehmen können, dass 
Reesehmann den Befehl des Gmppcnführcrs mit seiner 
Frage nach der Richtigkeit des von ihm empfangenen Be¬ 
fehls gemeint habe, worin von einer Beseitigung der Juden 
aber nichts zu lesen gewesen sei.... 

(15) Der Befehl des Gruppenführers, der dem Stabsfüh- 
rcr der Gmppe, Oberführer Römpagel (?) in der Nacht vom 
9. zum 10. November 1938 telefonisch übermittelt wurde, 
ist von diesem wie folgt schriftlich zusammengefasst wor- 
den: 


•Sämtliche Jüdischen Geschäfte sind sofort 
üon SA-Männern ln Uniform zu zerstören, nach 
der Zerstörung hat eine SA-Wache au/zuzlehen, 
die dafür zu sorgen hat, dass keinerlei Wertgegen¬ 
stände entwendet werden können. Die Verwal¬ 
tungsführer der SA stellen sämtliche Wertgegen¬ 
stände einschließlich Gold sicher. 

Die Presse ist heranzuziehen. 

Jüdische Synagogen sind sofort ln Brand zu 
stecken. Jüdische Symbole sind sicherzustellen. 
Die Feuerwehr darf nicht eingrelfen. Es sind nur 
Wohnhäuser arischer Deutscher zu schützen oon 
der Feuerwehr. Jüdische anliegende Wohnhäuser 
sind auch oon der Feuerwehr zu schützen, aller¬ 
dings müssen die Juden raus, da Arier ln den 
nächsten Tagen dort elrutiehen werden. 

Die Polizei darf nicht eingrelfen. Der Führer 
wünscht, dass die Polizei nicht eingreift. 

Die Feststellung der Jüdischen Geschäfte, Lä¬ 
ger und Lagerhäuser hat Im Elnoernehmen mit 
den zuständigen Oberbürgermeistern und Bür¬ 
germeistern zu erfolgen, gleichfalls das ambulan¬ 
te Gewerbe. 

Sämtliche Juden sind zu entwaffnen. Bel Wi¬ 
derstand sofort über den Haufen schiessen. 

An den zerstörten Jüdischen Geschäften, Syn¬ 
agogen usw. sind Schilder anzubringen, mit etwa 
folgendem, Text: 

Rache für Mord an oom Rath 

Tod dem Internationalen Judentum. 

Keine Verständigung mit den Völkern, die Ju¬ 
denhörig sind. 

Dies kann auch erweitert werden auf die Frei- 
l maurerei.' _ 


(16) Stabsführer Römpagel hat diesen Befehl den er- 
reichbarenS A-Führem schriftlich ausgehändigt, andere sind 
telefonisch von seinem Inhalt in Kenntnis gesetzt worden. 
Römpagel hat als Zeuge bekundet, dass er, nachdem er den 
Befehl erhalten, sich darüber klar gewesen sei, dass cs Tote 
geben würde. Er habe aber weder den Gruppenführer ge- 
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tragt, ob Juden umgelegt werden könnten, ncx:h habe der 
Gruppenführer von sich aus Ähnliches gesagt. Erst um 2 
Uhr sei ihm vom Gruppenführer durch den Befehl, dass die 
Juden in ein Konzentrationslager gebracht werden sollten, 
Klarheit geworden, was mit den Juden zu geschehen habe. Er 
selbst habe aber auch vor Erhalt des zweiten Befehls den 
ersten Befehl nicht so aufgefasst, dass einfach bei jedem 
Juden Widerstand ohne weiteres anzunehmen sei, denn er 
habe selbst die Besitz.er eines jüdischen Hotels ausgehoben, 
ohne diese irgendwie anz.urühren. Allerdings sei die Mei¬ 
nung unter den SA-Führem, die auf der Gruppe erschienen 
waren, die gewesen, dass es nun auf ein Judenleben nicht 
ankomme, und dass ruhig der eine oder andere über die 
^linge springen könnte. 


Bei den vernommenen SA-Führem handelt es sichdurch- 
wegum alieSA-Führer. Sie hinterliesseninder Verhandlung 
den deiücbar besten Eindruck sowohl hinsichtlich ihres gan¬ 
zen Auftretens, ihrer Haltung und Einsatzbereitschaft, ihrer 
Wahrheitsliebe, von der auch dort nicht abgegangen wurde, 
wo sie sich selbst hätten belasten können, als auch hinsicht¬ 
lich ihres Einstehens für ihre Männerund der diesen gegebe¬ 
nen Befehle. 

gez. Schneider, 

München, 13. Febr. 1939 Stempel: Für die Richtigkeit 
der Abschrift 

Der Leiter der Geschäftsstelle des Zentralamts Unter¬ 
schrift W (?) 

Stempel: Oberstes Parteigericht"_ ; 


Analyse der 

Abs. 1: 

SA-Scharführer Frühling -t- SS-Rotienführer Mahl¬ 
stedt hätten "in ihrer Anwesenheii" (Abs. 2) 

( "Uber den Obersturmführer Jahme bzw. Oherirupp^ 

ßihrer Karder von dem Siunnhaupiführer Köster den 
Befehl zur Erschiessung der Juden Goldberg und Sina- 
sohn und zur Beiseiteschaffung des Sinasohn empfan- 

___y 

ist einerseits unrealistisch und andererseits undeui- 
scher Stil. Weder empfängt man einen Befehl "über" 
jemanden, noch "empfängt" man ihn überhaupt: Man 
"erhält" ihn. Im übrigen würde der Befehl am Anfang des 
Satzes stehen. Auch konnte kein Sturmhauptführergleich¬ 
zeitig einem S A-Obersiunnführer + ei nem SS-Obertrupp- 
führer Befehle erteilen, auch dann nicht, wenn der Sturm- 
hauptführcrglcichzeitigBürgenneislergcwcscn sein sollte. 
Allein hierdurch ist bereits der Verfasser als ausländi¬ 
scher Dokumemenfälscher festgestellt. 

Abs. 2: 

Slurmhauptfiihrer und Bürgermeister Köster war of¬ 
fenbar auch kein eigenständig handelnder Mann, wie es 
Bürgermeister im Normalfall zu sein pflegen, sondern er 
erhielt seinerseits den Befehl "von der Standarte 411 
durch den Truppführer Seggermann". Nun muß man 
wissen, daß "Truppführer" zu den untersten Chargen in 
der Befehlshierarchie zählen. Dem Obersten Parteige¬ 
richt schien es angeblich selbstverständlich, daß ein Bür¬ 
germeister + Sturmhauptführer von einem Truppführer, 
zudem noch telefonisch. Befehle entgegennimmt. Abar- 

_ - _ 

"Dieser Befehl sei wiederum auf eine telefonische 
Anfrage seines von ihm in der Nacht geweckten Sturm¬ 
bannführers Rossekmamuvon der Gruppe bestätigt wor- 

_yl 

Falscher Stil: Hiernach bezieht sich "wiederum" auf 
"eine telefonische Anfrage". Davon, daß vorher schon 
einmal eine telefonische Anfrage erfolgt war, ist bisher 
jedoch nichts bekannt geworden. Das Wort "wiederum" 
paßt überhaupt nicht, "Anfrage" wäre hier durch "Rück¬ 
ruf" zu ersetzen, wollte man diesen Sachverhalt im rich¬ 
tigen Deutsch ausdrücken. 


"Anlage 10" 


Ein Sturinbannführcr "von der Gruppe", der um die¬ 
sen Befehl zum "Grossalarm der SA in dieser Nacht" 
weiß, legte sich indessen schlafen und mußte nachts 
geweckt werden, wohingegen alle anderen schon am 
Telefon stramm stehen, ganz gleich, wer da Befehle 
erteilt! Irre! 

Abs. 3: 

Auch Befehlsgcber Slurmhauptführcr + Bürgermei¬ 
ster Köster hatte sich schlafen gelegt und wurde morgens 
um '/24 Uhr per Telefon von seinem Hausmeister ge¬ 
weckt, weil die "Standarte 411" ihn zu sprechen wünsch¬ 
te. Erst um diese Uhr/eit erhielt er "den Befehl von 
Truppßihrer Seggermann Daß ein "Grossalarm der SA 
in dieser Nacht" cru um diese Uhrzeit am frühen Morgen 
weitergegeben worden sein soll, ist ungewöhnlich, neu 
und widerspricht dem mit dem "Grossalarm der SA" 
unterstellten Auftrag, noch "in dieser Nacht Aktionen 
durchzuföhren". Denn die Nacht war schon fa.st vorbei, 
che "Rollkommandos" hätten "marschbereit" sein kön¬ 
nen. 

Alxs. 4: 

Sturmhauplführer + Bürgenncister Köster 
"hat den ganzen Befehl wiederholt ... und nach 
Wiederholung des Befehls noch einmal gefragt; ... 
worauf ihm von (Truppführcr) Seggermann die Am- 
H'O rt wurde: »Vernichten!«" _ J 

Tatsächlich: "von Seggermann die Antwort wurde". 
Auch hier ist der Stil märchenhaft! 

Wer gibt hier eigentlich wem Befehle? Ein Tmppfüh- 
rer einem Sturmhauplführer -t- Bürgermeister, der sich 
dann den Befehl von einem Sturmbannführer bestätigen 
läßt, selber aberden Befehl an einen anderen Sturmbann¬ 
führer weitergeben soll, der zudem im Dienstrang höher 
stand als er, gliederungsmäßig jedoch mit ihm nichts zu 
tun haben konnte. -- Total verworren! 

Der Aufbau der SA sah wie folgt aus: Die SA-Gruppe 
bestand aus 2-7 Brigaden, diese jeweils aus 3-9 
Standarten, diese jeweils aus 3-5 Sturmbannen, diese 
jeweils aus 3-5 Stürmen, diese jeweils aus 3-4 Trupps, 
diese jeweils aus 3 - 4 Scharen. 
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Abs. 5: 

Nachdem Köster nachts um VzA Uhr geweckt worden 
war, begab er sich "zu dem Haus von (Sturmbannführer) 
Reesehmann". Es muß inzwischen mindestens 145 Uhr 
gewesen sein, als beide dann auf der "SA-Diens(sielle" 
erschienen und "mit der Gruppe" telefonierten. Diesmal 
war jedoch nicht der mangels eines dort Wachhabenden 
"in der Nacht geweckte" Stunnbannführer Rossekmann 
am Apparat (Abs. 2), sondern "SiurmfUhrer vom Dienst 
Gross". Ob sich "Sturmbannführer Rossekmann" vjiedtr 
schlafen gelegt hat? Daß er in dieser Nacht des "Gross¬ 
alarms der SA" auf der Dienststelle "der Gruppe" eine 
Funktion auszuüben halte, schien plötzlich niemand mehr 
zu wissen: Nur vom Stabsführer, Oberführer Römpagel 
war nunmehr die Rede, doch dieser war, "durch die 
Ereignisse bedingt ", abwesend — "In Bremen ist schon die 
Nacht der langen Messer im Gange", allerdings nur 
"vorübergehend abwesend". Man wußte wohl, daß auch 
er sich bei den "Rollkommandos vor Ort" nicht allzu 
lange aufhaltcn wollte. 

Abs. 7: 

Obgleich Sturmhaupiführer + Bürgermeister Köster 
nicht selbst den Telefonhörer in der Hand, sondern "am 
lisch gegenüber" gesessen und mit der Faust auf den 
Tisch geschlagen hatte, weil ihm nicht alles klar war, hat 
er "das von Gross Gesagte als eine Bestätigung des 
Befehls der Standarte aufgefasst". 

Noch einmal langsam: Um 'AA Uhr wird Köster ge¬ 
weckt, begibt sich zu dem Haus von Stunnbannführer 
Reesehmann, der ebenfalls geschlafen hatte. Beide ma¬ 
chen sich auf den Weg zur mysteriösen "SA-Dienststelle" 
und rufen die SA-Gruppe an und "haben umsomehr" den 
Befehl der Standarte dadurch bestätigt gesehen, "als kurz 
vor dem Ge.spräch mit der Gruppe die Polizeistation 
Vege.sack die SA-Dienststelle angerufen und ihrmitgetellt 
hatte..." 

Obgleich das Oberste Paneigericht diesem Hergang in 
der Urteilsbegründung viel Platz gewidmet hatte, ließ es 
ungeklärt, wer auf der Polizeistation, wem auf welcher 
"SA-Dienststelle" etwas berichtet und welcher Verant¬ 
wortliche aufder ".S'A-£)/^«.rM/e//e"densoeben schlaftrun¬ 
ken Ankommenden etwas gesagt bzw. überhaupt etwas 
zu sagen hatte. 

Dem Obersten Parteigericht soll es nicht verwunder¬ 
lich gewesen sein, wie cs möglich sein konnte, daß eine 
"Polizeistation eine SA-Diensißtelle" davon unterrichtet, 
daß ein "Sturmführer unterwegs" um "einen geflüch¬ 
teten Juden abzuholen"? Wenn "ein Sturmflihrer unter¬ 
wegs ist", könnte doch allenfalls die SA-Dicnststelle die 
Polizeistation anrufen und nicht umgekehrt! Der Stunn- 
führer steht ja schließlich nicht in einem Dienstverhältnis 
zur Polizei und hat sich infolgedessen auch nicht in deren 
Aufgabenbereich einzumischen! Auch ist er sicherlich 
nicht der geeignete Dienstgrad, um einen "geflüchteten 
Juden abzuholen ", der sich völlig legal in einem Nachbar¬ 
ort aufhält. 

Das Oberste Parteigericht hat auch Sturmhauptführer 
+ Bürgenneister Köste^ keineswegs als unverantwortli¬ 
chen Trottet eingestuft, weil er ein für ihn unverständli¬ 
ches Telefonat, das er noch nicht einmal selbst übernom¬ 


men hat, und eine mysteriöse Mitteilung einer Polizeista¬ 
tion als eine "Bestätigung des Befehls der Standarte", 
telefonisch übermittelt von "Truppführer Seggermann", 
auffaßt und einen solchen eilfertig an seine Leute — es 
muß inzwischen 5 Uhr in der Frühe gewesen sein — 
weitergibl, anstatt auf einer ordnungsgemäßen Befehls¬ 
gebung zu bestehen. 

Nicht nur, daß sich das Oberste Paneigericht alle diese 
Märchen hat erzählen lassen, nein; es hat sie "auf Grund 
der Beweisaufnahme" als erwiesenen "Sachverhalt fest¬ 
gestellt" (Abs. 3) und der Legende gemäß selbst formu¬ 
liert. — Grotesk! 

Ab.s. 11: 

"Sturmbannführer Ro.ssekmatm vonder Gruppe "wußte 
zwar von "diesem Befehl", denn er bestätigte ihn, nach¬ 
dem er geweckt worden war (Abs. 2) telefonisch nachts 
zwischen 'AA und 'AS Uhr. Er hatte ihn aber nicht etwa der 
Siandane 411 mitgeteilt, sondern sich schlafen gelegt 
(Abs. 2). Standartenführer Löher hatte zwar "Befehle von 
der Gruppe nicht empfangen", dtwh dies hindene ihn 
nicht, zu versuchen, ".seine Sturmbannführer in der Nacht 
von den geplanten Massnahmen in Kenntnis zu setzen". 
Diese "Feststellungen konnten getroffen werden" (Abs. 
10). Ihm genügte offensichtlich die Unterrichtung durch 
den 

"Kreisleiier und Zeugen Kühn, ... da,ss die jüdischen 
Geschäfte zu zertrümmern und die Synagogen in Brand zu 
setzen .seien" (Abs. 10). 

Wer dies befohlen haben soll, wurde weder genannt, 
noch erkundigte sich Lober danach, obgleich er als Stan¬ 
dartenführer wissen mußte, daß der Kreisleiter ihm 
keine Befehle zu erteilen hatte. Anstatt sich über einen 
solchen Befehl zu verwundern und sich bei seinem 
Brigadeführer zu vergewissern, gab er ihn sogleich, 
allerdings nicht etwa selbst, weiter, sondern überließ 
dies "Truppführer Seggermann ". Er selbst verbrachte 
die Nacht "de.s Gros.salarm.sderSA"hmgegengemüthch 
mit dem Kreisleiter und etlichen anderen im "Kaffee 
Wendt " und ließ sich berichten, "welche Befehle er (Seg¬ 
germann) üftermirie/f" habe (Abs. 12 Iß). 

Dabei soll es sogar einen "Befehl des Gruppenführers" 
gegeben haben, der "allen erreichbaren SA-FUhrern aus¬ 
gehändigt wurde"(Ab%. 16), während andere telefoni.sch 
verständigt worden seien. Ausgerechnet Standartenfüh¬ 
rer Löber von der Standarte 411 wußte von keinem 
"Befehlder Gruppe", obgleich er mit dem Kreislgiterusw. 
"erreichbar war". Auch sein für den Telefondienst und 
die Befehlsübennittlung eingesetzter "Truppführer Seg¬ 
germann" wußte davon nichts, sprach er doch nur vom 
"Äe/eA/<fer5t£üjrförte''ohne Verweis auf einen Befehl des 
Gruppenführers. So blieben auch Sturmhauptführer -t- 
Bürgermeister Köster samt "dessen" Stunnbannführem 
im unklaren. — Der Romanschreiber hat hier in der Tat 
seinen Faden verloren. Den Brigadeführer als unmittelba¬ 
ren Vorgesetzten des Standartenführers hat er gänzlich 
vergessen. 

Ab.s. 12: 

Die vom Obersten Paneigericht "fesigestellte" Be¬ 
fehlsgebung wird immer widersprüchlicher: Truppführer 
Seggermann von der Standarte hatte Bürgermeister Kö- 


12 



"Auf dem Weg von Deulschland nach Erez Israel: Jüdi¬ 
sche Frauen und Mädchen aus Berlin und Brandenburg 
erlernen einen landwirtschaftlichen Beruf. — Foto Abraham 
Pisarek, 1936." 

"Neue s Lexikon des Judenlums". Güiersloh ■ München 1992, S. 1 10. 

Ster nachts um Vid Uhr "Befehl erteilt", ohne daß Köster 
gefordert hatte, den Standartenführer persönlich zu spre¬ 
chen. Nun erfährt man, daß der Standartenführer ange¬ 
sichts des "Gro.s.salarms der SA " — "ln Bremen ist schon 
die Nacht der langen Messer im Gange" (Abs. 5) — 
währenddessen gemütlich nebenan im "Kaffee Wendi" 
(nicht etwa "Cafe Wendt") gesessen hatte und sich .selber 
erst beim Truppführcr Scggerinann erkundigen mußte, 
welche Befehle dieser hauptamtlich Angestellte inzwi¬ 
schen erteilt hatte. Lächerlicher gcht’s wohl kaum. 

Abs. 13: 

Frühmorgens um Uhr "herrschte im Kaffee Wendt 
die Stimmung ", daß "endlich der Zeitpunkt der restlosen 
Losung der Judenfrage für gekommen erachtet wurde" 
(kaum möglicher Stil!) und "dass die wenigen Stunden his 
zum nächsten Tag genützt werden müssten ", doch verblie¬ 
ben Standartenführer, Krcislciter usw., auch noch zu 
dieser Stunde untätig im "Kaffee Wendt", das gar nicht 
hätte geöffnet sein dürfen und können. 

Während sic sich darüber klar waren, "dass irgendeine 
hefehlsmässige Unterlage für eine solche Auffassung 
(“auf ein Judenleben komme es nicht an«) nicht 
vorhanden" gewesen sei, waren sie dennoch von einer 
solchen "befehlsmässigen Unterlage"'\n Kenntnisgesetzt 
worden ("bei Widerstand sofort über den Haufen schies¬ 
sen"). wurde diese doch "den erreichbaren SA-FUhrern 
schriftlich ausgehändigt" (Abs. 15+ 16). 

Ein Unsinn reiht sich hier an den anderen. 

Ab.s. 15: 

Der anonym gebliebene Gruppenführer teilt nachts - 
offenbar telcfoniscl) — seinem Stabsführer, Oberführer 
Römpagcl, einen Befehl mit; Dieser fertigt eine schriftli¬ 
che Zusammenfassung und händigt sic "den erreichbaren 
SA-Führern aus", andere erhalten telefonische Durchsa¬ 
ge (Abs. 16). Seltsamerweise erfuhren jedoch die um V75 
Uhr nachts nachfragenden Bürgermeister Köster und 
Stunnbannführer Reesehmann davon nichts, denn Sturm¬ 
führer vom Dienst Gross nahm darauf ebenso wenig 
Bezug wie vorher schon Sturmbannführer Rossekmann, 
der sich schlafen gelegt hatte. (Abs. 5 + 2) 

Zum schriftlich /usammengefaßten "Befehl"; 

Die SA habe in Uniform sofort sämtliche jüdischen 
Geschäfte zu zerstören. Nach Zerstömng habe eine SA- 


Wache dafür zu sorgen, daß "keinerlei Wertgegenstände 
entwendet werden können". Danach "stellen die VerwaT 
timgsführerderSA sämtliche Wertgegenstände einschließ¬ 
lich Gold sicher". — Statt sich dieser Wertgestände vor 
der Zerstörung zu bemächtigen, sollen sic die womöglich 
noch vorhandenen verkohlt unter den Trümmern heraus¬ 
suchen! Echt bkkl! 


Dann soll die Presse darüber ausgiebig berichten, wie 
sich die SA "in Uniform" als Plünderer betätigt! 

Derselbe Schwachsinn auch hei den jüdischen Syn¬ 
agogen (als ob es auch nicht-jüdische Synagogen gäbe). 

"Sofort in BratuI setzen, dann jüdische Symbole sicher¬ 
stellen, Feuerwehr und Polizei dürfen nicht eingreifen 

- als ob ein SA-Gruppenführer — dazu noch nachts 
telefonisch durch seinen Stabsführcr — der Feuerwehr 
und Polizei Befehle hätte erteilen können! 

Von der Feuerwehr seien "nur" Wohnungen "ari¬ 
scher Deutscher" zu schützen. Nein, nicht "nur", — auch 
jüdische Wohnhäuser. Was denn nun, etwa "alle" Wohn¬ 
häuser? "Arier werden in den nächsten Tagen dort einzie¬ 
hen ". So schnell schon, entgegen allen gesetzlichen Vor¬ 
aussetzungen?’' 

Dies befiehlt ein SA-Gmppcnführer nachts telefo¬ 
nisch aus eigener Machtvollkommenheit? Ein Oberstes 
Pancigericht der NSDAP übernimmt dies als erwiesenen 
Sachverhalt "auf Grund der Beweisaufnahme" (Abs. 3)? 

Der Unsinn ist immer m>ch nicht zu Ende: SA-Männer 
haben in Uniform ".sofort" zu zerstören, die Feststellung 
dessen jedoch, was zerstört werden soll, "hat im Einver¬ 
nehmen mit den zuständigen Oherbürgenneisiern und 
Bürgermeistern zu erfolgen, gleichfalls das ambulante 
Gewerbe". -- Und Sturmhauptführer + Bürgermeister 
Köster wird erst um ViA nachts von jemandem geweckt, 
der diesen Befehl noch nicht einmal kennt, und hat von 
alledem keine Ahnung! 



lestine« in Berlin." - Quelle: wie oben + Bildarchiv Preußischer 
Kullurbesio. (Hrsg.i, "Juden in Preußen -- Bin Kapilel deutscher Ge¬ 
schichte". Dortmund 1981, S. 420. . 

Einen verängstigten Eindruck machen weder die einen 
noch die anderen. 


7) Vgl. das"GesetzüberMietverhaltQisseniitJudenvomSO. April 1939" (S.21). 
das die bis zu jenem Zeitpunkt geUenden Mieierschulzbeslimmuiigen für 
Juden als identisch mit denen aller anderen Reichs- und Staatsbürger 
ausweisl. Diese Bestimmungen wurden erst ab 30. April 1939 für Juden 
unter der Voraussetzung aufgelockert, daß Brsatzwohnraum- vornehmlich 
bei jüdischen Eigentümern, denen genügend, nach Auffassung der Behör¬ 
den im Vergleich zur allgemeinen Wohnraumsicuation nicht ausreichend 
genutzter, Wohnraum zur Verfügung stand — gewährleistet wird. Selbst hier 
war eine gesetzliche Kündigungsfrist vorgesehen. ' 



Anlapp 10 = 8seitige Uneilsbcgründung, Wiedergabe in Auszügen*' 


"Zentral amt 
Sond.S. 51 K.-Sch./Z. 


In Sachen gegen den 

SS-Hauptsiurmluhrer Hans Aichinger und SS-Unter- 
sturmführer Walter Hopfgartner, beide aus Innsbruck, hat 
der Sondersenat des Obersten Parteigerichts in der Sitzung 
vom 9, Febmar 1939 unter Mitwirkung der Richter Pg. 
Schneider als Vorsitzenden + ... als Beisitzer 

verhandelt. 

Beschluss: 

Das Verfahren wird eingestellt. 

Tatbestand: 

(1) In der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 kam es 
auch in Innsbruck zu Aktionen gegen das Judentum. In deren 
Verlauf wurde der Jude Richard Graubert und Dr. Wilhelm 
Bauerdurch den SS-Hauptsturmführer Hans Aichingerund 
der Jude Richard Berger durch den SS-Unterstunnführcr 
Walter Hopfganner getötet. 

(2) Auf Befehl des Führers des SS.-Abschnities XXXVl 
SS .-Oberführer Feil waren unter Führung der beiden Angc- 
schuldigten sogenannte Rollkommandos gebildet worden. 
Ausbewährten SS-Männern wurdenbesonders zuverlässige 
Leute ausgesucht, die sich den beiden Angeschuldigten zur 
Verfügung zu stellen hatten. Die Mitnahme einer Pistole war 
allen Beteiligten untersagt worden, damit die ganzx; Aktion 
lautlos vor sich gehen soll. Aichinger erhielt den Auftrag die 
Aktion gegen die in der Gensbacherstr.S wohnenden Juden 
Graubert und Bauer zu leiten, während Hopfgartner der 
Vorsteher der Israelischen KultusgemcindcBergerzugeieilt 
wurde. 

(3) SS-Oberführer Feil konnte bei der Kürze der zur 
Verfügung stehenden Zeit seinen Uniertührem keine einge¬ 
henden Verhaltungsmaßnahmen mit auf den Weg geben. Er 
erklärte den Angeschuldigien nur, daß sie zunächst eine 
Durchsuchung nach Waffen vorzunehmen hätten und bei 
geringstem Anschein von Widerstand diesen mit jeden Mit¬ 
teln zu brechen hätten. Er hat ihnen keinen ausdrücklichen 
Befehl gegeben, die Juden zu töten. Er gibt aber zu, daß die 
Angeschuldigten aus seinen Worten den Schluß hätten zie¬ 
hen können müssen und auch ziehen sollten, daß cs bei 
Durchführung der Verhaltungsinaßnahme auf das Leben 
eines Juden nicht ankomine. 

(4) Ausdrücklich hat er ihnen gesagt, daß ihnen nichts 
geschehen wird, ganz gleichgültig wie die Aktionen ausgin¬ 
gen. 

Aichinger hat dann mit 'seinen Leuten die Wohnung der 
Juden Graubert und Bauer aufgesucht. Er ließ die Wohnun¬ 
gen durchsuchen und die Juden selbst aus ihren Schlafzim¬ 
mern herausholen, während die Frauen der Juden die Schlaf¬ 
zimmer nicht verlasscndurften. Aichinger trat aufden Juden 
Graubert zu, der bereits unter Bewachung einiger SS- 
Männer stand. In diesem Augenblick soll der Jude nach 
Darstellung Aichinger’.s die Arme erhoben und geschimpft 
haben. Aichinger hat den Juden daraufhin mit seinem Dolch 
einen Stich in die Seile versetzt. Gleichzeitiggab ein anderer 
SS-Mann des Kommandos dem Juden einen Schlag auf den 


'^Kopf. Diese Verletzung wirkte sofort tödlich. 

(5) Aichinger begab sich dann sofort in die untere Etage 
des Hauses, wo der Jude Dr. Bauer wohnte. Bauer soll sehr 
krafüggewesen sein und der Wache Schwierigkeiten bei der 
Verhaftung gemacht haben. Aichinger sprang hinzu und 
stach Bauer mit seinem Dolch in die Bmsi. Ausserdem erlitt 
Bauer Verletzungen am Kopf. AufdemTransponzurKlinik 
ist er gestorben. Aichinger hat dann das Haus solort mit 
seinen Leuten verlassen. 

(6) Zur gleichen Zeit begab sich Hopfgartner mit 4 
Leuten in die Wohnung des Juden Berger. Er hielt es jedoch 
mit Rücksicht auf die Anwesenheit der Ehefrau nicht für 
richtig Berger in seiner Wohnung zu töten und nalim ihn 
deshalb mit dem Kraftwagen mit. An einer abgelegenen 
Stelle hinter Kranebitten hieß er den Juden aussteigen. Als 
dieser merkte was bevorstand, versuchte er laut um Hilfe zu 
mfen. Er wurde daraufhin zu Boden gedrückt. Hopfganner 
nahm einen großen Stein und schlug damit 2 Mal aut den 
Hinterktipf des Juden. Als Berger keine Ubenszeichen mehr 
von sich gab, warf man ihn über die Böschung in den Inn. 
Auch Hopfganner begab sich sofon mit seinen Leuten nach 
Innsbruck zurück und crstatteic dem Adjulanien des Ab- 
schnilisführcrs Meldung. 

(7) Hopfganner hatte mit Berger ebensowenig persönli¬ 
che Differenzen gehabt wie Aichinger itiii Grauben oder 
Bauer. Er kannte Berger nicht einmal persönlich. Zu seiner 
Tat vemomtnen hat er wönlich ausgesagt: 

'Nach Durchführung der Aktion hauen wir alle ein recht 
fUiues Gefühl, da un.s SS-MUnnern solche Aktionen nicht 
sonderlich synipatisch sind. Wir hohen in Ausführung 
eines Befehls gehandelt. ...' 

Aichinger hat sich in ähnlichem Sinne geäussen, daß ihm 
Gewaltanwendung an sich nicht liege und er ohne erhaltenen 
Befehl aus eigenem Antrieb niemals gehandelt hätte. 

(8) Zu dem Befehl des Oberführers Feil ist es auf folgende 
Weise gekommen. 

Der Gauleiter des Gaues Tirol Hofer hat am Abend des 
9. November 1938 in München die Ansprache des Reichs¬ 
ministen; Dr. Goebbels vor den Gauleitern und Gliederungs- 
führem mitangehöri. Er hatte aus ihr den Eindruck mitge¬ 
nommen, daß es sich tun eine sehr weitegehende Aktion 
gegen das Judentum handeln sollte, dajnit, wie er selbst sagt, 
mit dem Judentum aufgeräumt werde. Entsprechend gab der 

Gauleilerdahcrdie Anweisungen anscine Führerschaft noch 

in der Nacht vom 9. zum 10. November in Innsbruck weiter. 
Er hat dort u.a. erklärt, daß den männlichen Juden eine 
gehörige Abreibung erteilt werdensollte. Der Eindruck, daß 
cs bei Durchfühmng der Aktion auf das Leben eines Juden 
nicht so sehr ankommc, ist bei ihtn noch verstärkt worden 
durch den Befehl der Geheimen Staatspolizei. 

(9) Daß in der Nacht vom 9. zum 10. November durch¬ 
gegeben wurde und in dem bestrnders darauf hingewiesen 
wird, das Leben und Gut der Arier zu schützen sei, sowie 
auch die durch die weiteren Anweisungen des Propaganda¬ 
ministeriums. Der Gauleiter ist der Ansicht, daß es hierdurch 


S) Bundesarchiv KoblcDz: NS 36/13 S. 94 - 98. Kein Kopfbogen. - Der besseren 
AnalyseUbetsichl wegen sind Absätze nummeriert und z.T. neu eingebracht 
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auch zu erklären sei, wenn SS-Oberführer Feil nach seinen 
eigenen Worten den Eindruck gehabt habe, daß zwar kein 
strikter Befehl zu einer direkten Vergeltung für den Tod des 
Pg. vom Rath gegeben werde, daß solche Vergeltungsmaß¬ 
nahmen aber erwünscht seien und daß mit den Anweisungen 
des Gauleiters eine 'Nacht der langen Messer' freigegeben 
werden sollte. Denn Feil habe die Befehle an die Polizei 
ebenfalls gekannt. 

(10) Bei dieserSachlage war das Verfahren gegen Aichin- 
gerund Hopfgartner jedenfalls einzustellen. Sic haben zwei¬ 
fellos auf Befehl gehandelt. Pers(>nliche Beziehungen zu den 
getöteten Juden hatten sie nicht. Die Tat ist ihnen, wie aus 
ihrer Einlassung unschwer zu entnehmen ist, nicht leicht 
gefallen. Die Art der Ausführung kann ihnen ebenfalls nicht 
erschwerend zur Last gelegt werden, weil sie befehlsgemäß 


eine Schußwaffe zu der Aktion nicht itiimehmen durften, 
Hinzu kommt, daß beide Angeschuldigten unbescholtene 
Männer und nicht vorbestraft sind. Beide haben sich erheb¬ 
liche Verdienste um die nationalsozialistische Bewegung 
erworben. Aichinger gehört der NSDAP, seit 1932, Hopf¬ 
gartner sogar seit 1927 an. Ihr zuständiger SS-Führer sagt 
von ihnen, daß sie zu jedem Opfer an Gut und Blut für die 
Bewegung jederzeit bereit seien. 

gcz.; Schneider 
Vorsitzender. 

gez.: Dr. Volkmann gcz.: Koch-Schweisfurth 
Beisitzer Beisitzer 

München, den 13. Feh. 1939 

Stempel: Der Leiter der Geschäftsstelle des Zentralanits 
Stempel Oberstes Parteigericht, Unterschrift W. G (?) 


Analyse der "Anlage 20" 


Abs. 1 + 2: 
Falscher Stil: 


"Die Mitnahme einer Fisfole war allen lieieiligien 
untersagt worden, dcunil die ganze Aktion lautlos vor 
sich gehen soll." 

Im richtigen Deutsch würde dieser Satz lauten: 

"Den Beteiligten wurde die Mitnahme von Pistolen 
untersagt, um die Aktion lautlos durchführen zu können" 

oder: 

"... weil die Aktion lautlos durchgeßihrt werden sollte ." 

Nachfolgender Satz: hinter Hopfgart ncr(,) der Vorste¬ 
her der Israelischen Kuliusgemeinde(,) fehlen die Kom¬ 
mas. 

Abs. 3: 

Stil: Im Deutschen gibt es keine "Verhalt ung smaß- 
nahmen ”, sondern höchstens Verhall ens maßnahmen. Ein 
Oberstes Parteigericht hätte das gewußt und diesen Fehler 
keinesfalls noch wiederholt! 

Außer dem "Befehl des Führers des SS-Abschnitles 
XXXVl SS-Oberfiihrer Feil" zur Bildung von Rollkom¬ 
mandos hat das Gericht nicht geklärt, wie jemand aus 
einem Befehl, "eine Durchsuchung nach Waffen vorzu¬ 
nehmen und bei geringstem Anschein von Widerstand 
diesen mit jeden ("lautlosen") Mitteln zu brechen", den 
Schluß hätte ziehen sollen und müssen, daß es "bei 
Durchführung dieser Verhaltungsmaßnahme" (ohnehin 
kein deutscher Sprachgebrauch!) "auf das Leben eines 
Juden nicht ankomme". 

Bei Durchsicht derverschiedenartigen hier zur Debat¬ 
te stehenden Urteile fällfauf, daß die unterschiedlichsten 
Leute von Ostpreußen bis Österreich sich angeblich ge¬ 
nau der gleichen Formulierungen bedient haben sollen, 
denn stereotyp wiederholen sich die Floskeln wie "Nacht 
der langer} Messer", "auf das Leben-eines Juden komme 
es nicht an", "Juden im Schlafzimmer überrascht und 
ermordet", "kein unlauterer Beweggrund", "Aktion", "Be¬ 
fehl ausgeführt", ganz gleich, wer immer einen Befehl 
erteilte, ganz gleich welchen Inhalt er hatte, usw.. Dem¬ 


gegenüber liegt es naturgemäß nahe, daß ein ausländi¬ 
scher Fälscher oder auch ein Team solcher Leute, das mit 
Fälschungderartiger Geschichten befaßt ist, in die gleich¬ 
artigen dümmlichen Floskeln zurückverfällt. 

Abs. 4: 

Nur einem Naivling kann glaubhaft gemacht werden, 
einem SS-Mann sei der Mord eines Juden mit dem münd¬ 
lichen Hinweis ancmpfohlen worden, "ihm wird nichts 
geschehen, ganz gleichgültig, wie die Aktion ausgeht". So 
etwas konnte weder ein SS-Führer in Aussicht stellen, 
noch ein SS-Mann glaubhaft akzeptieren, ganz zu schwei¬ 
gen davon, daß ein Oberstes Parteigericht derlei wie 
selbstverständlich hätte fonnulicren können. 

Während "SS-Haupisturmführer Hans Aichinger dem 
Juden Oraubert" mit seinem Dolch "einen Stich in die 
Seite versetzte", "gab gleichzeitig ein tuiderer SS-Mann 
des Kommandos dem Juden einen Schlag auf den Kopf. 
Diese Verletzung wirkte sofort tödlich." 

Es ist absurd, angesichts eines solchen Sachverhaltes 
einem Obersten Parteigericht zu unterstellen, es hätte sich 
nicht um die Identität dieses "anderen SS-Mannes", der 
den tödlichen Schlag versetzte, gekümmert und ihn nicht 
im gleichen Verfahren mitangeklagl. Laut vorliegendem 
Text blieb indessen dieser "andere SS-Mann" anonym. 

Abs. 7 + 8: 

Schreibfehler; "sympatisch" anstatt "sympathisch"; 
"weitegehende Aktion "anstatt "weitgehende Aktion” (oh¬ 
nehin falscher Ausdruck, es hätte "großangelegte Aktion" 
heißen müssen). 

Das Oberste Parteigericht übernahm die angebliche 
Bekundung von Gauleiter Hofer, er habe den und den 
"fciVidruc/fe" von der Ansprache Dr. Goebbels'in München 
gewonnen, und dieser sei für ihn Anlaß gewesen, sofort 
"die Anweisungen an seine Führerschaft in Innsbruck 
weilerzugeben". Weder wird dargetan, daß das Oberste 
Parteigericht Gauleiter Hofer als Zeuge oder Angeschul¬ 
digten einvemommen hat, noch daß es ihm Vorhaltungen 
darüber gemacht habe, wie er einen "Eindruck" in "An¬ 
weisungen" verwandeln konnte. 

Wie verworren das Oberste Parteigericht bei "Klä- 
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rung" dieser Befchlsgebungsverhältnissc vorgegangen 
sein soll, zeigt sich auch daran, daß es Gauleiter Hofer 
unterstellt, "er hat dort u.a. erklärt:... ", was sich dem Satz 
zuvor zufolge auf Innsbruck bezieht, wo er sich jedoch in 
jener Nacht gar nicht aufgehalten hat, denn er hatte ja im 
Kameradenkreis mit Dr. Goebbels auch noch gegen 22 
Uhr in München gesessen und "gab seine Anweisungen 
noch in der Nacht weiter". Auch bei ihmstüßt der stereo¬ 
type Eindruck auf, "daß es auf das Lehen eines Juden 
nicht so sehr ankomme". 

Dann soll Hof er noch zu jenem Zeitpunkt "den Befehl 
der Geheimen Staatspolizei" gekannt haben. — Welchen 
Befehl eigentlich? Im Abs. 9 erfähn man sogar von 
"Befehlen an die Polizei", also sogleich in Mehrzahl. 
Woher sollte er solche Befehle, zumal zu jener mitter¬ 
nächtlichen Zeit, gekannt haben? 

Weder hat es einen Befehl noch mehrere Befehle "zur 
Durchführung von Aktionen" in jener Nacht gegeben, 
sondern nur genau gegenteilige, Ausschreitungen in je¬ 
dem Fall verhindern! Und diese wurden unverzüglich 
erteilt, nachdem mehrfach Alarmmeldungen über Syn- 
agügenbrände cingetix)ffen waren, Alle inzwischen be- 
kanntgewordenen "Befehle”, die in der Nacht vom 9. zum 
10. November auf "Durchführung von Aktionen" \crfjc\- 
sen, sind eindeutig nachgewiesene Fälschungen (vgl. HT. 
Nr. 62). 

Das Oberste Parteigericht der NSDAP soll das am 9. 
Februar 1939 immer noch nicht gewußt haben? Allein 
dieser Sachverhalt ist als Fälschungsbeweis für die ganze 
Geschichte dieses angeblichen Gerichtsurteils ausrei¬ 
chend! 


Abs. 9: 

Der erste Satz dieses Abschnitts läßt jede klare Denk¬ 
disposition vermissen. Der Verfasser muß wieder einmal 
einen "black-oul" gehabt haben. 

Abs. 10: 

"Zwar war kein strikter Befehl erteilt", doch haben die 
Täter "zweifellos auf Befehl gehandelt". Tötung mittels 
Dolch "kann ihnen ebenfalls nicht erschwerend zur Last 
gelegt werden 

Solcher Unsinn kann wirklich nur in der Giftküche der 
alliierten Kriegs- und Nachkriegsfälscherwerkstälten zu- 
saminengebraut und dann von diesen dort tätigen gentlc- 
men in die von ihnen verwalteten deutschen Beuteakten 
hineingeschmuggelt worden sein. Bezeichnend für diese 
Handliabe ist, daß sie ihre in Oberste Paricigerichtsurtcile 
gekleideten Faniasicgeschichten ncKh nicht einmal für 
ausreichend erachteten, sondern es gleichzeitig noch für 
notwendig hielten, alle wirklich originalen Akten des 
Obersten Parieigerichtes, aber auch der unteren Pancige- 
richte, verschwinden zu lassen, so daß den nachwachsen- 
den Historikern die Vcrgleichsmöglichkeiten entzogen 
bleiben. 

Dieses Bemühen, die Völker an den Ermittlungen der 
wirklichen Haltung und den Enischeidungsgrundsätzen 
der Parteigerichte dauerhaft zu hindern, war dennoch 
zum Scheitern verurteilt, da zu viel auch über die Partei¬ 
gerichte und von ihnen in der damaligen Zeit publiziert 
worden war. was trotz Weltkrieg und global konzipierter 
Vernichtung der NS-Liieratur nach 1^945 im bedingungs¬ 
los unterworfenen Deutschland nicht alles aus der Welt 
geschafft werden konnte. 


Deutsche Pressemeldun}» am 21. Dezember 1937, wiederjjefjeben au.s lUppische luindeszeitung: 


(Reicfi alUn Sinoehneto 9lKbmdiug 

futÄllKitt Setitttdttn in Sabn gtiöbnt 


Stettin, 16. ^ejetirSei. 

®c8 ©dmmrgeriÄt Stettin seiurtrilte ben IRmA* 
WÄer ^t'fef ÄnifiaAt, ber in ber jmn 
'-mH tnei ftomplicen in ber Wnnmeri^ SPIeinftobt 
Sebn ben jübil^ben ^ärrbter SQirabam unb bcfi<n ah* 
SWwni auf btt ©tra&e e n n gib t t bfftte. jum 
Seine beiben Somjjlioen, bie Oebrübet Uniibtn 

febeii«J5n^iibem 3'“b1boui tatb gu 3<ibsen 

^äitflirie oerutinit. 2« Sorfibenbe betonte, bc^ «8 
^ ber Sk fa af u ng btt ScbiiOrigen (eine fftolle ^efpidt 
^abe, ob ber ttirorlxte 5änMer 3“!* d«»«}«: oi« 

tfit&L ®a8 dritte SRhefe i«i «n Pi«6t8paat, in bon b« 
ShH* ebttho b«t 5R<d7tfff*u9 gamie toit jdier (tnbtte.- 
5lotb bUibe Sffloib unb' ffleiie in id>ea! ÜfaBe mit b«i 
l^örn^ aiStldn defülnt . 

% 3Kil bem SjybeSurthl dttpen Sieinbarbt tft b« 
®<blu6fth4 unter <m gtoirfifleS SediBedjen dejoden. 
wer SRBtbtt unb Jhne ^Efer butten bei bem 
1^ in btt SHa^t jum Sufetag für 230 5ßlf. 

xlhtunggfiüde ddouft 108 ba ^öiAItt.bte Bore 
mtwden uwiTte, Uteii^oibt ibn b’ntethiffs in 

ben Üladen. Do- fcbnraeninmbete Subt Itef bem 


ti5>^CTben nacfi, tted^te ijn no4 <nif ber Starbt, 
aber boit tzsf $n bei jDette, tIMitb virteidie 
SnjmifÄen war feine 0'®^, bi« fl4 f6on fdilatav ge* 
legt batte, binjugeeiit. tim tbsem SRann m belf:n- 
8Il8 ü« ben 37löcb« fdtbolten »eilte, fcbefi tFbnirbatbt 
pie «betrfatts iriäin, fo bog fe teblicb getroffen oitf 
bem ^flcftet Itegertblteb. '' 


Vergleiche auch 
die strikte Anwei¬ 
sung des Reichsin- 
nenministers vom 
20. August 1935, 
dcrzufolge jedem, 
der "lUiEinzelaktio- 
nen gegen Juden 
leihiimmi oder dazu 
anstiftet" sofortige 
sircngslc-Bestra- 
fung angedroht war. 
Er "muß in Zukunft 
als Provokateur. 
Rebell und Staats¬ 
feind betrachtet 
werden".^'' 


9)WrNr.61 S.26. 
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Oie 6>CCl(0<Öt»OCfCH ÖCC «0051». -S.n eiol-ll.iler C «etn.iber 


Grundsätze der Parteigerichtsbarkeit der NSDAP, 

dokumentiert im Amtlichen Mitteilungsblatt des Obersten Parteigerichts der NSDAP 


Das Ärmliche Mitteilungsblatt des Obersten Paneige- 
richts der NSDAP — Der Parteirichter — erschien monat¬ 
lich und war über die Post beziehbar. 

Einige Auszüge aus den verschiedenen Jahren; 

10. August 1934: 

"Wer mit den Strafgesetzen des Staates in Konflikt 
koirunt, handelt auch pflichtwidrig als Nationalsozialist. 
Wenn daher ein Parteigenosse durch ein Strafgericht des 
Staates abgeurieilt wird, hat das Parteigericht in jedem Fall 
zu prüfen, ob die der Veruneilung zugrundeliegende straf¬ 
bare Handlung den abgeurteiltcn ParteigentBsen n(.x:h wür¬ 
digerscheinen läßt, Mitglied der Bewegung zu sein, ein Amt 
inne zu haben txkr in der Zukunft übertragen zu bekommen. 

"Der Eröffnungsbeschlul-k der die dem Angcschuldigten 
zur Last gelegte Tat und einen Hinweis auf die Bcsliminun- 
gen der Satzung enthalten muß, die durch die Tat als verletzt 
angesehen werden, ist dem SA- oder SS-Führer zuzustel¬ 
len.”*®’ 

20. September 1934: 

"Wie der Führer von Anfang an gewillt war, in das 
morsche Gebilde eines Weimarer Staates einen festen Kern 
mit den Gesetzen eines gesunden Staates einzubauen und ihn 
mit eigenen HoheiLsrechten auszustanen, so verlieh er der 
N.S.D.A.P. mit diesen Schlichtungsausschüssen ihre eigene 
Gerichtsbarkeit, dersich jeder Parteigenosse zu unterwerfen 
hatte. An die Spitze dieser Gerichtsbarkeit berief der Führer 
einen alten Frontsoldaten und Friedensoffizier, den Pg. 
Generalleutnant Heinemann. Damit wollte der Führer dar¬ 
tun, daß er die bewährte Rechts- und Ehrauffassung des 
deutschen Heeres für seine Bewegung als Grundlage gesi¬ 
chert wissen wollte. ... 

Wie der Richter im Staat dazu wissen muß, was in der 
Prozeßordnung steht, muß der Richter der Partei die Sat¬ 
zung und die Richtlinien l’ür die Parteigerichtsbarkeit ken¬ 
nen. Diese sind für den Paiteirichter wie jene für den 
Staatsrichier die inaßgeblichen Gesetzbücher. In ihnen ist 
aufgezeichnet, was für die Partei rechtens ist.... 

\tl)DerPaneinchter, lO.-August 1934. S. II - 12 Diese und nadifolgende 

Ausgaben im Bundesarchiv Koblenz ; NSD 11/3. 


Die Partei ist heule kein Verein mehr. Seit dem 1.12.1933 
isi sie staatsvercintc üffenilich-rechtlichc Körperschaft. 
Mithin gelten für sie nicht mehr die für einen Verein be- 
slimmiengeselzlichen Vorschriften.... Damit ist die Verant- 
woitung der Partcigerichic ungeheuer gewachsen. ... 

Der politische Hoheitsträger ist der Gerichtsherr der 
Bewegung. Er ist Anklagcbehörde und übt die vollziehende 
Gewalt aus. ln Strafsachen darf das Parteigericht erst tätig 
werden, wenn er einen cnLsprechcnden Antrag gestellt hat. 
Insoweit ist das Verhältnis des Richters zum Hoheitsträger 
ähnlich dem des ordentlichen Richters zum Staatsanwalt. 
Der Richter untersucht und urteilt. Der BcschluJ.1 ist der 
Niederschlag seines Willens, den er dem Gericlitsheirn zum 
Vollzug zur Verfügung übennittclt. Der Richter beantragt 
eine Straie, der Hoheitsträger verfügt sie und verleiht ihr 
Wirksamkeit. Ein Unterschied zwischen den Urteilen der 
staatlichen Gerichte und den Beschlüssen der Paneigerichie 
besieht nur insoweit, als die ordentlichen Gerichte die Be¬ 
strafung aussprechen, während die Parteigerichte die Ver¬ 
hängung einer Strafe beantragen, die ausgesprochen wird 
vom politischen Leiter.... 

Ebenso wie der Vorsitzende des Obersten ParteigerichLs 
dem Führer unterstellt bleibt, auch wenn er in seinem 
richterlichen Amt unabhängig von ihm Recht sprechen muß, 
so ist natürlich auch der nachgeordnete Paneirichier in 
gleicher Weise dem politischen Leiter unterstellt. 

Es gehören also nach wie vor die Richter des Obersten 
Parteigerichts zur Reichsleitung, die des Gaues zur Gaulei- 
tung,... 

Der Pflichtenkreis des Nationalsozialisten gegenüber 
Führer, Partei, Volk und Staat ist größer als der des anderen 
Volksgenossen. Daraus ergibt sich die klare Folgerung, daß 
der Pflichtenkreis des Nationalsozialisten die Pflichten des 
anderen Volksgenosseneinschließt. Die Pflichtendes Staats¬ 
bürgers sind festgelegt in den Gesetzen des Staates, die 
Zuwideihandlung gegen sie in den Strafgesetzen des Staates 
mit Strafe bedrohen. Die größeren Pflichten des Parteige¬ 
nossen sind verankert in Satzung und Programm, in den 
Anordnungendes Führers und der von ihm bestellten zustän¬ 
digen Unterführer. Ihre Verletzung ist mit Strafe bedroht in 
den Rahmentatbeständen des § 4 Abs. 2 und 3 der Satzimg. 
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Diese Tatsache bedingt von vornherein eine Zweiteilung der 
zur Zuständigkeit der Paneigerichie gehörenden Strafsa¬ 
chen, nämlich 

1. in diejenigen, die auch in den Strafgesetzen mit Strafe 
bedroht sind. 

2. in diejenigen, die in den Strafgesetzen nicht, besser 
nicht mehr, mit Strafe bedroht sind. 

In den Fällen zu 1. ist die Gerichtsbarkeit der Parteige- 
richte eine disziplinäre, das Parteigericht hat nicht auszu¬ 
sprechen, daß die Strafgesetze des Staates verletzt sind, 
seine Tätigkeit erstreckt und beschränkt sich darauf, zu 
priUen, welche Wirkung die vom staatlichen Strafrichter 
festgcsicllte oder festzustellende Verletzung des strafrecht¬ 
lichen Tatbestandes fürdas Verhältnis des Vemneilicn oder 
zu vemrteilenden Parteigenossen zur NSDAP, also für die 
Frage seiner Mitgliedschaft haben muß. ... 

Liegt das strafbare Veriialien des Parteigenossen jedtxh 
klar, ..., so braucht das Parteigericht mit seiner Entschei¬ 
dung nicht das Urteil des Strafgerichts abzuwarten; es 
spricht ja auch in seinem Beschluß nicht aus, daß der 
angeschuldigte Parteigenosse sich des Landesverrats, des 
Diebstahls schuldig gemacht hat. sondern daß er auf Gmnd 
des § 4 Abs. 2 der Satz.ung ehrenrührig oder den Bestrebun¬ 
gen der N.S.D.A.P. zuwidcrgchandelt hat und deswegen aus 
der Partei auszuschließen ist. Es muß auch als im Interesse 
der Partei liegend angesehen werden, daß derjenige, der in 
schwerwiegenden Dingen mit den Strafgesetz,en in Konflikt 
kommt, zur Zeit seiner Aburteilung durch das Stralgericht 
nicht mehr Parteigenosse ist. 

Die Strafsachen, die in den Strafgesetzen nicht (mehr) 
mit Strafe bedroht sind, umfassen das eigentliche Strafrecht 
der Partei, das sich auf den über die Pflichten des anderen 
Staatsbürgers hinausgehenden höheren Pflichtenkreis des 
Nationalsozialisten gründet.... 

ln den Fällen der gleichzeitigen Zuständigkeit der Partei¬ 
gerichte, der staatlichen Gerichte und womöglich noch der 
Disziplinargerichte, ist das Verfahren vordem Parteigericht 
also grundsätzlich auszusetzen, bis die Entscheidung des 
staatlichen oder des Disziplinargerichts ergangen ist, es sei 
denn, daß Sachverhalt und Schuld klar liegen.... 

So muß dereine Voruntersuchung abschließende und das 
Hauptverfahren einleitende Eröffnungsbeschluß in erster 
Linie die dem Angeschuldigten zur Last gelegte Tat enthal¬ 
ten. ... 

Das Gericht hat zu prüfen, ob der festgestclltc Tatbe¬ 
stand einen Verstoß gegen die Strafbestimmungen der Sat¬ 
zung darstellt. Bejaht es diese Frage, so ist der Angeschul¬ 
digte schuldig zu sprechen.... 

Ein Parteigenosse.-womöglich noch ein Amtsträger der 
Partei, der sich strafbar macht nach den Gesetzen des 
Staates, soll grundsätzlich nach diesen Gesetzen bestraft 
und strenger bestraft werden als der andere Volksgenosse, 
weil er sich als Nationalsozialist strafwürdig verhalten hat. 


10. März 1935: 

"Anordnung 15/35; 

Die Parteiorganisationen und Gliederungen der Bewe- 
ll)/)er/’arr«>ic/i«r.20.9.193j S. 15-24 


gung haben in den meisten Teilen Deutschlands Anordnun¬ 
gen erlassen des Inhalts, daß ihren Angehörigen das Tragen 
der Uniform nach 24 Uhr abends in den Wirtschaften ixler 
in der Öffentlichkeit überhaupt ohne besonderen Erlaubnis¬ 
schein verboten ist. Die Einhaltung dieser Vorschrift wird 
indenmeistcnFällendurch besondere Streifenüberwacht."'^* 

10. April 1935: 

"Als Grundlage für die Rechtsprechung innerhalb der 
Partei ist die Rede des Führers vom 13.7.1934 ebenfalls von 
unschätzbarem Wert. Er sagte darin: 

Wenn vom Volke gefordert wird, daß es seiner Führung 
blind vertraut, muß diese Führung dieses Vertrauen aber 
auch durch Leistung und durch besonders gute Aufführung 
sich verdienen. Fehler und Imümer mögen im einzelnen 
unterlaufen. Sie sind auszumer/en. Schlechte Aufführung, 
Tmnkenhcit, Exzesse, Belästigungen friedlicher, anständi¬ 
ger Menschen aber sind eines Führers unwürdig, nicht 
nationalsozialistisch und in höchstem Maße verabscheu¬ 
ungswürdig. Ich habe daher auch stets gefordert, daß an das 
Benehmen und die Auffühmng nationalsozaalistischer Füh¬ 
rer höhere Anfordemngen gestellt werden als bei übrigen 
VolLsgcnossen.... 

Ich wünsche daher auch nicht, daß Nationalsozialisten 
wegen solcher Delikte milder beurteilt und bestraft werden 
als sonstige Volksgenossen, sondern ich erwarte, daß ein 
Führer, der sich so vergißt, strenger bestraft wird, als im 
gleichen Fall ein unbekannter Mann. Und ich möchte hier 
keinen Unterschied wissen zwischen Führern der politischen 
Organisationen und Führern der Formationen unserer SA, 
SS, HJ usw.’ 

I5..|uni 1942: 

Slabsleitcr Ludwig .Schneider: 

"Die Aufgaben der ParicigerichLsbarkcit ergeben sich 
aus der Zweckbestimmung und Zielsetzung der Partei und 
damit aus dem programmatischen Wollen des Führers und 
den Fordemngen seines Parteiprogramms. Durchsic werden 
die Pflichten des einzelnen Parteigenossen begründet, über 
deren Innehaliung die Parteigerichtsbarkeit z,u wachen und 
deren Verletzung sic zu ahnden hat. ... 

Sie wird folgerichtig vielfach wegen Verletzung des 
besonderen und größeren Pflichtenkreises des Parteigenos¬ 
sen mit Strafen einschreilcn müssen, ohne daß der gleiche 
Sachverhalt für einen anderen Volksgenossen strafbar sein 
könnte, gleichviel, welcher Organisation oder Gemeinschaft 
innerhalb des deutschen Volkes er angehört. Der Padeige- 
nosse hat immer mehr Pflichten, welchem Beruf er auch 
angehören mag. Niemand kann infolgedessen mehr Pflich¬ 
ten verletzen. ... 

Soweit der Parteigenosse gegen den Pflichtenkreis des 
Volksgenossen verstößt, dessen Verletzung in den Strafge¬ 
setzen des deutschen Volkes init Strafe bedroht ist, unter¬ 
steht er dem staatlichen Strafgericht. Die Zuständigkeit der 
Parteigerichte ist hier entweder eine zusätzliche (xler eine 
primäre. Wenn durch die abzuurteilende Tat wichtige Inter¬ 
essen der Partei nicht berührt werden, wird sich die Pariei- 
gerichtsbarkeit darauf beschränken, entweder den Angc- 

12) Der ParteirichUr. 10. März 1935. S. 48. 

13) Der Parleiurickler. 10. Aprit 1935. S. 54. 



schuldigten init Einstweiliger Verfügung aus der Partei 
auszuschließen und für seine endgültige Entscheidung den 
Ausgang des Strafverfahrens abzuwarten txler aber nach 
Abschlußdes staatlichen Strafverfahrens zu prüfen, welche 
Folgerungen die Partei aus dem der Verurteilung zugrunde¬ 
liegenden Tatbestand zu ziehen hat. Sind durch die abzuur¬ 
teilende Straftat wichtige Interessen der Partei berührt, 
entweder wegen der Perstm des Täters oder der Tatumstän¬ 
de, ist die primäre Zuständigkeit der Parteigerichtsbarkeit 
gegeben, Ineinem zunächst mit m(>glichster Beschleunigung 
durchgeführten Parteigerichtsverfahren wird der Parteige¬ 
nosse parteigerichtlich bestral't und dann den staatlichen 
StrafverfolgungsbehördenzurBestrafung nach den Strafge¬ 
setzen des Reiches übergeben, ,., 

Die praktische Anwendung dieser Grundsätze erfolgt seit 
Jahren reibungslos. Wenn gegen einen Parteigenossen we¬ 
gen Handlungen, die er als Beamter begangen hat, auf 
Antrag des zuständigen Hoheitsträgers ein Parteigerichts¬ 
verfahren durchgeführt werden soll, wird die Sache dem 
Obersten Parteigericht vorgelegt, dessen Genehmigung zur 
Durchführung des Verfahrens erforderlich ist. Das Oberste 
Parteigericht gibt der zuständigen Obersten Reichsbehöide 
von den erhobenen Anschuldigungen Kenntnis mit einem 
Vorschlag, zunächst das Dienststrafverfahren zu führen 
oder aber mit der Durchführung des paneigerichtlichen 
Verfahrens einverstanden zu sein, je nachdem die erhobenen 
Vorwürfe nach Auffassung des Obersten Parteigerichts 
überwiegend eine Pflichtverletzung des Parteigenossen txJcr 
des Beamten darstellcn.... 

Dabei wird in aller Regel ein Sachverhalt, der die straf¬ 
weise Entl'emung aus dem Amt zur Folge hatte, auch den 
Ausschluß aus der Partei erforderlich inachen, ebenso wie 
der Ausschluß aus der Partei grundsätzlich die weitere 
Verwendung als Beamter ausschließt. 

GegcneinetiKrcisleitcrundOberbürgermci5terwirdz..B. 
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der Vorwurf erhoben, er habe sich unter Mißbrauch seines 
Partei-undStaatsamtes ungerechtfertigte Vorteile verschafft. 
Er habe als Kreisleiter den Verkauf eines jüdischen Anwe¬ 
sens zu besonders billigem Preis an die ihm als Oberbürger¬ 
meister unterstehende Wohnungsbaugesellschaft veranlaßt, 
von dieser das Grundstück gegen geringe Bezahlung, im 
wesentlichen gegen Eintragung einer Hypothek erworben, 
um es nach geringen Umbauten dem Staat zu einem um 200 
v.H. höheren Preis zum Kauf anzubieten. Dieser Tatbestand 
enthält Handlungen als Kreisleiter, als Beamterund Privat¬ 
mann und damit als Parteigenosse. Außerdem werden noch 
Anschuldigungen erhoben, die seine parteiinterne Tätigkeit 
als Kreisleiter betreffen. Dieser einheitliche Vorgang kann 
nicht auseinandergerissen und aufgeleilt werden in dienstli¬ 
che Handlungen des Krcislciiers und dienstliches und aui.Ier- 
dienstliches Verhalten des Beamten mit jeweils verschiede¬ 
ner Zuständigkeit. Das Verfahren wird folgenden Gang 
nehmen: 

Das Gaugericht legt die Sache dem Obersten Parteige¬ 
richt vor. Das Oberste Parteigericht wendet sich an den 
Reichsininistcrdes Innern mit dem Vorschlag, der sofortigen 
Durchführung des parteigerichtlichen Vcrfalirens zuz.usiim- 
men, da die Vorwürfe überwiegend den Kreisleitcr beträfen 
und zweckmäßigerweise in einem Verfahren geprüft \vür- 
dcn. Ist der Reichsminister des Innern damit einverstanden 
und beurlaubt er den Obefbürgcnncister, so vollzieht das 
Oberste Partcigcrichl auf Beschwerde des Angeschuldigtcn 
den durch das Gaugericht beantragten AusschluJ.1. 

Nunmehr wird auf Grund der rechtskräftigen pancige- 
richtlichen Ent.scheidung das abgekürzte DiensLstrafverfäh¬ 
ren durchgeführt. 

Diese verfahrensmäßige Behandlung ist durch Anord¬ 
nungen des Obersten Partcigcrichies aus dem Jalirc 1936 
festgelegt.... 

»Zuwiderhandlungen gegen die Bestrebungen der Par¬ 
tei«, wie die Salzung Verstöße gegen die Pflich¬ 
ten nennt, die sich aus einer bestimmten Ziel- 
sclz.ung oder Aufgabe der Partei ergeben, sind 
immer dann mit Ausschluß aus der Partei zu 
bestrafen, wenn eine Verallgemeinerung des 
festgestelhen Sachverhalts die Schlagkrallund 
Geschlossenheit der Partei schwächen, sie 
untauglich inachen würde zur Durchsetzung 
der gestellten Aufgabe. Persönliche Anstän¬ 
digkeit, Verdienste und sonstige in der Person 
des Täters liegende Milderungsgründe müs¬ 
sen hinter diesem grundlegenden Gesichts¬ 
punkt in der Strafzumessung ebenso zurilck- 
treten, wie das Interesse des einzelnen hinter 
dem der Gemeinschaft zurückzutreten hat. Ein 
schwerer Di sziplinversioß auch eines verdien¬ 
ten alten Parteigenossen muß mit Ausschluß 
bestraft werden zur Aufrcchteitialtung der 
Disziplin.... 

Muß auch nur eine festgestellte Handlung 
als zwangsläufige Auswirkung eines schlech¬ 
ten Charakters geweitet werden, dann können 
Verdienste oder sonstige Milderungsgründe 
dem Ausschl uß nicht entgegenstehen...." 

14) Der ParUirichler, München IS.luni 1942, S. 17-21. 



"Demonstrativ errichtete die Ortsgruppe Kölndes Reichsbundes jüdischer 
Frontsoldaten (RjF) ein Fhrenniat für die Jüdischen Opfer des Ersten Welt¬ 
krieges: »Unseren Ciefaltenen«. Zu der Feierstunde auf dem Jüdischen 
Friedhof Köln-Bocklemiind am 8. Juli 1934 versammelten sich 3.000 Men¬ 
schen. Abordnungen aller deutsch-jüdischen Organisationen, Sport- und 
Jugendgnippen waren erschienen." 

Günter Bernd Ginzel, "Jüdischer Alllag in Deutschland 1933 -1945'', Düsseldorf 1993. S. 46. 
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Behandlung von "enemy aliens" in anderen Ländern 


Was sich im Reich innenpolitisch auf dem Gebiet der 
Judenverdrängung speziell seit April und November 1938 
ereignet hat, ist — gemessen an unbeschwerten Friedens¬ 
bedingungen — grundsätzlich zu verurteilen. Ebenso si¬ 
cher ist aber auch, daß sich eine Herrschaft der Israelis 
oder Bolschewisten unter analogen Verhältnissen noch 
um ein Vielfaches verheerender gegenüber einer von 
ihnen als mit auswärtigen Ländern verbunden betrachte¬ 
ten Minderheit ihres Landes ausgewirkt hätte. Ein solches 
Urteil ist bereits angebracht, wenn man die Maßstäbe und 
Praxis in ihren eigenen Nationen selbst aus Zeiten zugrun- 
delegl, da ihnen niemand den Krieg erklärt hat. Ohne 
Weltwirtschaftsboykott und Kriegserklärung schon ab 
Frühjahr 1933 wäre die Entwicklung in Deutschland 
grundsätzlich anders verlaufen! Wie kann man nur das 
kommunistische Terrorstreben nach Weltherrschaft in 
Zusammenarbeit mit den ähnlich aggressiven zionisti¬ 
schen "heiligen Kriegern" und dem US-Präsidenten F.D. 
Roüsevelt, der dem gleichen Ziel auf Weltdominan/, 
ent gegenstrebte, bei solchen Bewertungen ausklammem'? 
Wie kann man auch das dem deutschen Volk von den 
Versailler Siegennächten angetane Unrecht, das schon 
damals auf Exi stenzvemichiung angelegt war, verschwei¬ 
gen? Politik setzt sich nun einmal aus Aktionen und 
Reaktionen zusammen. Die Aktionen jedoch bestimmten 
seil 1918 ausschließlich die Sieger und Mitsieger von 
Versailles! 

Kriegführende jedoch — und der am 24.3.1933 mit 
unerbittlicher Hartnäckigkeit geführte Krieg bis zur Ver¬ 
nichtung des Deutschen Reiches war mutwillig und ohne 
berechtigte Veranlassung vom Zaun gebrochen worden! 
— laden eine gewaltige Verantwortung nicht nur für sich 
selbst, sondern für eine unübersehbare Vielzahl anderer 
Menschen auf sich, was in keiner Analyse verschwiegen 
werden darf. 

Gerade solche Vergleiche sind notwendig, um Exi¬ 
stenzfragen von Völkern in bedrohlichen Krisen neutral 
bewerten zu können. 

Wie z.B. Großbritannien mit seinen "enemy aliens" 
(also feindlichen Ausländem) umgegangen ist (Frank¬ 
reich und die USA haben sie kurzerhand alle interniert), 
dafür ein kurzer Ausschnitt aus einer historischen Unter¬ 
suchung: 

"Der Geheimdienst Ml 5 war schon vor Kriegsausbruch 
ermächtigt worden, alle als verdächtig geltenden »enemy 
aliens« hei Beginn der Feindseligkeiten zu verhaften, dage¬ 
gen sollten alle anderen von besonderen Tribunalen auf 
ihre Zuverlässigkeit und Loyalität geprüft und, bei nicht 
auszuräumendem Verdacht, interniert werden, bei positi¬ 
ver Beurteilung jedoch in Freiheit verbleiben .... 

Die 112 Tribunale überprüften, meist unter dem Vorsitz 
eines Juristen, während der ersten Kriegsmonate im gan¬ 
zen Land über 73.0Q0 Deutsche und Österreicher, die 
Mehrzahl Flüchtlinge, dazu .sogenannte Alteingesessene 


und andere, die sich zufällig bei Kriegsbeginn in Großbri¬ 
tannien aufgehalten hatten. ... 

Sir Neville Blands Bericht, in dem er davor warnte, 
keinem Deutschen oder Österreicher zu trauen, wurde von 
der BBC gesendet und gab den Politikern nun handfeste 
Argumente. Churchill sprach .sich jetzt eindeutig ßir die 
Internierung aus: 

'Es sollte eine großangelegte Verhaftungsaktion 
zur Festnahme der feindlichen Ausländer und Ver¬ 
dächtigten durchgeführt werden. Es ist besser, wenn 
diese Personen hinter Stacheldraht sind. Die Inter¬ 
nierung würde für alle deutsch sprechenden Perso¬ 
nenwahrscheinlich mehr Sicherheit bedeuten, denn 
beizunehmenden Luftangriffen wird sich die Öffent¬ 
lichkeit erregen, und diese Menschen wären in 
großerGefahr, befänden sie sich noch in Freiheit .'... 

... daß Innenminister Anderson nun der Verhaftung 
aller britischen Staatsbürger, die in der »British Union of 
Fascists« eine prominentere Rolle spielten, zustimmte. 
Während »feindliche Ausländer« ohne Gerichtshe.schluß. 
allein auf Grund des Rechtsmittels des »Royal Frerogati- 
ve«, verhaftet werden konnten, mußte bei der Festnahme 
britischer Staat.sbUrger die Noistandsgesetzgehung die 
juristische Grundlage abgehen. ... 

Das Home Defence (Security) E.xeculive (Committee) 
hatte fast unbegrenzte Befugnisse. Bis zum heutigen Tage 
sind Uber seine Tätigkeit keine Dokumente öffentlich zu¬ 
gänglich. ... 

ln der Kabinettsitzung vom ll. Juni 1940 wurde das 
letzte Stadium der Masseniniernierung beschlossen. ... 

Fs ist auf Grund der noch inwier nicht vollständigen 
Freigabe aller Dokumente kaum möglich, eine komplette 
Liste aller Lager in Großbriimnien zu erstellen, die sich 
von Southampton bis ins.schottische Knapdale erstreckten. 

Und Großbritannien ist eine Insel, hat auch später die 
Inicmierten in seine überseeischen Dominions verfrach¬ 
tet, Kampfwillige gegen Deutschland — so auch u.a. 
Sebastian Haffner alias Raimund Pretzel — wieder freige- 
lassen. Doch merkwürdig, man kann Bücher dieser Art 
zur Hand nehmen wie man will; Niemand empörrsich im 
Falle irgendeiner der alliierten Mächte einschließlich der 
Sowjetunion über die mit einer Intemiemng verbundenen 
Berufsentlassungen, Enteignungen, Deportationen, 
Zwangsarbeit. Das alles wird schweigend übergangen, 

Ganz anders im Fall Deutschland: hier sind solche 
Veihältnisse schon dann Verbrechen, wenn trotz Kriegs¬ 
zustandes keine Internierung, sondern Auswandemng 
beabsichtigt warund man Jahre nach Kriegserklärung des 
internationalen Judentums abgewariet hatte, che eine 
Ausschaltung der "enemy aliens" aus der Wirtschaft ver¬ 
fügt wurde. 

15) Gerhard Hiischfeld (Hrsg.), "Exil in Großbritannien", Stuttgart 1983, S. 157 
- 165. 



Dokumente, die einiges klären 


"Im Frühjahr 1938 gab es noch praktizierende Arzte und Zahnärzte in Deutschland, die an die Abrechnung mit 
den Ortskrankenkassen angeschlossen waren, was ihnen genügend Patienteri sicherte. 

Wibon (Hugh R. M/son = üS-Botschafter in Berlin) übermittelte Staatssekretär Hüll, daß im Jahre 1938 10% der 
praktizierenden Rechbanwälte in Deubchland Juden waren, obwohl die Juden weniger ab l % der Bevölkerung 
ausmachten.... 

Die Vereinigten Staaten nahmen Anstoß an einem deutschen Gesetz vom 30. März 1938, welches diejüdische 
Kirche ihrer Stellung entkleidete, eine der staatstragenden Kirchen in Deutschland zu sein. Dies bedeutete, daß der 
deutsche Staat nicht mehr die Kirchensteuern für die Jüdbche Kirche einzog und an die jüdischen Gemeinden 
weiterleitete, sondern diese Aufgabe den Jüdbchen Gemeinden selbst überließ, während die Finanzierung der 
evangelbchen und katholbchen Kirche weiterhin mit der vom Staat erhobenen Steuer erfolgte. 

Die Lage, die in Deutschland mit diesem Gesetz geschaffen wurde, befand sich in Übereinstimmung mit der 
aiigemeinen Praxb in England, wo die öffentlichen Steuereinnahmen der Anglikanischen Kirche zußossen, 
UJährend die jüdischen Kirchen nichts erhielten."'^' 


o 


SSD Berlin Nr. 82 vom 12.11.1938 


An Landesregierungen, Rcichsstatthaltcr, Oberpräsidenten, Reichskommissare für das Saarland und Sudcienländcr. 


Alle in gesetzlichen Grundlagen entbehrenden Mal.^nahincn gegen jüdische, winschaftlichc Unternehmen, wie Einsetzen 

vünTreuhändem,SpciTungenvon Konten und dergleichen, sind bei Mcidungderpcrstinlichcn Haftung der Verantwortlichen 

solort einzustcllcn und zurückzunchmen. 

Reichsgcset/.liche Regelung folgt. 

gez. Dr. Frick 
Reichsinncnininistcr 


Zusatz für Baden 


Aufgenommen durch Gend.Obermeister Lutz..”* 


zur Kenntnis und Beachtung 

gez. Bad. Innenminister. 


^ ^ Gesetz über Mietverhältnisse mit Juden. Vom 30. April 1939. 

\ 2 Qjg Rejehsregierung hat folgendes Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

Lockerung des Mieterschutzes 

Ein Jude kann sich auf den gesetzlichen Mieterschutz nicht bemfen, wenn der Vermieter bei der Kündigung durch eine 

Bescheinigung der Gemeindebehörde nachweisl, daß fiirdie Zeit nach der Beendigung des Mietverhältnisses die anderweitige 

Unterbringung des Mieters sichergestellt ist. Dies gilt nicht, wenn auch der Vermieter Jude ist. 

§2 

Vorzeitige Kündigung 

Ein Mietvertrag kann, wennnurein Vertragsteil Jude ist, von dem anderen jederzeit mit der gesetzlichen Frist gekündigt 
werden, auch wenn der Vertrag auf bestimmte Zeit geschlossen oder eine längere als die gesetzliche Kündigungsfrist 
vereinbart ist. Der Vennieter kann Jedoch für einen früheren als den vertraglich zulä-ssigen Termin nur kündigen, wenn er 
bei der Kündigung durch eine Bescheinigung der Gemeindebehörde nachweist, daß für die Zeit nach der Beendigung des 
Mictverhälinisses die anderweitige Unterbringung des Mieters sichcrgestellt ist. 

§3 

Untermieter 

Juden dürfen Untermietvenräge nur mit Juden abschließen. Die Erlaubnis des Vermieters ist nicht erforderlich, wenn 
dieser auch Jude ist. 

§4 

Unterbringung 

(1) Ein Jude hat in Wohnräumen, die er als Eigentümer oder auf Grund eines Nutzungsrechtes innehat oder die er von 
einem Juden gemietet hat, auf Verlangen der Gemeindebehörde Juden als Mieter oder Untermieter aufzunehmen.... - § 14 
Berlin, den 30. April 1939.'*’. 


16) 77i« Journal of HistoricanReview. summer 1983, S. 207; Institute fot 

Historical Review,'Toirance / California 90505, P.O. Box 1306. 

17) Bundesarchiv Koblenz; R 58/276 /140 18) Reichsgesclzblatt 1939. Teil I S. 864 • 865. 
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Bielefeld, den 22. September 1939. 


Geheime Staatspolizei 
Siaatspoli zeisteile 
Bielefeld 
II B 4 - 4036/39 



Rundverfilauna Nr. j 


Betrifft; Zuweisung von besonderen Lebensmittelgeschäften an Juden. 

Vorgaiii»; Meine Rundverfügung Nr. 84/39 vom 13.9.39. 

Es hat sich herausgestcllt, dass die Durchführung der Zuweisung von besonderen Lebcnsininelgeschäften an Juden auf 
Schwierigkeiten gestossen ist. Ich hebe daher die vorbezeichneie Rundverfügung auf. Der Verkauf an Juden ist bei dem alten 
Zustand zu belassen, bis weitere Weisung ergeht. 

Sollten irgendwelche Schwierigkeiten bei der Abgabe von Lebensmitteln an Juden auftreten, bitte ich zu berichten. 

In Verirening: gez. Dr. Fest.'®' 


Der Reichsminister des Innern. ^ ^ Berlin, den 4. Dezember 1939 

IV W 1 56/39-7808 i 4 ' 

An die Schaumburg-Lippische Landesregiemng in Bückeburg ✓ 

Auf den Bericht vom 15.9.1939 -- II 4706 -- 
Bcir.: Zehnte Verordnung zum Rcichsbürgergeselz. 


Die Ansammlung von Mitteln bei der Reichsvercinigung der Juden ist zwarin vollem Gange, sie isijcdoch z.Zt. noch nicht 
so weit fortgeschritten, daß die Reictisvcrcinigung und ihre unteren Stellen in der Lage sind, die Unterstützung hillsbedürf- 
tiger Juden in vollem Uml'ange duichzuführen. Bis die Reichsvercinigung hierzu imstande ist, bleibt nichts anderes übrig, 
als sich mit der Notwendigkeit eines ergänzenden Eingreifens der deutschen öffentlichen Fürsorge abzufinden. Ich ersuche 
jedoch, mir über die Höhe der Unterstützungen zu berichten, die der Provinzialvcrband für jüdische Wohlfahnspllege in 
Hannover (Bczirksstclle der Reichsvereinigung der Juden) in dem Falle, der zu Ihrem Bericht Anlaß gegeben hat, zahlt. 

Abschrift übersende ich mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Im Auftrag gez. Ruppen 

An den Deutschen Gemeindctag Berlin NW 40.^'" 



Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft - Reichsministerialhhtt 1940, S. 301:^” 

Rd.Erlal.) RtE + Lw vom 2.3.1940 -- Vlll B 2 - 14408 -- 

Für die Anwendung der Vorschriften der 2. Durchf.-Verordnung vom 18.1.40 (RGBl. IS. 188) zur Vcrordnung über den 
Einsatz des jüdischen Vennögens: 

Einziehung (Erhebung, Beitreibung) von Geldleistungen ... sind den Finanzämtern zu übertragen. 

Für die Entscheidungen in dem Genehmigungsverfahren ist grundsätzlich zu beachten, daß ein allgemeines politisches 
und volkswirtschaftliches Interesse daran besteht, die weitere Entjudungdes landwirtschaftlich genutzten Grundbesitzes aul 
der Grundlage freiwilliger Veräußerungsverträge zu fördern. 

--- 

Rd-Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 1. Mai 1941 -III5/13 108/42- | 6^* 

Ministerialblatt des Reichswirtschaftsministeriums 1942, S. 235: 

Nachmeinem.RdErlaßvom6.Febr.l939-IIlJdl/2082/39(RWMBl.S.229)-Abschn. IIlNr.7,sollsich der Kaufpreis 

für jüdische Gmndstücke im Rahmen des Verkehrswertes halten, Entspricht der von den Vcnragsteilcn vereinbarte 
Kaufpreis dem Verkchrswen, so besteht keine Veranlassung, ihn herabzusetzen. Eine Herabsetzung des Kaufpreises ist nur 
unter den in Nr. 2 meines Rd.Erl. vom 23. Okt. 1939 - III C 23081/39 - angegebenen Voraussetzungen zulässig. Eine 
Ausglcichsabgabe zur Erfassung eines unangemessenen Entjudungsgewinns gemäß § 15 der Verordnung über den Einsatz 
des jüdischen Vermögens ist nur dann zu erheben, wenn der vereinbarte Kaufpreis unter dem mäßigen Verkehrswert, den 
das Grundstück in der Hand des Käufers haben wird, liegt. Diese Grundsätze gelten auch für die von den jüdischen 

Organisationen (ReichsvercinigungderJuden in Deutschland, jüdischen Kulturvereinigungen) abgeschlossenen Kaufverträ- 


19) Bundesaichiv Koblenz: R 58/276/239. 

20) Bundesarchiv Koblenz: H 36/J022 fol. 1 - 193, S. 66. - Weitere 
KopfbogeneinzetHeflSi hier nicht angeführt; Abschrift. Stempel Deutscher 

Gemeindetag 6. Dez. 1939, schriftlich beglaubigt, Assistent Kipke. Stempel 21) Bundesarchiv Koblenz: RD 82/14. 
Reichsministerium des Innern. 





Das Vermögen dieser Organisationen steht unter der Aufsicht des Chefs der Sicheihcitspoüzei und des SD; es wird im 
Reichsintcresse verwaltet und eingesetzt (10. Verordnung zum Reichsbürgergesetz; vom 4, Juli 1939 - RGBl I S. 1097). 
Es besteht ein Interesse daran, daß dieses Vermögen bei der Veräußemng einzelner Gegenstände nicht im Werte vermindert 

wird. r • o u • • 

Bei Verkäufen durch jüdische Organisationen ist von Auflagen, wonach der Kaufpreis auf ein Sperrkonto bei einer 
Devisenbank einzuzahlen ist, abzuschen. Da die jüdischen Organisationen unter der Aufsicht des Chefs der Sicherheitspo¬ 
lizei und desSDstehen, sindsolche Auflagen nicht nur nicht erforderlich, sondemerschwerensogardie Verfügung des Chets 
der Sicherheitspolizei und des SD über die Kaufpreise. 

An die für die Entjudung zuständigen Verwalmngsbehörden. 


o 


20.5.1940: Öffentliche Fürsorge für Juden 
ehemals polnischer und tschecho-slowakischer Staatsangehörigkeit 


Die fürsorgerechtlichen Vereinbarungen mit dem ehe¬ 
mals polnischen Staat und der ehemaligen Tschecho-Slowa- 
kei sind mit der AuJlösung der genannten Staaten außer 
Kraft getreten. Die Juden ehemals polnischer Staatsangehö¬ 
rigkeit gehören als staatenlose Juden gemäß § 3 Abs. 1 der 
10. VOzum Reichsbürgergesciz. vom 4,7.39 der Rcichsver- 
einigung der Juden in Deutschland an. Für sie hat somit die 
Rcichsvereinigung gemäß § 12 der VO vom 4,7.39 im Falle 
der Hilfsbedürftigkeit zu sorgen. Die pnitcktoratsangehöri- 
gen Juden fallen als Juden fremder, d.h. nichtdcuischer 
Staatsangehörigkeit unter § 3 Abs. 3 der VO vom 4.7.39. Sie 
gehören daher nicht von selbst der Rcichsvereinigung an, 
können ihr aber beitreten. Nach dem allgemeinen fürsorge- 


rechtlichen Grundsatz, wonach jeder Hilfsbedürftige zu¬ 
nächst auf allen ihm selbst zur Verfügung stehenden Wegen 
versuchen muß, ohne öffentliche Fürsorge auszukommen, 
wird von den hilfsbedürftigen Juden fremder Staatsangehö¬ 
rigkeit zu verlangen sein, daß sie gemäß § 3 Abs. 3 der VO 

vom4,7.39derRcichsvcrcinigungdcrJuden in Deutschland 
beiireten und damit einen Anspruch auf Unterstützung durch 
die Rcichsvereinigung gemäß § 12 der VO vom 4.7.39 
erwerben. Lehnen sie diesen Beitritt ab, so ist ihnen öffent¬ 
liche Fürsorge zu versagen. Treten sie der Reich-svereini- 
gung bei. so kann eine Unterstützung durch die öffentliche 
Fürsorge nur insoweit in Frage kommen, als die Mittel der 
Rcichsvereinigung zur Unterstützung nicht ausreichen. 


0 


Der Reichsminister der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
Inspektion des zivilen Luftschutzes 


...Bl. d 18.12 Nr. 49/40 (2 I B), 

Berlin, den 7. Oktober 1940 
Betreff: Benutzung der LS-Käume durch 
Juden. 

An das Luftgaukoinmando x.x, VII x.x. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Siellvenrcter 
des Führers wird darauf hingewiesen, daß bei 
Fliegeralarm Juden derZutritt zu öffentlichen und 
sonstigen LS-Räuinen nicht versagt werden kann, 
da andernfalls Unzuträglichkeiten zu befurchten 
sind, die sich auch auf die deutschblütige Bevölke¬ 
rung nachteilig auswirken könnten. Falls mehrere 
LS-Räuine vorhanden sind, sollen die Juden in 
einem derselben gesondert untergebracht werden. 
Steht nur ein LS-Raum zur Verfügung, wird es 
zweckmäßig sein, durch Abtrennung eines Teils 
des LS-Raumes die Möglichkeit zu schaffen, daß 
die Juden getrennt von deutschblütigen Insassen 
den LS-Raum benutzen können. 

Im Auftrag 
gez. Großkreutz 

22) ßundesarchiv Koblenz: R 58/276, — 257. 



"Jüdische und nich^üdische Arbeitskollegen. 

Die Ausschließung der Juden vom Arbeitsplatz hing nicht zuletzt 

vom Einfluß der SationaisaziaJisten unter der Belegschaft ab. Inder 

Privatwirtschaft konnten daher Jiulen vereinzelt noch eine längere 
Zeit beschäftigt werdeiu " 

Günter Bernd Ginzel. "Jüdischer Allt^ in Deutschland 1933 - 1945" aaO. S. 90. 

23) Nadirichtendienst DOT. 20.5.1940. - Bundesarchiv Koblenz,: R 36/1022 
fol 1-193. S. 88. 
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Berlin, den 20, März 1941 


Der Reichsminister des Innern 

IV W 191 /40- 7410 ^ 

An das Bayerische Staatsministerium des Innern in München. 

Auf das Schreiben vom 29.10.1940 — Nr. 6533 c 14 —, betreffend Fürsorge für Wehrdienst- und Einsatzgeschädigte und 
ihre Hinterbliebenen, 

Nach § 35 Abs. 3 der Reichsgmndsätzc über Voraussetzung, An und Mass der öffentlichen Fürsorge in der Fas.sung VO. 
über die öffentliche Fürsorge für Juden vom 19.11.1938 (RGBl.IS. 1649) ist die gehobene Fürsorge der §§ 18 bis 32 der 
Reichsgrundsätze nur Schwerkriegsbeschädigten Juden selbst, nicht auch ihren Angehörigen zu gewähren (vgl. Anmerkung 
9 Satz 2 und 3 zu Art. 1 der Vo vom 19.11.1938 bei Pfundtner/Neubert). Hieraus folgt, dass der Jude Wassermann nicht 
gemäss dem RdErl. vom 6.6.1940 (RMBliV. S. 1083), sondern nach den allgemein für Juden geltenden Vorschriflcn des § 
35a Abs. 1 und 2 der Reichsgrundsätze in Verbindung mit § 12 der 2^hnten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 
4,7.1939 (RGBl.I S. 1097) zu unterstützen ist. Zu der letztgenannten Vorschrift stelle ich klar, dass die Reichsvercinigung 
der Juden in Deutschland als Trägerin der jüdischen freien Wohlfahrtspflege nur dann fürhilfsbedürftige Juden einzutrcicn 
hat, wenn diese gemäss § 3 der Veit>rdnung vom 4.7.1939 Mitglieder der Reichsvercinigung sind, ln den Au-snalimerällen 
der Absätze 2 und 3 des § 3 der VO. vom 4.7.1939 hat die öffentliche Fürsorge gemäss § 35a Abs. 1 Salz 2 bis 7 und Abs, 
2 der Reichsgmndsätze zu helfen. 

Abschrift übersende ich zur Kenntnis. Abschrift eines Berichts des Oberbürgermeisters der Hauptstadt der Bewegung 
vom 23.10.1940, aus dem sich die Einzelheiten des Falles ergeben, ist beigefügt. 

Im Auftrag gez. Ruppen, beglaubigt, Unterschrift, Stempel, Kanzlei Reichsministerium des Innern. 

An den Deutschen Gemeindetag in Berlin NW 40, Alsenstr. 7; Stempel hiervon 26. März 1941”’ 


Reichsministerium des Innern Berlin, den 6. Oktober 1941 

Unterabteilung I Star - ^ 

An die Unterabteilung IV W z. Hd. von Herrn Ministerialrat Ruppen I K) ^ 

Betrifft: Unterstützung Schwerkriegsbeschädigter Juden. ^ 

Auf das Schreiben vom 4. September 1941 — IV W I 70/41 - 7410. 

Ich stimme Ihrer Auffassung zu, daß in erster Linie an die Fcmhaltung jeder Fürsorgctäligkeii derFürsorgeverbände lür 
Judenzu denken ist. Meines Erachtens kann die Frage der Zuständigkeit auch in rechtlicher Hinsicht kauminZwcifcl gezogen 
werden, da gemäss § 35a Absatz 1 Satz 1 derRcichsgmndsälzc in der Fassung der Verordnung vom 19, Oktober 1938 (RGBl. 
I Seite 1649)dic Beseiügung der Hilfsbcdürfiigkeii schlechthin zur Aufgabe der jüdischen Wohlfahrtspflege erklärt worden 
ist. § 12 der 10, Verordnung zum Rcichsbürgergesetz vom 4. Juli 1939 (RGBl. I Seile 1097) hat insoweit keine neue 
Fürsorgeverpflichtung und auch keine neue, von der angeführten Vorschrift abweichende Zuständigkeit geschaffen. Absatz 
3 des § 35 a aaO. kann m.E. nur die Festsetzung des Maßes der Fürsorge bezwecken. 

Diese letzte Feststellung ist wohl in jedem Falle unzweifelhaft, so daß auf'die Einhaltung des den Schwerkriegsbeschä¬ 
digten Juden zugesiandenen Maßes der Fürst>rge unter allen Umständen geachtet werden muss. Die Slreillrage ober die 
Zuständigkeit darf nicht zu einer Benachteiligung der Anspruchsberechtigten führen. Sollte aus Zweckmässigkeitserwägun¬ 
gen davon abgesehen werden, die Reichsvercinigung der Juden als Fürsorgeträger mit Rücksicht auf deren finanzielle Lage 
zu belasten, so wird die Einschaltung der öffentlichen Fürsorge nicht zu umgehen sein. 

Ich bitte mich weiter zu beteiligen. 

Im Auftrag gcz. Dr. Feldscher, Beglaubigt^*' 


0 


Elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz. Vom 25. November 1941. 


Auf Grund des § 3 des Reichsbürgergesetzes vom 15. 
September 1935 (RGBl. I S. 1146) wird folgendes verord¬ 
net: 

§1 

Ein Jude, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Aus¬ 
land hat, kann nicht deutscher Staatsangehöriger sein.... 

' §3 

(1) Das Vermögen des Juden, der die deutsche Staatsan¬ 
gehörigkeit auf Gmnd dieser Verordnung verliert, verfällt 
mit dem Verlust der Staatsangehörigkeit dem Reich, Dem 
Reich verfällt ferner das Vermögen der Juden, die bei dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung staatenlos sind und zuletzt 
die deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben, wenn sie 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben oder 
nehmen.... 


§8 

(1) Die Feststellung, ob die Voraussetzungen für den 
Vermögensverfall vorliegen, trifft der Chef der Sicherheits¬ 
polizei und des SD. 

(2) Die Verwaltung und Verwertung des verfallenen 
Vermögens liegt dem Oberfinanzprä-sidenten Berlin ob.... 

§ 10 

(1) Versorgungsansprüche von solchen Juden, die gemäß 
§ 2 diedeutsche Staatsangehörigkeit verlieren, erlöschenmit 
dem Ablauf des Monats, in dem der Verlust der Staatsange¬ 
hörigkeit eintritt. 

24) Buodesaichiv Koblenz; R 36/1022 fol 1 - 193. S. 142. — weitere Kopfbogen- 

Einzelheiten hier nicht angeführt. 

25) Bundesarchiv Koblenz, ebenda S-183. Das Az war in der übersandten Kopie 

nicht vollständig lesbar. . 
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ger gewährt. 


(2) Soweit in den Versorgungsgesetzen vorgesehen ist, 
daß Angehörigen im Falle des Todes des Versorgungsbe¬ 
rechtigten Witwengeld, Waisengeld, Unterhaltsbciirag oder 
ähnliche Bezüge gewährt werden, kann diesen Angehörigen, 
solange sie sich im Inland aufhalten, vom Zeitpunkt des 
Wegfalls der Versorgungsbezüge gemäß Abs. 1 ab ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. Der Unterhaltsbeitrag 
kann an nichtjüdische Angehörige bis zur Höhe der entspre¬ 
chenden Hinterbliebenenversorgung, an jüdische Angehöri¬ 
ge bis zur Hälfte dieser Bezüge bewilligt werden. Kinder/u¬ 
schläge werden nur an nichtjüdische Versorgungsempfän¬ 


§ 11 

Um Härten zu vermeiden, die aus dem Vermögensverfall 
entstehen, kann der Reichsminister der Finanzen eine von 
den Vorschriften der §• 3 - 7, § 9 abweichende Regelung 
treffen. Das gilt auch für Fälle, in denen das Vermögen auf 
Grund des § 2 des Gesetzes über den Widerruf von Einbür- 
gemngen und die AberkennungderdeutschenStaatsangehö- 
rigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBl. 1 S. 480) für verfallen 
erklärt worden ist oder in Zukunft für verfallen erklärt wird. 
... § 13 


^ ^ Dreizehnte Verordnung zum ReichsbUrgergesetz. Vom 1. Juli 1943. 

Auf Grund des § 3 des Reichsbürgergeselzes vom 15. September 1935 (RGBl-1 S. 1146) wird folgendes verordnet: 

§ 1 

(1) Strafbare Handlungen von Juden werden durch die Polizei geahndet. 

(2) Die PolenstrafrechLsverordnung vom 4. Dezember 1941 (RGBl. I S. 759) gilt nicht mehr für Juden. 

§2 

(1) Nach dem TtxJe eines Juden verfällt sein Verrmögen dem Reich. 

(2) Das Reich kann jedoch den nichtjüdischen Erbberechtigten und Unierhalisberechtigien, die ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt im Inland haben, einen Ausgleich gewähren.- § 4 


10.7.1943 RWM Rd-ErlaO 

Umwandlung von Auswandererguthaben in Sperrguthaben. Guthaben von Auswanderern bleiben als dem Reich 
gehörend bestehen - ^ 

Rd.Erlal.lMMF (0 5210-350 VI) |13' 

Vennögen der Reichsvereinigung: ^ 

Die Rcichsvercinigung der Juden in Deutschland besteht einstweilen und ihr Vermögen verbleibt bei ihr. Das Vennögen steht unter 
Verwaltung des Reichsfinanzministeriums, das die Vorschriften der II. Verordnung /um Reichsbürgcrgcseiz an/uwenden hat 
gegenüber dem Vermögen, welches dem Reich verfallen ist. Die Verwaltung bc/icht sich nicht auf die Gcschäl'tsführung für 
verschiedene Vermögenswerte, die früher in Händen der Rcichsvercinigung waren. (/.B. Krankenhäuser. Wohlfahriscinrichiun- 
gen)“' 


Deutscher Gemeindetag Berlin, den 11. Nov. 1943 

111 978/43 ^ 

An den Heim Oberbürgermeister, Duisburg 

Betr.: (jffentliche Fürsorge für Juden, zum Schreiben vom 17.8.1943 — Amt 70/02. — 

Entgegen der vom Deutschen Gemcindetag vertretenen Auffassung hat sich der Reichsminister des Innern incinem nichi- 
veröffemlichten Erlaß vom 20.7.1942 -• IV W I 11/42 - 7808 - dahin ausgesprochen, daß es bei hilfsbedürftigen, in 
privilegierter Mischehe lebenden Juden, die gemäß § 3 Abs. 2 der Zehnten Verordnung zum Rcichsbürgergesetz vom 4. Juli 
1939 (RGBl. IS. 1097) der Rcichsvercinigung der Juden in Deutschland nicht anzugehören brauchen, aus grundsätzlichen, 
mit der Rechtstellung der in privilegierter Mischehe lebenden Juden zusammenhängenden Erwägungen nicht angängig sei, 
zu fordern, daß sie der Reichsvereinigung der Juden beitreien, damit sie dadurch einen Unterstülzungsanspruch gegen die 
Reichsvereinigung erwerben. 

Der Bezirksfürsorgeverbahd Duisburg ist daher verpflichtet, dem Juden im Rahmen des § 35 a der Reichsgrundsätze 
Fürsorge zu gewähren. 

Der Geschäftsführende Präsident 

Im Auftrag, gq/. PreiserrHauplreferenF''“ 


261 Jaseph Walk. "Das Sonderrechl für die Juden im NS-Slaal - lüne Sammlung 
der gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien ". Heidelberg • Karlsruhe 
1981. S. 400. - — . 

26 a"! Bunde.sarchis Koblenz, ebenda S. 192 


27) Reichsgeselzblati 1941,1. S. 722- 724. DasMinisleriaibUiadts Reickswirt- 
schaflsministeriums 1941 S.462 (RdErl.desRWM. vom 15- Dezember 1941 
- II WOS 8/188/41 -) ei^änzl: "Die in § 8 der Verordnung vorgesehene 
FeslslellungdurchdenCh^derSicherheitspolizeiunädesSD, obdie Voraus¬ 
setzungen filr den Vermögensverfall vortiegen, ha! nicht rechtsgeslallende 
Kraft, sondern lediglich feslstellende Bedeutung." 
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^ Amtliche Nachrichten des Polizeipräsidiums in Berlin, 

ils' 2. Sepieinber 1942 

^ ^ Tragen von Armbinden Rir Körperbehinderte durch Juden 

Der Reichsverkehrs minister hat mit Erlaß vom 13. Juli 1942 — K2 14617 - C RVkBl, B S. 119 — hinsichtlich des 

Tragens von Armbinden für Körperbehinderte durch Juden folgende Anordnung getroffen: _ 

Für die Bestimmung in § 2 StVZO, über das Tragen von gelben Armbinden mit 3 schwarzen Punkten durch Personen, die 
sich nicht sicher im Verkehr bewegen können, isiderSchulzdesübrigen Verkehrs maßgebend. Der Kraftfahrer, Radfahrer usw. 
soll erkennen, daß er bei einem so Gekennzeichneten mit Sinnesslörungen (Taubheit, Blindheit) oder gennger Beweglichkeit 
rechnen muß und sich darauf einzustellen hat. Das Tragen dieser Armbinden kann daher für Juden nicht verboten werden, 

Da jedoch festgestellt worden ist, daß Juden mit dem Tragen solcher Armbinde Mißbrauch getrieben haben, ersuche ich im 
Einvernehmen mit dem Reichsführer-SS und Chef der deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern durch schärfste 
Prüfung der Anträge von Juden auf Abstempelung der Armbinden sowie durch Konuollen der sich im Verkehr bewegenden 
Juden, welche die Armbinde uagen, etwaigen Mißbrauch zu verhindern. 

Die Reviere haben etwaige Anträge entsprechend den vorstehenden Anordnungen zu prüfen. Falls Mißbräuche beobachtet 
werden, ist entsprechende Meldung unter Bezugnahme auf diese Verfügung vorzulegcn. 

Am Rande der Verfügung vom 9. Januar 1935 — III. V. 21.01.6 - Amtl. Nachr. 1935. S. 7 — ist auf diese Verlügung 
hinzuweisen. (111. KVA. 31.13) 

Berlin, den 19. August 1942 

_Der Polizeipräsident_/ 


^ ^ Ministerialblatt des Reichs- und Preußischen 

Ministeriums des Innern, 18. November 1942 
IrrenpflcKe 

Aufnahme jüdischer (>eiste.skranker ln Heil* und l’fle^eanstalten 

RunderlaJ.) d. RMdl. vom 10.11.1942 - IV g 8794/42 - 5106 a _ 

/' DiemitdemRdErlv, 12.12.1940 (MBliV.S. 2261) für die Aufnahme geisteskranker Juden benannte Heil-und Pllegeansialt' 
Bendorf' Sayn ist geschlossen. Als Ersatz hierfür ist indem Jüdischen Krankenhaus in Berlin. Iranische Straße, eine besondere 
Abteilung für die Behandlung von Geisteskranken eingerichtet, ln Abänderung des vorgenannten RdErl. hat die Einweisung nur 
^ noch in diese Anstalt zu erfolgen.___ ^ 


0 


Wohlfahrtspflege und Jugendwohlfahrt 
Fürsorge für hilfsbedürftige Juden 

RdErl. d. RMdl. und des RAM. vom 21.12.1942 — IV 
W, 18/42 - 7808 + II b 5912/42 - S. 2378 

(1) Nach § 12 der Zehnten VO zum Reichsbürgerge.setz vom 
4.7.1939 (RGBl IS. 1097) hat die Rcichsvereinigung der Juden 
in Deutschland als Trägerderjüdischen freien Wohlfahrtspflege 
nach Maßgabe ihrer Mittel hilfsbedürftige Juden so ausreichend 
zu unterstützen, daß die öffentliche Fürsorge nicht einzugreifen 
braucht. Die Reichsvereinigung der Juden in Deutschland ist 
nunmehr finanziell so gefestigt, daß sie die Unterstützung aller 
hilfsbedürftigen Juden, die ihr als Mitglied angehören, überneh¬ 
men kann. 

(2) Wir ordnen daher an, daß Juden, die der Reichsvereini¬ 
gung der Juden in Deutschland angehören, künftighin von den 
Fürsorgeverbänden nicht mehr zu unterstützen, sondern aus¬ 
nahmslos an die Reichsvereinigung zu verweisen sind. 

(3) Dieser RdErl gilt nur für das Gebiet, auf das sich die 
Gültigkeitder Zehnten VOzumReichsbürgergeselzvom4.7.1939 
erstreckt (Altreichsgebiet einschließlich des Sudeiengaues, 
Memel, Eupen, Malmedy und Moresnet, jedoch ausschließlich 
der Alpen- und Donau-Reichsgaue und der eingegliedcrten 
Ostgebiete). 


"Die Bibliothek des Rabbinerseminars, Berlin (1935)." 
Bildarchiv Preußischer KullurbesUz (Hrsg.), "Juden in Preußen —Ein Kapitel 
deutscher Geschichte"; Die biblic^hilen Taschenbücher Nr. 259/260, Dortmund 
198t, S. 409. 
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Lebensmittelkarten für Juden 


Die nebenstehend faksimilierte Druckform--entnom¬ 
men dem "The Black Book"^®> -- haben wir in deutschen 
Dokumenten zwar nicht gefunden — Backe als Verant¬ 
wortlichen auch nicht —, hingegen nach vielen Bemühun¬ 
gen den Text wohl, 

Begonnen hatte die Lebensmittelbewirtschaftung zu 
Kriegsbeginn mit der "Verordnung über die öffentliche 
Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
vom 27.8.1939" (RGBl. I. S. 1521), die Gesetz wurde. 
Spätere Durchführungsverordnungen verwiesen darauf. 
Im dortigen § 36 heißt es: Der Rcichsminister für Ernäh¬ 
rung und Landwirtschaft erläßt im Einvernehmen mit den 
zuständigen Reichsministem die zur Regelung des Ver¬ 
kehrs mit den einzelnen landwirtschaftlichen Erzeugnis¬ 
sen erforderlichen Rechts-und allgemeinen Verwallungs- 
anordnungen. 

Diese wurden während des Krieges in dem Reichsmi- 
nisterialhlattderlandwirtschafilichen Verwallung veröf¬ 
fentlicht (die erste ausführliche Verordnung datiert vom 
21. Oktober 1939, Nr. 43. S. 1079 - 1087) und sind im 
Bundesarchiv Koblenz einzusehen. 

Doch in diesem Reichsministerialhlatt fanden wir den 
Erlaß vom 18.9.1942 des RMtEuL nicht. Ebenfalls nicht 
bei ITundtner (Staatssekretär im Rcichsinncnministcri- 
um)/Neul)ert "l)a.s Deutsche Reichsrecht (Losc- 
blailsammlung bis Kriegsende), auch nicht in der ergän¬ 
zenden Sammlung, herausgegeben vom Verlag Hermann 
Luchterhand, Berlin "Das gesamte Recht des Vierjah¬ 
resplanes", auch nicht in der Ausgabe der Bcck'schen 
Verlagsbuchhandlung München - Berlin von Dr. Alfred 
Mayer (Gauleiterund Vertreter von Alfred Rosenberg im 
Ostministcrium) "Das Recht der besetzten Ostgebie¬ 
te", auch nicht in den Reichsgesetzblättern, auch nicht 
in den Nachlailakten des Staatssekretärs Herlrert Bak- 
ke, die im Bundesarchiv Koblenz unter der Bcstandsbe- 
zeichnung NL75 vorlicgcn, auch nicht in dem Reichsmi¬ 
nisterialblatt des Reichsministeriums des Innern. 

Schließlich gab cs aber eine Loseblattsammlung 
"Krleg,semährungswirtschaft -- Systematisches ICr- 
läuterungswerk der Verbraucherregelungsvorschrif¬ 
ten". herausgegeben von Oberregicrungsrat Dr. Heinz 
Dommaschk, Generalrcferent für das Rationiemngssy- 
stem im Rcichsministerium für Ernährung und Landwirt¬ 
schaft, Berlin. Dort findet sich dieser Erlaß unter der 
Kennziffer III B 1.7 ohne Geheimvennerk. Die Herkunft 
des gleichen Textes in anderem Dmckmuster — nicht 
identisch mit der hier faksimilierten Form des "Black 
Book” --, wie sie im Bundesarchiv Koblenz unter dem 
Aktenzeichen R 14/ lOOd auf Mikroship vorliegt, konn¬ 
ten wir allerdings nicht ausfindig machen. Der Text 
jedenfalls lautet: 

28) The Jewish Black Bixik Comrailtee (Hrsg.), "The Black Book - The Nazi 
Crime againsl ihe tewish People", New York 1946, S. 226. - Das Heraus¬ 
geber- Komitee setzt sich zusammen aus; W«ld Jewish Coogress, New York. 
Jewish Anti-fascisl Committee, Moskau, Vaad I.eumi (Jewish National 
Oouncil of Palesiine) Jerusatem. American Coitunilteeof Jewish Writers, 
Artisis and Scientists. New York- Es belegt die zentrale Zusammenarbeit 
dieser weltweit verstreut angesiedelten Organistionen. 


THE BLACK BOOK 

j^trbert ©atff 

©toatffdrrfSr un jKfi*«m»»r(lrtium für €tnährun« 
unt 

(Stff^fitbuns 

auf b«m ®cbi(t bec 

grndlirunöStütrtfi^aft 


Erlaß des RMfEuL 

Befrini: LcbensrnHlelvtrsorgong der Jaden 

Vom 18. September 1942 — HB 1-3530 - 
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ich Obersehlesien eingegliederlen 
Öslgebiele . j . .j 

nachrichtlich an die Ttegierungsprasidenlen und 
enlsprechetidirn Behörden 

Es hat 'Sich als notwendig herausgeslelll. die Lebensmillelversorgung 
der Juden neu lu regeln. Unter Aulhebung aller bisherigen »loschUgi- 
geo Besiinrnungen wird folgende» ingeordnel; 


1 RattoiMltae 

Judeo erhalten »on der 4S. Zaiellani . 
folgende Lebeo»miltel nicht mehr; nel»ch. Fiel 
erieugnltse iKurhen, WelBbrol. Weltenkleingel 
Vollsilleh. enirahmie FrlKhtnIlch. 


tl«. Oktober IM» ab 


17. Juden 

Erlaß des REM.betr. Lebensmittelversorgung der Juden 
zum 18. September 1942 • II Bl - 3530 —. 

Es hat sich als notwendig herausgeslelll, die Lebensmittel¬ 
versorgung der Juden neu zu regeln. Unter Authebung aller 
bisherigen einschlägigen Bestimmungen wird folgendes ange- 
ordnet: 

1. Judenl>egrlff 

Für die Zwecke deremährungswirlschaftlichen Verbrauchs¬ 
regelung gilt der nach § 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbür¬ 
gergesetz vom 14. November 193.5 (RGBl. 1 S. 1333) mit 
folgender Maßgabe: 

Die nachbenannten Personen, die in sogenannten privilegier¬ 
ten Mischehen leben, werden von der Sonderregelung ausge¬ 
nommen: 

a) Der in der Mischehe lebende jüdische Ehegatte, sofern 
Abkömmlinge aus der Ehe vorhanden sind und diese nicht als 
Juden gelten (§ 5 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum Reichsbür¬ 
gergesetz vom 14. November 1935-RGBl. S . 1333)". Dies gilt 
auch für den Fall, daß die Ehe nicht mehr besteht. In diesem Fall 
oder bei Geirciinüeben der Eheleute gilt die ^.usnahmeregelung 
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zugunsten des jüdischen Teils aber nur so lange, wie die nicht als 
Juden geltenden Abkömmlinge zu seinem Haushalt gehören oder 
die Kosten ihres Lebensunterhaltes ganz oder überwiegend von 
ihm bestritten werden. Die Ausnahmeregelung gilt jedcKh im¬ 
mer zugunsten des jüdischen Eltemteils, wenn der Nachweis 
geführt wird, daßein Abkömmling trotz seiner.Mischlingscigen- 
schaft deutscher Wehrmachtsangehörigerist. Sind die Abkömm¬ 
linge verstorben, so ist die Ehe als kinderlos zu betrachten; der 
in einer Mischehe lebende jüdische Ehegatte bleibt jedoch von 
den Sondennaßnahmen ausgenommen, wenn der einzige Sohn, 
der nicht als Jude galt, als deutscher Wehrmachtsangehöriger im 
Kriege gefallen ist; 

b) bei kinderloser Ehe die jüdische Ehefrau, .sofern der 
Ehemann deutschblütig oder Mischling zweiten Grades ist, d.h. 
von nicht mehr als einem jüdischen Großeliemicil abstammt. 
Nach dem Tode des Ehemannes, nach der Auflösung der Ehe und 
bei Geu’enntleben lallt die Frau wieder unter die Sondervor¬ 
schriften für Juden. 

Die Bestimmungen dieses Erlasses tlndenauf alle Juden ohne 
Unterschied der Staatsangehörigkeit Anwendung. Als Juden 
gelten auch Personen, die, ohne der Rasse nach Juden zu sein, der 
jüdischen Religionsgemeinschaft angchören. 

2. Kations-sätz« 

Juden erhalten von der 42. Zutcilungsperiixlc (19. Oktober 
1942) ab folgende Lebensmittel nicht mehr: Fleisch, Flcischwa- 
ren, Eier, Weizenerzeugnisse (Kuchen, Weißbrot, Wcizcnklcin- 
gebäck, Weizenmehl usw.), Vollmilch, entrahmte Frischmilch, 
desgleichen solche Lebensmittel, die nicht auf reich.scinhcitlich 
eingeführten Lebensmittelkarten, sondern auf örtliche Bezugs¬ 
ausweise oder durch Sonderaufrufe der Emährang.samter auf 
freie Abschnitte der Lehensiniiielkiuien abgegeben werden. 
Jüdische Kinder und Jugendliche über 10 Jahre erhalten die 
Brotration der Nonnalvcrbraucher. Jüdische Kinder und Jugend¬ 
liche über 6 Jahre bekommen die Fettration der Normalverbrau¬ 
cher. keinen Kunsthonig, kein Kakaopulver und ebenfalls nicht 
die den Altersstufen von 6-14 Jahren zustehende Zulage an 
Mannelade. Jüdische Kinder bis zu 6 Jahren erhalten täglich 16 
Liter eniralimtc Frischmilch. 

Dementsprechend sind an Juden keine Fleisch-, Eier- und 
Milchkarten sowie keine örtlichen Bezugsausweise abzugeben. 
Die jüdischen Kinder und Jugendlichen über 10 Jahre erhalten 
die Brotkanen und die über 6 Jahre die Fettkarten der Nonnal- 
yerbrauchcr, Die an Juden ausgegebenen Brotkarten berechtigen J 

1) § 2 der Verordnung lautet: 

"(1) Die Vorschriften des § 1 gellen auch für die Staatsangehörigen 
Jüdischen Mischlinge. 

<2) Jüdischer Mi.schiing ist. wer von einem oder zwei der Kasse nach 
volljüdischen Großellernleilen abslammt, sofern er nidtl nach $ 5 Abs. 2 als 
Jude gilt. Als volljüdisch gilt ein GroBcliemteil tdine weiteres, wenn er der 
Jüdischen Religionsgemeinschaft angehort hat.” 

15 dieser Verordnung lautet: 

(1) Jude ist. wer von mindestens drei der Rasse nach volljüdischen 
Großeltern abstammt. 12 Abs. 2 Salz 2 findet Anwendung. 

(2) Als Jude gilt auch der voirtwei volljüdischen Großeltern ab.stammetide 
.Staatsangehörige jU4ische .Mischling, 

a) der beim Erlaß des Gesetzes der jüdischen Religionsgemeinschaft 
angehort hat oder danach in sie aufgenommen wird, 

b) der beim Erlaß des Gesetzes mit einem Juden verheiratet war oder sich 
danach mit einem solchen verheiratet. 

c| der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Absatzes 1 stammt, die 
nach dem Inkrafttreten des (ieselzes zum Schulze des deutschen Blutes und 
der deutschen Ehre vom 15-9.193S.(RGBI. I S. 1146) geschlossen ist, 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im Sinne des 
Absatzes 1 stammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich geboren wird." 


nur zum Bezug von Roggciimchlerzeugnissen. An jüdisch^ 
Kinder bis zu 6 Jahren isi der Bezugsausweis für entrahmic 
Frischmilch auszugeben. Dieser ist mit dem Vermerk "Gülüg für 
täglich einen halben Liier" zu versehen. 

Juden können keine Selbstversorger im Sinne meiner Erlasse 
sein. 

3. Regelung für Kranke u.sw. 

Die Bestimmungen für Kranke, gebrechliche Personen, wer¬ 
dende und stillende Mütter und Wöchnerinnen gelten nicht für 
Juden. 

Die Regelungen dieses Erlasses gelten auch l'ür jüdische 
Insassen von Krankenanstalten. 

4. Regelung für besondere Arbeitsgruppen 

Juden, die al.s Lang-, Nacht-, Schwer- und Schwerstarbciler 
anerkannt .sind, erhalten die Zulagekarten für Lang- und Nacht- 
arbcilcr. Jüdischen Arbeitern, die in besonderem Maß der Ein¬ 
wirkung von Giften ausgeseiz.t sind (vgl. Erlaß vom 27. Septem¬ 
ber 1939- Il/l - 4616-) haben die Emähningsämter im Ralimen 
der durch den vorbc/eichncten Erlaß festgclcgten Richtlinien 
täglich 16 Liter eniralimie Frischmilch z.u/.utcilcn. 

5. Sonderzuteilungen 

Juden sind von LebciiMnittelsonderzutcilungen ausgeschlos¬ 
sen. 

6. Umtausch von Lelieasmlttelkarten in Reise- und Gast- 
sCättenmarken 

Der Umtausch der Lebensmittelkarten in Reise- und Gast- 
siättcninarkcn darf bei Juden nur in besonders gelagerten drin¬ 
genden Ausnalimefallcn erfolgen. 

7. Kartenfreie Lebeasmittel 

Bei dem Bezug von Lebensmitteln, die lüclil auf Lcbcnsmii- 
telkaricn abgegeben werden, unterliegen die Juden solange 
grundsätzlich keinen Beschränkungen, wie diese Erzeugnisse 
der arischen Bevölkerung ausreichend zur Verfügung stehen. 
Kartenfreie Lebensmittel, die nur zeitweise und in beschränktem 
Umfange verteilt werden, wie z.B. Gemüse- und Heringssalat, 
Fischpasten usw. dürfen an Juden nicht abgegeben werden. Die 
Emähningsämter werden ermächtigt, die Juden zum Bezüge von 
Kohlrüben, einfachen Kohlarten usw. z.uzulassen. 

K. Kennzeichnung der Lebensmittelkarten 

Die an Juden aus/ugebenden Lcbciismittclkancn sind in 
schräger Anordnung durchgehend (also auch über sämtliche 
Ein/clabschniite) mit dein sich ständig wiederholenden Über¬ 
druck "Jude" zu versehen. Hierfür ist eine Druckfarbe zu wählen, 
die sich deutlich von der Uniergrundfarbe der Karten abhebt. Die 
mit dem Aufdruck "Jude" versehenen Karten und Kartenab¬ 
schnitte berechtigen nicht /.um Bezüge etwaiger Sonderzuteilun¬ 
gen. Eine Entwertung dieser Abschnitte vor der Kartenausgabe 
ist deshalb nicht erlördcriich, 

9. Besondere Einkaufszeiten für Juden 

Zur Vermeidung von Un/uU’äglichkcitcn bei der Versorgung 
der arischen Bevölkerung wird den Emährungsämtem empfoh¬ 
len, für die jüdische Bevölkerung besondere Einkaufszeiten zu 
bestimmen. 

10. Lebensmittelgeschenksendungen für Juden 

Die Eniähningsämter haben Lebcnsmittelgeschenksendun- 
gen aus dem Ausland, die für Juden bestimmt sind, voll auf die 
Rationen des Empfängers anzurechnen. Wenn es sich um Er¬ 
zeugnisse handelt, die zwar bezugsbeschränkt sind, aber nicht 
regelmäßig zugeleilt werden, (z.B. Bohnenkaffee, Kakao, Tee 
^sw.), ist über die ganze Sendung oder bei verspäteter Meldung 
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Paketcingangs über den nwh nicht verbrauchten Teil zugun¬ 
sten von Großverbrauchern, wie z.B. Lazaretten, unter Anrech¬ 
nung auf die diesen zustehenden Bezüge zu verfügen. 

Der Herr Reichsminister der Finanzen hat durch den ab¬ 
schriftlich beigefügten Erlaß vom 29. April 1941 die Zollstellen 
angewiesen, ohne Rücksicht auf die Menge der eingehenden 
Waren den zuständigen Emährungsamtem wöchentlich die Ge¬ 
schenksendungen zu melden, bei denen bekannt ist oder die 
Vermutung besteht, daß der Empfänger Jude ist. Die Anrechnung 
kann auch dann noch erfolgen, wenn die Meldung der Zollstelle 
sospätheidemEmahrungsamteingeht.daßdie in derGeschenk- 
sendung enthaltenen Lebensmittel bereits verzehrt worden sind. 

Soweit die Staatspolizeileitstellen Kenntnis von Lebensmit- 
telsendungcn an Juden aus dem Auslande erhalten, werden sie 
die Pakete sicherstellen und den Emährungsämtem zur Verfü¬ 
gung stellen. 

11. Ausnahmen 

Juden, die nachweislich am Weltkriege txler an innerdeut¬ 
schen Kämpfen als Zeitfreiwillige usw. leilgenommcn und hier¬ 
bei eine Verwundung erlitten haben, können auf Antrag die 
Lebensmittelversorgung wie die deutschstämmige Bevölkerung 
erhalten, Vorausselz.ung hierfür ist das Einverständnis der zu¬ 
ständigen Dienststelle der Geheimen Staatspolizei, damit diese 
Sonderstellung nicht in solchen Fällen zugehilligt wird, in denen 
sie, etwa wegen staatsfeindlicher Betätigung usw., dem gesun¬ 
den Volksempfinden widersprechen würde. Andere Kriegsbe¬ 
schädigungen als Verwundungen bleiben unberücksichtigt. Für 
den Fall der Bewilligung gilt diese nur für den verwundeten 
jüdischen Kriegsteilnehmer selbst, nicht für seine Angehörigen, 
auch nicht für Witwen gefallener oder an den Folgen einer 
Verwundung verstorbener Weltkriegsteilnehmer. 

Die von den Sonderregelungen für Juden ausgenommenen 
Personen sind bei der Lebensmittelversorgung der deutschstäm- 
migen Bevölkerung gleichzustellen; sie erhalten also nicht ge- 

Die Authentizität dieses Textes ist sicherlich nicht in 
Abrede zu stellen. 

Dennoch ist an diesem Erlaß v telcs merkwürdig. Den 
Erlaß dieses Datums und dieses Kennzeichens hat es 
gegeben. Dies geht auch daraus hervor, daß in einer 
späteren, wie üblich publizierten, Verordnung auf dieses 
Datum und dieses Kennzeichen verwiesen wurde. Ob 
aber der Text in allen Einzelheiten echt, bekannt gewor¬ 
den und durchgeführt worden ist? Herrn Prof. Dr. E.G. 
Schenck, der ehemalige Reichsemähmngsinspekteur der 
deutschen Wehrmacht, der auch zuständig für die Kran¬ 
kenernährung der Zi vilbevölkerung war, hat dieser Erlaß 
schockiert, als er ihm erstmals vom Verf. im Jahr 1992 
vorgelegl worden war. Er hatte ihn nicht gekannt. Sein 
Kommentar: 

"Entweder haben wir es hier mit dem Gipfel der 
Bürokratie zu tun oder mit dem Gipfel der Fälschung 
durch einen Bürokraten." 

An Merkwürdigkeiten Jedenfalls bleibt festzustellen: 

1. ) Für eine so ausführliche Definition des "Judenbe- 
griffs" war das RMfEuL”’ nicht zuständig. 

2. ) Das RMfEuL erlegte mitten im Krieg, in dem es so 
unermeßlich viel für jeden zu tun gab, unzähligen Beam- 
29) Reichiministerium für Ernährung und Landwirtschaft. 


kennzcichnete Lebensmittelkarten und die etwaigen örtlichen 
Bezugsausweise. 

12. Schlußbestimmungen 

DiescrErlaßtrittmitWirkung vom 19. Oktober 1942 (Beginn 
der 42. Zuteilungsperiode) in Kraft. Zugleich treten außer Kraft 
meine Erlasse vom 11. März. 1940 - I! C 1 - 940 -, vom 24. 
Oktober 1940 - 11C 1 • 4795 --, vom 6. Dezember 1940 - 11C 
1 -5600{Dritter Abschnitt)-, vom 26. Mai 1941 - IlC 1 -2200 
(Dritter Abschnitt) vom 30. Mai 1941 - II D 4 - 710 vom 
7. August 1941 - IIC 1 - 3225 - und vom 18. Juni 1942 - II D 
4- 1260 (Teil 11). 

Anlage 

Erlaß des Reichsministers der Finanzen v. 29. April 1941 
- Z 2603-366 II - betr. Mitwirkung der Zollstellen bei der 
Durchführung der öffentlichen Bewirtschaftung landwirt¬ 
schaftlicher Fr Zeugnisse; hier Lebensmittelgeschenksendun¬ 
gen für Juden. 

Verfügungen vom 14. Dezember 1939 Z 2603-28 II und 
vom 29.Mai 1940 Z 2603-79 II. 

DerReichsminisicr für Ernährung und Landwirischafthältcs 
für geboten, die Lebcnsmittelgcschenkscndungen für Juden in 
einem von ihm zu bestimmenden Umläng auf die Rationen der 
Empfänger durch die Emälirungsämter anrechnen zu lassen. 

Ich bestimme deshalb im Anschluß an meine oben angeführ¬ 
ten Verfügungen folgendes: 

Die Zollstellen haben ohne Rücksicht auf die Menge der 
eingehenden Waren den zuständigen Emährungsämlcni wö¬ 
chentlich auch die Geschenksendungen zu melden, bei denen 
bekannt ist (xlcr die Vermutung besteht, daß der Empfänger Jude 
ist. Diese Meldungen sind gesondert zu crsiaiicn; dabei ist 
anzugeben, ob die Judciieigenschaft des Empfängers im Ein/.el- 
fall bekannt ist oder nur vennutet wird. 

Ich füge Abdrucke dieser Verfügung, die nicht veröffentlicht 
wird, bei und bitte, die Zollstellen so fort anz-uweisen. _^ 

ten und Verwaltungsangestellten derart umfangreiche, 
kricgsunwichlige Untersuchungen und Überprüfungen 
auf, wer unter die Sonderregelung fällt und wer nicht und 
ab wann nicht mehr, was in keinem Verhältnis zu den 
eventuell eingesparten Lebensmitteln stand. 

3.) Der Erlaß datiert zu einem Zeitpunkt, da das Gros 
der Juden bereits aus Deutschland ausgewanden oder 
nach Osten deportiert war und er daher weitgehend wir¬ 
kungslos bleiben mußte. 

Die etwa zur gleichen Zeit erlassenen Verordnungen 
des Polizeipräsidenten in Berlin in bezug auf die Benut¬ 
zung öffentlicher Verkehrsmittel durch Juden am 3.8.1942, 
das Tragen von Armbinden für körperbehinderte Juden 
vom 19.8.1942, die Festlegung der Einkaufzeiten auf 16 
- 17 Uhr für Juden vom 2.9.1942 und andere zeigen 
jedoch an, daß von den Deportationen keineswegs alle 
betroffen waren. Zwei Zahlenvergleiche geben einen 
annähernd realistischen Überblick: 

"Von den 503.000deutschen Juden, die /933 im Gebiet 
des damaligen Deutschen Reiches lebten, gelang - zumeist 
mit amtlicher Hilfe - rund 270.000 zwischen 1933 und 
1942 die Auswmderung. Rund 90.000 deutsche Juden 
gelangten in die USA, etwa 50.000 nach Palästina 
301 Rolf Vogel. "Ein Stenpel hal gefehlt - Dokumente zur pmigralion deutscher 

Juden". München • Zürich 1977, S. 16. 
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"Zwischen 10.000 und l2.000Juden brachten die Kraft 
auf, sich den Kennzeichnungs- und Deportationsbefehlen 
zu widerselzen. Die meisten bemühten sich in Berlin — in 
der ehemaligen Hochburg der deutsch-jüdischen Lebens¬ 
gemeinschaft -- um ein Versteck. 1943 lebten vermutlich 
5.000 im Untergrund: 7% der 1941 in Berlin registrierten 
Juden. Nach Kriegsende tauchten 1.402 Juden wieder aus 
der Illegalität auf. ... 

Ein weiterer Personenkreis harne in Deut.schland aus. 
Er umfaßte die rund 15.000Jüdischen Ehepartner, die in 
einer sogenannten Mischehe lebten und Kinder großzogen, 
die von den Nationalsozialisten »Mischlinge« genannt 
wurden. Die Klassifizierung »privilegierte Mischehe« ver¬ 
schonte die Familien zwar nicht vor Diffamierung, Diskri¬ 
minierung. aber sie versprach dem jüdischen Eltemteil 
eine Überlehensmöglichkeit so lange, bis kein Scheidungsur¬ 
teil ausgesprochen bzw. erzwungen wurde. Auch in diesen 
as.similienendeutsch-jUdischenLebensgemeinschaftengab 
es noch Gegenwehr: Nur wenige »Mischehen» lösten sich 
auf"^'' 

4. ) Der Erlaß wird andernorts als "geheim" definiert, 
da er nicht in der sonst üblichen Weise bekanntgeinacht 
wurde, während in der Ausgabe Dommaschk keinerlei 
Geheimvermerk erscheint und dies auch sinnlos gewesen 
wäre. 

5. ) Der Erlaß trägt in der Ausgabe Dommaschk keine 
Abzeichnung durch einen Verantwortlichen, während 
auf einem Mikroship im Bundesarchiv Koblcnz^^' in 
einem anderen Drucktypensatz "In Vertretung des Staats- 
.sekretärs: Riecke" als Verantwortlicher notiert ist und 
hier mit dem Zusatz endet: 

"Die Ernährungsümter sind durch Übersendung ei¬ 
nes Abdruckes dieses Erlasses zu unterrichten. Abdrucke 
sind beigefügt." 

"Der Geheimerlaß" mußte somit in zweifach gedmek- 
ter — dennoch in unüblicher — Form auf den Dienstweg 
gegeben worden sein. 

6. ) Der Erlaß enthält keine Begründung für die be¬ 
hauptete "Notwendigkeit einer Neuregelung", was unüb¬ 
lich ist. 

7. ) Zahlreiche ungewöhnliche Stilblüten stoßen auf: 
"Sonderregelung - Sondermaßnahmen - Sonder\-or5chrif- 
ten". "wenn der einzige Sohn" (wo es "ein Sohn" hätte 
heißen müssen), "Au.snahmen:... oder an innerdeutschen 
Kämpfen... teilgenommen und hierbei eine Verwundung 
erlitten haben" (was heißt "innerdeutsche Kämpfe" — 
etwa auch auf kommunistischer Seile?), "andere Kriegs¬ 
beschädigungen als Verwundungen" (es hätte "andere 
Kriegsschäden" heißen müssen). ... 

8. ) Hinzu kommen etliche überflüssige Wiederholun¬ 
gen, die zudem das Verständnis erschweren. 

9. ) Wie schließlich soll das Ernährungsamt infolge zu 
spät erhaltener Meldung durch die Zollstellen eine Ge¬ 
schenksendung auf die Lebensmittelrationcn anrechnen, 
wenn die erhaltenen Lebensmittel bereits verzehrt sind, 
wobei gleichzeitig die Staatspolizeileitstellenals Beschlag- 

31) Waller H. Fehle (Hrsg-), "Der Judenpogrom 1938 - Von der »Reichskristall- 

nacht« zum Völkermord". Frankfurt/M 1992,1'isehcr Taichenbuch Verlag S. 

142, t40. 

32) Bundesarchiv Koblenz R 14/100 d. Wie gesagt, wir konnten nicht ermitteln, 

woher dieser Dnicksalz stammte. 


nahmer auftreten, "soweit sie davon Kenntnis erhalten”! 
Nicht dargelegt wurde, wer diese überhaupt infonnieren 
sollte. 

10. ) Unklare Definition: Was soll der Zollbeamte tun, 
wenn eine Geschenksendung aus dem Ausland eintrifft, 
die unter manch Anderem auch ein Pfund Bohnenkaffee 
enthält? Laut Text des Erlasses müßte er "Uber die ganze 
Sendung zugunsten von ... Lazaretten verfügen", aber 
wiederum nicht unbedingt, er könnte auch "eine verspä¬ 
tete Meldung ahgeben", was zur Folge haue, daß ggfs. 
"der noch nicht verbrauchte Teil" (wovon, nur vom 
Kaffee?) einzuvemchmen wäre. Sollte da in solchen 
Fällen stets ein Kommando losgeschickt werden, um 
womöglich noch eine Tafel Schokolade mittels einer 
Hausdurchsuchung ausfindig zu machen? Alles das ist 
reichlich verworren, nicht kriegsnotwendig und nicht 
behördenüblich. 

11. ) Unklar ließ der Erlaß auch, weshalb er den Emäh- 
rungsämtem nicht in der üblichen Weise miigeteill wor¬ 
den ist und wer denn nun die Lebensmillclkanen für die 
Juden drucken sollte. Für die millionensstarke deutsche 
Bevölkerung war dies geregelt: 

Die Matern für die Lcbensmiitclkanen wurden reichs¬ 
einheitlich bei der Reichsdruckerci in Berlin hergestellt 
und den einzelnen Ernährungsämiem der Länder zum 
Ausdrucken zugcleilet. Die Vcrtcilungsbchördcn erhiel¬ 
ten vorzeitig einen Satz "ungültiges Muster" mit sämtli¬ 
chen Sonderkarten für Kleinkinder-, Kinder-, Jugendli¬ 
che-, Lang-, Schwer-, Schwerstarbeiter-, Selbstversor¬ 
ger-, Milch-, Manncladc-, Fleisch-, Fett-, Nährmittel-, 
Eier-, Kohlenbcvorralungs-, Reichskleider-, Reichsur¬ 
lauber-, Reisekarten, auch Berechiigungskartcn für Obst 
und Kartoffeln, Raucher- und Reichseifenkarten usw.. 

Es würde auch nicht der Druck solcher Karten ausrei¬ 
chen, um eine Spczialvcrsorgung für eine bestimmte 
Bevölkerungsgruppe in einem großen Staatsgebiet zu 
gewährleisten, Behörden, Groß-und Kleinhandel mußten 
unterrichtet und durch länderübergreifende Richtlinien 
zu einheitlichem Verhalten genötigt worden sein, soll das 
überhaupt durchführbar sein. Aber für die womöglich 
noch 15.(KK) in Deutschland verbliebenen Juden konnte 
cs nicht sinnvoll sein, solche Karten an verschiedenen 
Orten drucken zu lassen. Verteilt wurden die Lebensmit¬ 
telkarten für Juden jedenfalls durch die jüdischen Ge¬ 
meinden. 

12. ) Dieser Erlaß ist, obgleich er kranke und gebrech¬ 
liche Juden ausdrücklich erwähnt, bei den InsiaTizcn, die 
mit Krankenernährung zu tun hatten, unbekannt geblie¬ 
ben. Er wurde somit nicht angewendet. Das RMlEuL 
konnte ohne Abstimmung mit dem RMdl und der Rcichs- 
gesundheitsführung keine Ernährungsverfügungen für 
den Krankenbereich erlassen. Eine solche Abstimmung 
ist hier jedoch nach Aussage von Prof. Dr. E.G. Schenck, 
der es hätte wissen müssen, nicht erfolgt. 

13. ) V 2 Liter entrahmter Frischmilch für Arbeiter unter 
Gifteinflüssen zu erwähnen ist zweckwidrig, da erst das 
Milchfett Gift bindet und zugleich die wichtigste Vila- 
min-A-Quelle darstellt.”' 

33) Dr. Dr. E.G. Scheock. "Grundlagen und Vorschriften für die Regelung der 

Krankenernährung im Kriege", Berlin - Wien 1942, S. 19 + 73. 





14.) Zu den Merkwürdigkeiten gehört auch, 
daß die Anklage im Nürnberger Wilhelmsiraßen- 
prozeß dem Reichsminister für Ernährung Darr6 
wohl vorgehalten hat, daß deutsche Normalver¬ 
braucher täglich 2.400 Kalorien erhielten, Juden 
hingegen nur 2.200. Das galt für 1940. Den Erlaß 
vom 18.9.1942 hatte die Anklage nicht erwähnt, 
obgleich ihn der jüdische Weltkongreß im "The 
Black Book" (New York) 1946 groß herausge¬ 
stellt hatte und das Wilhelmsiraßentribunal weit¬ 
gehend von dem jüdischen Emigranten und nun¬ 
mehrigen "Direktor des Anklagesiabes für die 
politischen Behörden", Robert Kempner, diri¬ 
giert wurde. Er dürfte jenes "Schwarzbuch" mit 
Sicherheit gekannt haben, zumal die Nürnberger 
Rachejusiiz grundsätzlich von jüdischer Initiati¬ 
ve und Einflußnahme geprägt war und es als 
"Anklagedokumeni der zivilisierten Menschheit 
gegen das deutsche Volk den "juristischen Auto¬ 
ritäten der Kriegsverbrecher-Kommission der 
Vereinten Nationen in Nürnberg als Beweis für 
die Verbrechen der Nazis gegen das jüdische 

Vo/r'ü^rreicht wurde. |)lchicrfak.similkrtiI,ebcnsmltU-lkarlofürJiKicnzclKt.dall<)fn/kll 

AlsDarrd S Veneid.gcr, Dr. Merkel, entgegne- , für Juden noch «egen Kndc des Krieges gedruckt 

te, den Deutschen seien nach Ende des Krieges ay^gegeben worden waren und daß die letzte Marke l'ilr Spekekar- 
von den Amerikanern nur 740 Kalorien zugeteill („fkin in der W oche >or dem 26. März. l')45: \om Besitzer in Berlin in 
worden, den Juden in Deutschland dagegen 3 X so einem I.ebensmittelgeschäft eingelöst wurde, 
viel, wurde dies mit der Bemerkung abgetan, hier — - 


ginge es nicht um die Mengen, sondern um die Andersbe- 
handlung. Bezug genommen wurde hier offensichtlich 
auf den RunderlaJ.^ des RMlEuL vom 11.3.1940 — II C 1 
- 940 —, der Juden von dem Bezug von nicht rationierten 
Lebensmittelnausschloß, fürdie Kundenlistencingeführt 
worden waren (z.B. für GeHügel. Kleinwild, Fische, 
Räucherwaren, entrahmte Frischmilch). 

Sieht man von allen diesen Ungereimtheiten ab. so 
bleibt jedoch festzuhalten - was auch Joseph Walk besiä- 
—, daß dieser Erlaß die Einführung der Lebensmit¬ 
telkarten für Juden veranlaßt hat, nämlich den Aufdruck 
"J" oder "Jude". Dieser Zeitpunkt war also der September 
1942. und nicht, wie es in der Literatur vielfach kolpor¬ 
tiert wird, 1940. 

15.) Seltsam ist.^aß in ganz Deutschland offenbar nur 
2 Exemplare des Dommaschk-Buches den Krieg über¬ 
dauert zu haben scheinen, eines im Stadtarchiv Münster 
und eines im Bundesarchiv Koblenz, obwohl doch jedes 
der zahlreichen Emährungsämter in Deutschland einen 
solchen Erlaß und äuch eine Sammlung der Erlasse hätte 
erhalten haben müssen und- nicht jedes Stadtarchiv zer¬ 
stört worden ist.“' 

Bei der Fülle der im Bundesarchiv Koblenz vorhande¬ 
nen und vom Verfasser durchgesehenen Lebensmittel¬ 
karten aus damaliger Zeit konnte er indessen keine einzi¬ 
ge mit einem solchen Aufdruck finden, auch nicht auf 
einer ungültigen Mustersammlung, die den Emähmngs- 

34) Jo.seph Walk. "Das Sonderrecht fUc die Juden irrt NS-Slaal — Eine Sammtung 
der gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien". Heidelberg • Karlsruhe 1981. 

S. 397. (424 - 427 IV). 

35) Bis auf diese beiden genannten haben alle vom Verf. ange.schriebenen 
Stadtarchive der größeren Städte in der Bundesrepublik von diesem Erlaß 
keine Kenntnis bzw. keine L'ntcrlagen. 


ämtem fürdie verschiedenen Karten zugeschickt worden 
waren. Erst aus dem Jahre 1944 wurde ihm privat einmal 
eine solche Karte gezeigt. Sie cnuspricht dem im Faksimi¬ 
le hier abgedruckten Beispiel vom April 1945, das übri¬ 
gens beweist, daß selbst zu jenem Zeitpunkt noch Juden 
offiziell frei in Deutschland lebten und mit Lebensmittel¬ 
karten versorgt wurden. 

Wie sah die Versorgungslage 
für Andere aus? 

Abgesehen von der nunmehr — im September 1942 
— verfügten Kennzeichnung der Lebensmittelkarten lür 
Juden war das Wichtigste dieses Erlasses der Entzug von 
Reisch, Fleischwaren, Eiern, Weizenerzeugnissen, Voll- 
und entrahmter Frischmilch für Juden (letztere abgesehen 

von Kindern). Dies wirft die Frage auf, wie die Versor¬ 
gung der übrigen Bevölkerung mit diesen Nahrungsmit¬ 
teln in jener Zeit geregelt war; 

Die Normalverbraucher erhielten wöchentlich 350 g 
Reisch, Jugendliche von 6-18 Jahren = 400 g, Kinder bis 
6 Jahren = 200 g. Der Bezug von entrahmter Frischmilch 
war im Reichsgebiet weder einheitlich geregelt noch 
zeitlich gesichert. Hierfür wurden Bc/ugsausweise mit 
Tagesabschnitten ausgegeben, die jedoch keinen Bezug 
garantienen. Für Eier gab es zwar eine Reichs-Eierkartc, 
aufgetcilt als Bestellscheine, die indessen nur nach Vorrat 
und Aufrufen in unterschiedlicher Menge von 1 - 5 im 
Monat zugcteilt wurden. 

Wehrmachtsangehörige (Grundlagcnralion ohne Zu¬ 
lagen) erhielten 800 g Reisch und Reischwaren ein¬ 
schließlich Kochfett pro Woche, entrahmte Frischmilch 
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0,2 (also weniger als V*) Liter = im Monat 6 Liter, 4 Eier 
monatlich an Stelle von 2 x 120 g Frischwurst. Weizen¬ 
mehl monatlich 1(X) g. 

Laut Verordnung vom 26.3.1942 (Dommaschk= IIIF 
1 a) erhielten nichtsowjetische Kriegsgefangene wö¬ 
chentlich 3(X)g, sowjetische Kriegsgefangene (27.2.1942 
-- in F 1 b) 250 g Fleisch und Fleischwaren, Brot nur aus 
Roggenerzeugnissen, keine Eier, keine entrahmte 
Frischmilch. Indessen gab es Arbeits-Zulagen. 

Die Grundlagenration für (Jefangene (KZ-Häftlin¬ 
ge) betrug ohne Arbeitszulage wöchentlich 280 g (später 
200 g) Fleisch, entrahmte Frischmilch 0,25 Liter, kein 
Weizenmehl, es sei denn in den 150 g Nährmitteln enthal¬ 
ten, keine Eier. In den Emähmngsvorschriften für Justiz¬ 
gefangene und Häftlinge in Konzentrationslagern waren 
Juden nicht erwähnt. 

Resümee: Gegenüber den in Haft befindlichen Ver¬ 


sorgungsberechtigten waren dem genannten Erlaß zufol¬ 
ge die Juden ab 18.9.1942 durch Entzug von wöchentlich 
200 g Fleisch und entrahmter Frischmilch von 0,25 Liter 
schlechter, durch andere Einkaufs- und Versorgungs¬ 
möglichkeiten wiederum besser gestellt als diese. 

Gewiß ist, daß diese Versorgungsunterschiede den 
Aufwand für einen solchen Erlaß nicht lohnte, er keines¬ 
wegs "kriegswichtig" war. Hat hier womöglich ein "Wi¬ 
derstandskämpfer" bewußt ein provokatorisches Doku¬ 
ment produziert txler hat ein Beamterauf Grund einer ihn 
besonders erregenden Kriegsnachricht die Kontrolle über 
sich verloren, ein anderer nicht die Zeit gehabt, dies 
rechtzeitig zu verhindern? Wie immer dem auch sei: 
Wegen dieses so gut wie gar nicht in der Öffentlichkeit, 
vielfach nicht einmal in den zuständigen Amtsbereichen 
bekanmgewordenen Erlasses sind weder "die Nationalso¬ 
zialisten" noch gar das deutsche Volk zu belasten. 


Im ReichsministerUilhlatt der iMudyvirtscliafilichen VerwalluJig, hcrausgegeben vom Reichsministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft, Berlin, den 19. September 1942 -■ also einen Tag später als der vorerwähnte Erlaß 
- heißt es in nonnaler, heute üblicher Dmckschrift (S. 1071 - 1074): 

“Erzeugungs- und Ernährungspolitik \ 

Durchführung des Kartensystems für Lebensmittel für die 42. Zuteilungsperiode vom 19. Oktober bis 15. 
November 1942 (RdErl. d. RMfEuL. u. 7.9.1942 - IIB I ■4IOO-. 

Die Leistungen der deutschen Landwirtschaft und die Erweiterung des deutschen Nahrungsraumes durch 
die Wehrmacht gestatten eine wesentliche Verbesserung der Lebensmittelzuteilung. 

Auf Grund gesetzlicher Ermächtigung wird daher folgendes angeordnet: 

Erster Teil 

Festsetzung der Rationen 

Mit Wirkung vom 19. Oktober 1942 (ßeginn der42. Zuteilungsperiode) erhalten die Versorgungsberechtig¬ 
ten, deren Brotrationen am 6. April 1942 gesenkt worden sind, ihre vor diesem Termin bezogenen Brotrationen 
in vollem Umfange und ausnahmslos wieder. Den Normalverbrauchern über 20 Jahre stehen also in Zukunft 
wöchentlich 250 g und den Kindern bb zu 3 Jahren wöchentlich 200 g Brot mehr zur Verfügung.... 

Mit Wirkung vom 19. Oktober 1942 werden ferner die Fleischrationen der Versorgungsberechtigten aller 
Altersstufen um 50 g, die der Schwer-, Schwerst-, Lang- und Nachtarbeiter um 100 g wöchentlich erhöht. Die 
Wochenrationen an Fletsch oder Fleischwaren betragen daher in Zukunft für Kinder bb zu 6 Jahren 200 g, für 
Kinder und Jugendliche von 6-16 Jahren 400 g und für Normalverbraucher über 18 Jahre 350 g . 

Es verstehtsich vonselbst. daß Verbraucher, die infolgeGemeinschafbverpflegung über Lebensmittelkarten 
nicht verfügen und denen die Rationen der Versorgungsberechtigten zustehen, in dem gleichen Umfange wie 
diese an den Rationserhöhungen beteiligt sind.... 

DieVersorgungslagemachtes möglich, in der 42. Zuteilungsperiode in größerem Umfange Kartoffebtärkeer- 
zeugnbse an Stelle von Getreidenährmitteln auszugeben.... 

Im übrigen bleiben die Rationen an Butterund Margarine, Käse (abgesehen von der in der 41. Zuteilungs¬ 
periode erfolgten Sonderzuteilung an Käse). Quark. Kaffee-Ersatz, Vollmilch, Zucker, Marmelade, Kunsthonig 
und Kakaopulver gegenüber der 41. Zuteilungsperiode unverändert.... 

Dieser Erlaß wird im Deubchen Reichsanzeiger veröffentlicht werden. 

In Vertretung des Staatssekretärs; Riecke 

An die Landesregierungen (Landesernährungsämter, diePreuß. OPräs. (Provinzialernährungsämter) ohne 
^die nicht nach Oberschlesien eingegliederten Ostgebiete ." _^ 

.luden sind in diesemy-auf dem üblichen Verlautbarungsweg bekanntgemachten Erlaß mit keinem Wort al.s 
auszunehmendö oder anders zu l>ehandelnde Verbrauchergruppe erwähnt; sie nahmen also an den erhöhten 
Rationen für Roggen- und Kartofrelstärkeerzeugnis.se teil! Der zweite Teil des Erlasses befaßt sich mit 
Durchführungsbestimmungen, Kartenwesen usw. Auffallend ist zudem, daß den Erlaß ausgerechnet für diese 
Zuteilungsperiode nicht Staatssekretär Herbert Kacke abgezeichnet hat, sondern sein Stellvertreter Riecke. 


Da das Reichsministerialblatt der iMndwirtschaftli- 
chen Verwaltung ein ausführliches Register geführt hat. 


waren weitere, sich auf Juden beziehende Verordnungen 
leicht hcrauszufinden. 3 Monate später wurde der folgen¬ 
de Erlaß herausgegeben: 
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Lebensmittelversorgung der Juden im Arbeitseinsatz und 
in Gemeiaschaftslagern. 

«HFrl- d. RMfF.ul,- vom 7.I2.1«>42 - II R 2a • 338 
Anliegenden Erlaßabdmck übersende ich zur Kenntnis und 
Beachtung für den Fall, daß in dem dortigen Gebiet jüdische 
Arbeitsgemcinschaftslagcr bestehen oder eingerichtet werden. 

An die Landesregierungen (Landesemährungsämter), 

Abt. A und B, 
nachrichtlich 

an die RegPräs. und entsprechenden Behörden. 

- LwRMBl. S. 1348. 

Anlage 

RdErl. d. RMfEuL. v. 1.12.1942 •• II B 2a - 3260 -. 
ln meinem Erlaß vom 18. September 1942 - II B 1 - 3530 - 
- sind für Juden, die zum Arbeitseinsatz in Lagern untergebracht 
sind und verpflegt werden, besondere Raüonssälze nicht festge¬ 
setzt worden. Ich bestimme nunmehr folgendes: 

1. Juden und Jüdinnen, die /.um Arbeitseinsatz, in Lagern 
untergebracht sind und gemeinsam verpflegt werden, erhalten 
Verpflegungssätze gemäß meinem Erlaß vom 18. September 
1942 - 11 B 1 - 3530 - mit der Maßgabe, daß zusätzlich eine 
wöchentliche Fleischralion von 300 g je Kopf gewährt wird. 

Außerdem erhallen die Lager wöchentlich je Verpflcgungs- 
emp länger zusätz.lieh: 

30 g Roggen- oder Brounehl 

60 g Nährmittel 

80 g Suppenerzeugnisse. 

Die Nährmittelmengen sind entsprechend der jeweiligen 
gebietlichen Aufteilung der auf Nährmiltclkiülcn zusichendcn 
Mengen auf Nährmittel, Teigwaren und Karioffelstärkeer/cug- 
nisse aufzuicilcn. 

Über den Bedarf an Suppencr/eugnissen sind die Bezug¬ 
scheine für einen Zeitraum bis zu vier Zuteilungsperioden aus- 
/ustellen. Die Belieferung der Bezugscheine hat in folgender 
Aufteilung zu erfolgen: 

75% lose Suppen = 60 g 
10% Brühe, Pasten = 8 g 
10% Soßen = 8g 
5% Würze *4 g 

2. Juden und Jüdinnen, die zum Arbeitseinsatz in Lagern 
untergebracht sind und gemeinsam verpflegt werden und als 
Lang-, Nacht-, Schwer- oder Schwcrstarbeiier anerkannt sind, 
erhalten die Langarbeiierzulagen. Die Emähningsämter haben 
bei der Ausstellung der Bezugscheine B über die nach Ziffer 1 zu 
gewährenden Lebensmittel die Langarbeiteirationcn durch ent¬ 
sprechende Erhöhung der Mengen zu berücksichtigen. 

Die Zulagen können den Berechtigten in Form von zusätzli¬ 
cher Kalt- oder Warmverpflegung verabfolgt werden oder in 
vollem Umfange der Gemeinschaftsverpflegung zugeführt wer¬ 
den. 

3. Im übrigen finden die Bestimmungen über die Verpflegung 
von Arbeitern in Gemefnschaflslagcm betr. Anmeldung des 
Bedarfs an Lebensmitteln sinngemäß Anwendung. 

4. Die Emähningsämter, in deren Bezirken sich jüdische 
Arbeitsgemeinschaftslager befinden, sind beschleunigt zu ver¬ 
ständigen. 

. An a), b), c)... _ j 

Wiederum 3 Monate später wurde der nachfolgende 
Erlaß, ebenfalls auf dem üblichen Verordnungsweg her¬ 
ausgegeben: 


f Berlin 6. März 1943. ReichsminLstermlblatt der 
Landwirtschaftlichen Verwaltung Nr. 10: 

Lebensmittelversorgung der Juden im Arbeitseinsatz 
RdErl. d. RMfl-mL v. 18.2.1943 - II B 2 a - 280 

Durch meinen Erlaß vom 1. Dezember 1942 - 11 B 2 a - 
3260 - habe ich eine Sonderregelung für im Arbeitseinsatz, 
stehende Juden und Jüdinnen getroffen, soweit sie in Ge- 
mcinschaftslagem untergebracht sind. Auch nicht in einem 
Gemeinschaftslagcr untergebrachte Juden und Jüdinnen ste¬ 
hen vielfach im Arbeitseinsatz, bei industriellen und gewerb¬ 
lichen Betrieben. Eine Teilnahme dieser Juden und Jüdinnen 
an der Werkküchenverpflegung ist aber, soweit sic keine 
Zulagenkarten erhallen, nicht möglich, weil sie die erforder¬ 
lichen Fleischmarken nicht ahgeben können. Da die Auf- 
rechierhallung der Arbeil.skraft dieser Personen aber aus 
Arbciiseinsaiz.gründen geboten ist, bestimme ich folgendes: 

Um solchen Juden und Jüdinnen, die nicht in einem 
Gcmcinsehaftslager untergebracht sind und keine Zulage¬ 
karten erhalten, die Teilnahme an der Wcrkküchcnverpfle- 
gung zuermöglichen, haben die Emährungsämter den Werk¬ 
küchen entsprechend der Zahl der nicht zulagebercchligten 
verpflegten Juden und Jüdinnen diejenigen Lebensmittel 
zusätzlich zuzuweisen, fürdie von den übrigen Teilnehmern 
an der Werkküchcnverpflegung Lcbensmiltclbedarfsnach- 
weise cinbchalten bzw. abgegeben werden. 

BeidenSonderzuweisungen an Werkküchen (Mehl, Nähr- 
rnmcl usw.) ist die Zahl der zu verpflegenden Juden und 
Jüdinnen mit zu berücksichtigen. 

Soweit in gewerblichen und industriellen Betrieben keine 
Werkküchen-, sondern nur eine Kanünenverpllegung ge¬ 
reichtwird, können die vorstehenden Bestimmungen sinnge¬ 
mäß Anwendung finden. 

Die Ausgabe der Werkküchen- bzw. Kanünenverpflc- 
gung an die Juden und Jüdinnen hat gesondert von der für die 
anderen Vcrpflegungsteilnehmer zu erfolgen. 

Die Emähningsämter sind beschleunigt zu unterrichten. 

An die Landesemährungsämter, Abt. A und B, 

nachrichtlich 

an die RegPräs. und entsprechenden Behörden 

- LwRMBl S. 184. _ J 

Aus diesen beiden Erlassen ist ersichtlich, daß Juden 

a) in Arbeitsgemeinschaflslager untergebracht wor¬ 
den waren, 

b) auch außerhalb von Gemeinschaftslagcm in indu¬ 
striellen und gewerblichen Betrieben tätig blic^n, 

c) im Falle eines solchen Arbeitseinsatzes deii anderen 
Arbeitern emährungsinäßig wieder (nahezu) gleichge¬ 
stellt wurden. 

Der Erlaß vom 18.9.1942 war somit - zumindest für 
die in einen Arbeitsprozeß eingeschalteten und von den 
Reichsemährungsämiern erfaßten Juden — nur kurzfri¬ 
stig - Vi bzw. Va Jahr - wirksam. Die beiden Erlasse vom 
7.12.1942 und vom 6.3.1943 sind bis Kriegsende in Kraft 
geblieben und hatten gewiß keine Alibifunklion für die 
Akten, sondern waren eine Konsequenz aus den Protesten 
der Betriebsführer und womöglich auch anderer Dienst¬ 
stellen. Seit 1945 haben die Zeilgeschichtsforscher si¬ 
cherlich nicht zufällig diese beiden Erlasse "aus den 
Augen verloren". 
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Abschrift eines uns als Faksimile vorliegenden Protokolls 
der Zeiss-lkon Werke in Jena 


f Betr. Judenlager. ' 

Niederschrift über die Besprechung am 10.11.1942 

Anwesend: Herren Schmidt von der Gestapo 

Köhler Kreisleiter, Müller Obcrsekreiär bei der Gestapo 

Stoffers, NiLsche, Hempel, Rieß 

Dr. Hasdenteufel Zeiss-lkon AG. 

Bezüglich des Einzuges und der Unterbringung der Juden 
wurde folgendes beschlossen; 

1. ) Einzugstermin: Montag den 23.11.1942 

2. ) An Einrichtung sind von Zeiss-lkon zu beschaffen: Belt¬ 
gestelle mit Strohsäcken, Schränke (pro Familie insgesamt 1 
Schrank), im übrigen entsprechend der Angabe der Außenstelle 
des Reichsministers für Bewaffnung und Munition. 

3. ) Von den Juden sind mitzubringen: 

Teller, Schüsseln, Bestecke, Becher, Decken, Bettwä.sche, 
Steppdecken und Federbetten, Kopfkissen und je Kopf 6 Hand- 
und Wischtücher. Für die Einrichtung des Krankenzimmers 
werden 10 komplette Metallbcticn, 150 Handtücher und 150 
Wischtücher für Wirtschaftsbetrieb benötigt. Es ist weiter seitens 
der Juden die Einrichtung für die Büroräume zu beschaffen. 

Sollten von der Außenstelle die uns zugesagten Sachen nicht 
geliefert werden, so müßte die jüdische Gemeinde für deren 
Ersatz Sorge tragen (Pro Kopf 1 Stuhl, sowie die Sitzgelegenhei¬ 
ten desSpeiseraumes). Für den Speiseraum wcrdenca 200 Stühle 
benötigt. Zusätzliche Küchengeräte werden durch Auflösung der 
jüdischen Milleistandsküche frei und linden im Win.schafLsbe- 
trieb Verwendung. 

Es wurde festgelegt, daß das Lager eine Selbstverwaltung 
erhält. Herr Kommissar Schmidt gibt uns niKh 1 Lagcräliestcn, 

1 Verwaltungssachbearbeiierund l Köchin bekannt. Die Kosten 
der 3 Personen uägl die Selbstverwaltung. Sie untersteht unmit¬ 
telbar der Gestapo und wird vcrpllegungsmäßig von der Kreislei¬ 
tung, Pg. Köhler betreut. 

Die Beschaffung der Verpflegung obliegt aus.schließlich der 
Firma Zeis.s-lkon. Die Zubereitung und Verteilung liegt bei der 
Selbstverwaltung. Zeiss-lkon beschafft die Lebensmittel und 
stellt sie der Selbstverwaltung zur Verfügung, Bezüglich der 
Einteilung nicht bezugscheinpllichtiger Waren selz.t sich die 
Vcrpflegungsvcrwaltung Zeiss-lkon von Fall zu Fall mit der 
Kreisleitung in Verbindung. Die Berechnung der Lebensmittel 
erfolgt am Ende des Monats für den vorangegangenen Monat, in 
dem Zeiss-lkon der Selbstverwaltung eine Rechnung ausstellt. 
Auf die Marktpreise kommt ein Zuschlag für Handlung.sunkosien 
mit Umsatzsteuer. 

4. ) BeU".: Mietpreis: 

Es wurde für die ersten 2 Monate ein Mietpreis von -,60 RM 
pro Kopf und Tqg der Lagerinsassen festgelegt, der von der 
Selbstverwaltung an die Zeiss-lkon zu entrichten ist. Nach 
Ablauf von 2 Monaten erfolgt eine Überprüfung undReguherung 
des Mietpreises an Hand der Nachkalkulation. 

Im Mietpreis sind inbegriffen; Die Kosten für Licht, Heizung, 
Wasser, Telefon, Müllabfuhr, Reparaturen und Reinigungsmit¬ 
tel, sowie alle Kosten, die durch die Bebauung des Geländes 
entstehen. (Pacht an die Landesforsiverwallung usw.) Außerdem 
^die Kosten einer Wache des Bewachungsgewerbes. (Dauemdey 


'Besetzung eines Postens) ^ 

Es wurde grundsätzlich festgelegt, daß die als Lagerinsassen 
zugewiesenen Juden auch dann im Lager verbleiben und wirt¬ 
schaftlich betreut werden, wenn sie nicht mehr bei Zeiss-lkon 
beschäftigt sind, und zwar bis zum Zeitpunkt des Abtransportes, 

Es steht der Gestapo frei, unbelegie Plätze im Lager mit Juden 
zu belegen, die nicht bei Zeiss-lkon beschäftigt sind. 

Die Lagcrordnung wird von der Gestapo festgelegt und 
überwacht. Die Wache hat dafür zu sorgen, daß Unbefugte vom 
Lagergclände femgehalten werden und außerdem die von der 
Gestapo festgelegte Ausgehzeii eingehalten wird. Richtlinien 
für die Wache erläßt die Gestapo. 

Die sanitäre Betreuung ist nicht Angelegenheit der Zeiss- 
lkon, sic wird gewährleistet durch die Selbstverwaltung, 
gcz.: Goehle Dr. Has/Sch. 

^ 11.11.1942 _ J 

Bericht über Forschungsprojekt "Kultur in na¬ 
tionalsozialistischen Konzentrationslagern": 

"Überleben: K'/,-Häfllinge spielten Lied vom Tod 
Kultur in Konzentrationslagern 
Makabrer Jahrmarkt des Todes mit umfassendem Angebot 
zwischen Kabarett und Oper, sportlicher und religiöser 
Betätigung, Vortragsreihen und künstlerischem Schaffen 
... Musik hol sich im KZ als ein zusätzliches Folierin- 
sirumeni, wenn die Gefangenen zur Disziplinierung bei 
Appellen auf Befehl singen mußten. Mmchmal wurden 
über einhundert Musiker und Musikerinnen zu den in fast 
allen Hauptlagem existierenden Kapellen formiert. Sie 
begleiteten die Kameraden mit Marschmusik in die Gas- 
kammern. Musiker gehörten ... zu den privilegierten Häft¬ 
lingen und nicht wenigen rettete dieses Kommatuio das 
Leben. Der Leiter einer Lagerkape Ile berichtete von einem 
SS-Mtuin. der in Auschwitz mit den Häftlingen Jazz spielte. 
Hier haben sich die Machtverhältnisse für kurze Zeit 
umgekehrt. ... Die KZ-lnsassen hatten Kultur zur Ergöt¬ 
zung ihrer Peiniger in der Lagerx’erwaltung zu schaffen, 
mußten neben dem verordneten Instrumentenspiel aber 
auch singen, um die umliegenden Gemeinden über das 
wahre Geschehen in den Ghettos der Brutalität hinwegzu¬ 
täuschen. 

Im Vorzeigelager Terezin war ein eigenes Arbeitskom¬ 
mando »Freizeitgestaltung» gegründet worden: tschechi¬ 
sche tind jüdische Künstler durfien ein reges Kulturleben 
mit Theater, Kabarett, Chören und Orche.stern gestalten - 
- und damit die Kulisse für den 1944 in There.sienstadt 
gedrehten Propagandafilm «Der Führer schenkt den 
Juden eine Stadt«.... 

In anderen Lagern hatten Inhaftierte unter Lebensge¬ 
fahr Instrumente und Noten organisiert. Ihre Darbietun¬ 
gen gaben ihnen eine Erinnerung ihrer Identität zurück, 
stärkten den Überlebens- und Widerstandswillen oder hal¬ 
fen ihnen, sich in eine irreale künstlerische Gegenwelt zu 
versetzen. 

36) Mittelbaytrischt Zeitung v. 22.3.1994. 
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Bericht des Wirtschaftsprüfers Dr.-Ing. Bruno Siebert, Krakau, über die bei 
der Jüdischen ünterstützungsstelle für das Generalgouvernement, "JOS", 
Krakau, vorgenommene generelle Überprüfung des Kassenwesens 
und der allgemeinen Finanzgebarung und Wirtschaftsführung' 


f \ 

"... Verzeichnis der Anlagen 
Liste der ain 31. Dezember 1943 vorhanden gewesenen 
Warensorten, Verzeichnis über die Zuwendungen an die 
einzelnen Lager seit Wiedereinführung der "JUS" bis zum 
15. Februar 1944, Tätigkeitsberichte des Leiters der "JUS" 
für die Zeit vom 12. Mai 1943 bis 31. Dezember 1943. 

1 Vorbemerkungen 

Die Regierung des Generalgouvernements, Hauptabtei¬ 
lung Innere Verwaltung, Abteilung Bevölkerungswesen und 
Fürsorge, hat tnich mit Schreiben vom 4. Januar 1944 - 
Aktenzeichen IV 1055-(X) - damit beauftragt, eine Kassen- 
prülüng und eine Untersuchung der allgemeinen Finanzge- 
barung bei der 

Jüdischen Unterstütz.ung-sstelle für das 
Generalgouvernement, "JUS", Krakau, 
vorzunchmen. Mit Schreiben dieser DiensLsielle vom 8. 
Januar 1944 wurde dieser Auftrag dahingehend erweitert, 
dass im übrigen die Prüfung auch auf die in den Monatsbe¬ 
richten gemachten Zahlenangabcn und auf die Preise der 
beschafften Artikel, die Zuwendungen an die Bedarfsstcllcn 
in den Aiheitslagera und etwa aufgenomincne Kredite und 
ihre Tilgungsmcxlalitäten au.szudehncn sei. 

Die Prüfung erstreckte sich vom Zeitpunkt der Wieder¬ 
einrichtung der JUS, Ende April 1943, biszuin 15. Febmar 

1944. dem Beginn der örtlichen Prüfung. 

II. Allgemeiner Überblick 

Bei der Bildung des sogenannten Hilfsausschusses im 
Mai 1940 durch die Regierung des Generalgouvernements 
wurde als Unterabteilung neben dem Polnischen Hauptaus¬ 
schuss und dem Ukrainischen Hauptausschu,ss die Jüdische 
Soziale Selbsthilfe "JSS”ins Leben gerufen. DerTätigkeits- 
bcrcich dieser jüdischen Selbslvcrwallungsslcllc entsprach 
etwademderbeiden anderen gleichzeitig begründeten Orga¬ 
nisationen. Die "JSS" besass späteretwa 400 Lokalkomitees 
undDelegaturenimGeneralgouvemement, Nachetwa2V^jäh- 
riger Tätigkeit der "JSS" erhielt diese Stelle — im Oktober 
1942 — die jetzige Bezeichnung Jüdische Unterstützungs¬ 
stelle für das Generalgouvernement "JUS". Im Dezember 
1942 wurde die "JUS” auf'behördliche Anweisung hin 
aufgelöst. Ende April 1943 wurde jedoch die Jüdische 
Unterstütz.ungsstclleuntcrglcichcrBezeichnungmit Geneh¬ 
migung des Höheren SS- und Polizciführers im Generalgou¬ 
vernement und unter Aufsicht der Regierung des General¬ 
gouvernements, Hauptabteilung Innere Verwaltung, Abtei¬ 
lung Bevölkerungswesen und Fürsorge, wieder eingerichtet. 
Das Haus Josefinska-Stra.sse 2a wurde der "JUS" für die 
Büro- und Magazinzwecke zugewiesen. 

Die Hauptaufgabe der "JUS" besteht seit ihrer neuerli¬ 
chen Täiigteit in der Belieferung der jüdischen Arbeitslager 
sowie der mit jüdischen Arbeitskräften versehenen Bctriet^ 


^inGeneralgouvemcincni milMedikamenten, LebensmittelnN 
und Bekleidungsstücken. Soweit noch Ghettos bestanden, 
wurden auch diese Wohnbezirke beliefert. 

Die Rechtsfonn der "JUS" läßt sich nicht eindeutig 
besiiinmen. Im Zweifel werden die Statuten der ehemaligen 
Jüdischen Sozialen Selbsthilfe herangezogen, die sich im 
wesentlichen mit den Statuten des Polnischen und Ukraini¬ 
schen Hauptausschusses decken. Zweigstellen bzw. Ge¬ 
schäftsstellen werden von der "JUS" nicht unterhalten. Die 
Leitung der "JUS" wurde dem Juden Dr. Weichen übcdra- 
gcn. Er hat der Abteilung Bevölkcrungswcseti und Fürsorge 
Durchschriften jeglichen ausgehenden Schriftwechsels zii- 
z.uleiten, cbeaso wie die eingehende Post von dieser Dieast- 
stclle empfangen, gelesen und dann erst der "JUS" zur 
Bearbeitung bz.w. Erledigung wcitergeleiiet wird. Dr, Wei¬ 
chen ist im übrigen für die "JUS" allein zeichnungsberech- 
ligt und Überdas vorhandene Bankkonto verfügungsberech¬ 
tigt. Durch die Post eingehende Geldbeträge werden ebenso 
wie der sonstige Posivcricehr von der aufsichtsführenden 
DicnsLstelle in Empfang gemtmmen und der "JUS" weiterge¬ 
leilet. 

Der "JUS" steht in Aasehung ihres Arbcilsuml'aiiges ein 
verhältnismässig sehr geringer Personalbestand zur Verfü¬ 
gung. Der Pcrsonalcinsatz setzt .sich neben Herrn Dr. Wei¬ 
chen selbst aus seinem Sohn von 16 Jahren, seiner Tochter 
von 22 Jahren, einer Apt)thekcrin polnischer Volkszugehö¬ 
rigkeit und einem Boten ebenfalls polnischer Volkszugehö¬ 
rigkeit zusamiTKn. 

Der weitaus grösste Teil der über die "JUS" zur Vertei¬ 
lung kommenden Medikamente, Lebensmittel undsonsügen 
Bedarfsgegenstände stammt von ausländischen jüdischen 
chäriiativen Verbänden und sonstigen Auslandsorganisalio- 
nen, deren Lieferungen der "JUS" unter Zwischenschaltung 
des Internationalen Rttien Kreuzes über das Deutsche Rt)ie 
Kreuz zugeleilcl werden. 

Die "JUS" meldet den Arbeitslagern in monatlich ausge¬ 
henden Listen die vorhandenen Medikamente- und sonstigen 
Warensonen ohne Angabe der vorhandenen Lagenncngc, 
verteilt die Medikamente nach den Bcdarfsmcldiingen der 
Lagerärzte und die son.sügen Bedarfsgegeastände und Le¬ 
bensmittel nach der Vorratslagc. Bei Lieferutig an die Lager 
ertiebt die "JUS" im Einvernehmen mit der Regierung des 
Generalgouvernements Kosienbeiiräge.dicden Verwaltungs¬ 
apparat der "JUS" finanzieren sollen. 

In geringem Umfang nimmt die "JUS" auch aas Mitteln 
dercingegangenen Kostenbeilräge Einkäufe vor, utn beson¬ 
ders dringlichen Lagerbedarf zu decken, der aus den Bestän¬ 
den nicht befriedigt werden kann. Darüber hinaus sind von 
^r"JUS" auchTauschgeschäftevorgenoinmen worden,uin ^ 

37) BuodesMchiv Koblenz: R 52III/-51/1. Ausferligung Nr. 1 (hier in Auszü¬ 
gen) 



Bedarfsengpässe zu beseitigen. So wurden vondenzemralen 
deutschen Sanitätsbehörden insbesondere schmerzstillende 
Medikamente gegen weniger benötigte Arzneien txier aas 
dem Ausland erhaltene Genussmiltel wie Kaffee. Tee u. 
dergl, gegen Mehl eingetauschi, um auch auf emährungs- 
mässigem Gebiet den dringlicheren Nachfragen gerecht zu 
werden. 

III. Der Aufbau und die kritische Betrachtung 
der Rechnungslegung 

Die Rechnungslegung der "JUS" erfolgt nicht nach den 
Regeln derdoppeltenodereinfachon kaufmännischen Buch- 
fühmng, sondern als einfache Ausgaben- und Einnahinen- 
rechnung, wie sie im Gmndsatz auch in der Kameralistik 
bzw. in der Haushallrechnung öffentlicher Verwaltungsstel¬ 
len bzw. des Staates üblich ist. Es besieht allerdings kein 
Haushaltsplan, d.h. keine Soll-Zahlen im Sinne eines Ein¬ 
nahmen- und Ausgabenvoranschlages, sondern nur die Ist- 
beträge werden aufgezeichnet. Die ganze Buchhaltung der 
"JUS” entspricht dem Umfang und dem Aufteilungssystem 
nach etwa der Aufzeichnungsart. die eine Hausfrau in ihrem 
Wirtschaftsbuch verfolgt. Höhere Erwartungen dürfen an 
die Rechnungslegung der "JUS" nicht gestellt werden. Da 
die Art der Geschäftsvorfälle bei der "JUS" wesentlich 
vielgestaltiger, z.T, sogar buchungstechnisch geradezu pn>- 
hlematisch sind, andererseits aber die perstmaleinsatzmässi- 
gen Voraussetzungen der "JUS" für die ausreichend sorgfäl¬ 
tige haushaltsmässige Verfolgung und rechnungsregelungs- 
iTiässige Erfa.ssung nicht gegeben sind, so massien sich in der 
Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung Mängel herausstel- 
Icn.dic nicht unerheblich sind, Z.T. sinddie.se .Mangel ledtKh 
auch direkt durch die Materie des zu verarbeitenden Bu¬ 
chungsstoffes gegeben. Ein erhebliches Pmblemdcrgcsam- 
ten Rcchnung.slegung liegt nämlich schon allein darin, dass 
die einlaul'enden Waren zwar mcngenmä.ssig, nicht aber 
wertmässig erfasst werden; dementsprechend erfolgt auch 
der Warenausgang ohne geldmässige Erfassung lediglich 
durch Berichtigung des Mengenausweises in der Lagerkar- 
lei. Neben der Geldrechnung im Wirtschaftsbuch besteht 
also eine Warcn-Mengenrechnung in der Lagcrbuchfuh- 
rung. Die Geldrechnung erfasst die Waren nur insoweit, als 
Geld von der "JUS" dafür bezahlt wurde, was fast aus¬ 
schließlich nicht der Fall ist 

Da die Lagerbestände in der Geldrechnung keinen Nie¬ 
derschlag finden, so hängt die Glaubhaftigkeit einer ord- 
nungsmässigen Verwaltung dieser Vermögenswerte aus¬ 
schliesslich von einer zuverlässigen Lagerbuchfiihrung ab. 
Aber auch in dieser Hinsicht ist der Kreis der Kontmllmög- 
lichkeit nicht geschlossen und zwar einmal schon deshalb, 
weil Tauschgeschäfte von Medikamenten, Lebens- und Ge¬ 
nussmitteln vorgenommen werden, um dringend benötigte 
Waren gegen Waren geringerer Verwendungsmöglichkeit 
(xJer Dringlichkeit einzujauschen. Taaschpartner für die 
Medikamente sind im allgemeinen deutsche Sanitätsdienst- 
.slellen. Wenn auch die eigene Tauschware in Abgang ge¬ 
stellt wird, so ist es eine reine Vertrauensfrage, ob diese 
Menge tatsächlich in vollem Umfang zum Tausch gelangt 
und ob die Tauschgegenmengc richtig und voll in Eingang 
gestellt wird. KontroUmöglichkeiten liegen in diesen Fällen 
nicht vor. Zum andern ist es naturgemäss ganz allgemein, in 
^em vorliegenden Fall aberganz besonders erforderlich, daß 


die Lagcrcin- und Ausgänge laufend und lückenlos eingetra¬ 
gen werden. Wenn dagegen Lagerbuchungsumcrbrechun- 
gen und -Buchungsrückstände einireien, dann gerät die 
Zuverlässigkeit und Glaub Würdigkeit derganzenWarenver- 
wallung ins Wanken. Diese Erscheinung ist auch in dem 
vorliegenden Fall nicht von der Hand zu weisen. Es wurde 
festgestellt, daß die Lagerbuchhaltung von Oktober bis 
Dezember 1943 ausgesetzt worden ist und daß auch Bu¬ 
chungsrückstände aus dem zur Zeit laufenden Geschäftsbe¬ 
trieb vorhanden waren. Wie Herr Dr. Weichen hierzu 
mitteilic, kam das Ausselzen der Lagerbuchhaltung im 
letzten Quanal 1943 dadurch zustande, daß das gesamte 
jüdische Personal im Oktober 1943 dem Büm entzogen 
wurde; dadurch konnten die laufend weiter eingehenden 
Zulieferungen und die Aasliefemngen nicht verbucht und 
auch nicht dicenisprechendcnLiefemngshelege aiisgclenigt 
werden. Es ist inlölgedcssen auch kaum anzunchinen, dass 
die Buchungen mx;h nachgeiragen werden können. Weniger 
bedenklich sind die Buchiingsruclcstände aus der laufenden 
Rechnung, obwohl auch dies grundsätzlich nicht eintrcien 
sollte. Die Wiederaufnahme der Lagerbuchhaltung Ende 
Dezember 1943 wurde von Herrn Dr. Wcichert dadurch 
cnnöglicht, das.s er seinen Sohn und seine Tochter bei der 
"JUS" ansielUe. Abgesehen von den dargelcgten Taibcslän- 
den wird die Lagcrbuchhallung ordniingsmässig geführt. 
Die Zugangsbuchungen erfolgen auf Grundder eingehenden 
Lieferscheine, die Buchungen der Abgänge auf Grund der 
laufend numerierten Lieferscheine der "JUS" unter Angabe 
der Lieferscheinnummer, 

Die Buchungen auf den sauber geführten Karten der 
Lagerkartei wurden anhand der Ein- und Ausgangsbelege 
unter Hinzuziehung der Akten und des Schriftwechsels 
geprüft. Beanstandungen ergaben sich hierbei nicht. Das¬ 
selbegilt vonden Stichprobenweise vorgenommenen körpcT- 
lichcn Bestandsaufnahmen und ihrem Vergleich mit den 
Lagerbestandsausweisen, 

Nicht ausreichend ist das Belegwescn bei der Vornahme 
der Tauschgeschäfte.... 

Als Gmndlage der Geldrechnung, d.h. des Einnahmen- 
und Ausgabennachweises dient ein Wirtschaftsbuch. ... 
Ausserdem wird ein Konlokorrcntbuch über die Fordenm- 
gen und Verbindlichkeiten und ein Buch über die berechne¬ 
ten Kosienbeiträge geführt.... 

IV. Die Vermögensverhältnisse und die Ein¬ 
nahmen- und Ausgabenwirtschaft 

... Die flüssigen Mittel und Forderungen betmgen... am 
15. Feburar 1944 ...Guthaben 47.964,08 Zloty, Verbind¬ 
lichkeiten ... 16.732,34 Zloty. 

Wenn auch unterstellt werden kann, da.ss ein Teil der 
Aussenstände der "JUS” nicht eingchi, so ergibt die Gegen¬ 
überstellung der Aktiven und Passiven, dass auch bei Nicht¬ 
eingang aUer Aussenstände die flüssigen Mittel die Verbind¬ 
lichkeiten um rd. ZI 12.000,—überdecken. Die den Arbeits¬ 
lagern berechneten Unkostenbeiträge haben also ausge¬ 
reicht, um die Kosten der "JUS" zu bestreiten und darüber 
hinaus einen kleinen Ausgleichspuffer zu schaffen bzw. zu 
eihaiten. Dieser Puffer hat etwa die Höhe der vom Schwe¬ 
dischen Hilfskomitee für Juden am 4. April 1943 — also bei 
Wiedereinrichtung der "JUS” - geleisteten Zuwendung, die 
gleichsam das mitgegebene Anfangskapital der "JUS" darj^ 
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stellt, das sich also bis heute noch erhallen hat. Der Finanz¬ 
ausgleich ist mithin der "JUS" in vollem Umfange gelungen, 
ohne dass nennenswerte unerwünschte Reserven gelegt wor¬ 
den wären. 

Die als eine Schuld an Dr. Weichen erscheinenden 
Sonstigen Verbindlichkeiten von ZI 6.282,85 ergeben sich 
daraus, dass HerrWcichert sein privates Bankguthabendem 
Bankkonto der "JUS” zutührt, um freie Veriiigungsmög- 
lichkeil über den Betrag zu behalten, was ihm als Jude bei 
Einrichtung eines eigenen Bankkontos nicht möglich wäre. 

... Von den laufenden Einnahmen - also den einge/oge- 
nen Kosienbeiirägcn - von rd. ZI 121 .(XK).- wurden also rd. 
ZI 11 l.(XX),— ausgegeben, so dass aus der laufenden Rech¬ 
nung ein LJberschuss von rd. ZI lO.tXX),- sich ergibt. Bei 
den Spenden handelt es sich ... um eine anlässlich der 
Wicdcrcinrichtung der "JUS" vom Schwedischen Hilfsko¬ 
mitee für Juden gegebene Spende. Mil Geldspenden im 
laufenden Geschäftsjahr kann die "JUS" also offenbar nicht 
rechnen. Die Finanzierung des Gcschäflsbeiriebes der "JUS" 
ist also ausschliesslich auf die Kostenbeilräge angewiesen. 
Der Leiter der "JUS" hat zunächst die Kosicnbeilragssälzc 
auf schätzungsweise etwa 20% des Wertes der Auslieferung 
bemessen, wenn cs sich nicht um im freien Handel angekauf- 
tc Waren handelte; bei den im freien Handel gekauften 
Waren bema.ss erden Kostenbeitragssatz auf etwa \0% des 
Beschaffungswertes. InallenFällcnwcrdcndie Waren sclb.st 
kostenlos geliefert. ... Im August 1943 senkte Herr Dr. 
Weichen die Kosienbeitragssätze um etwa 25*:^. Eine wei¬ 
tere Senkung um 25% der ursprünglichen Sätze criblgte am 
1. November 1943. da zu überblicken war, dass diese 
gesenkten Sätze ausreichen würden, um das Haushaltsjahr 
der "JUS" ohne Unterschuss zum Abschluss zu bringen.... 

Kosten der zugekauften Medikamente und Waren = ZI 
18.018,05. Es handelt sich im wesentlichen um zugekaufte 
Medikanxrnte, die von den Lagerärzien oder Lagerführem 
der jüdischen Arbeitslager als besonders dringlich angefor- 
den waren. Entsprechende Aasgabenbelege sind vorhanden. 
... Versand- und Transportkosten = ZI 17.140,65. Die 
reichlich hwh erscheinenden Transportkosten stammen aus 
der Bcliefcmng der Arbeitslager, soweit die Waren nicht 
abgcholt worden waren.... 

Ein schriftlicher Bescheid überdie Bezüge des Herrn Dr. 
Weichen konnte nicht vorgclcgt werden. Wie HerrWcichert 
crkläne, wurde der Gehaltssatz bei einer Rücksprache zwi¬ 
schen ihm und Herrn Türk, dem Leiter der aufsichisführen- 
den Dienststelle, festgelegt. Ausserdem erhält Herr Dr. 
Weichen freie Wohnung einschliesslich Licht und Behei¬ 
zung und gewisse Lebensmitlelzuteilungen, Auch die Ge- 
folgschaftsmitglicdcr erhalten in gewissem Umfange Nah- 
mngsmittclzulcilungen. Die anderen Gehaltssätzx: wurden 
von Herrn Dr. Weichen selbst festgesetzt. 

Abzüge für Sozialabgaben und Steuern sind in keinem 
Falle vorgenorranen worden. Für die beiden polnischen 
Arbeitskräfte müssen die Abzüge in der vea>rdneten Höhe 
einbehalten und bis zum 5. des folgenden Monats abgefühn 
werden. Was die Abzüge für die jüdischen Kräfte anbetrifft, 
so teilte Herr Dr. Weichen mit, dass seine Anfragen wegen 
der Höhe der vorzunehmenden Abzüge beim Finanzamt 
ergebnislos verlaufen sind, da das Finanzamt keine Aus- 
. kunfl überdie vorzunehmenden Abzüge geben konnte. Eine 


Klärung wäre baldmöglichst herbeizuführen, damit die Ab¬ 
züge berechnet, einbchaltcn und abgeführt werden können. 

Verwaltungskosten = ZI 22.671,13. Neben den sächli¬ 
chen Bürokosten aller Art sind in dem obigen Posten die 
Ausgaben für die Verpflegung der Gefolgschaft enthalten, 
die nicht unerheblich sind. Diese Veipflegungskosten dürf¬ 
ten den Betrag von etwa ZI 1.000,— monatlich kaum unter¬ 
schreiten. Die Höhe der hierbei gezahlten Preise ist meist 
unkontntllierbar, weil die Mengenangaben fehlen. 

Im übrigen wurden auch Ausgaben für Bettlerspcndcn 
festgestellt, die als unangemessen hoch bezeichnet werden 
müssen.... Es dürfte sich empfehlen, dass die Aufsichtsbe¬ 
hörde die Zahlung von Geldspenden der "JUS" übcrliaupt 
untersagt. ... 

Inden Anlagen 3-5 sind die 3 Tätigkeitsberichte fürdie 
Zeit vom 12. Mai bis zum 31. Dezember 1943 enthalten. Sic 
geben ein ganz aufschlussreiches und im Zuge der Prüfung 
als zutreffend festgcstelltes Bild der Arbeiten der "JUS”. 

V. Die Geschäftsgebarung der Betriebsfüh¬ 
rung 

Der als Leiterder "JUS" eingesetzte Jude. Dr. Weichen, 
hat nach allen Eindrücken und Feststellungen der Prüfung 
sich mit gutem Geschick und Erfolg bemüht, die Warenver- 
tcilungsfunktion der "JUS" mit grösstmöglichem Nutzeffekt 
fünlie/u betreuenden Arbeitslager und sonstige Bedarfsträ¬ 
ger w;ihr/unehmcn. 

Der Niederschlag der Geschäftsvorlällc in der Rech¬ 
nungslegung kann allerdings nicht in allen Teilen den prü- 
lüngsmä.ssig notwendigerweise zu stellenden Ansprüchen 
gerecht werden, Massgebend lur diese Mängel ist der nicht 
ausreichende Pcrsonaleinsatz nach Abzug aller jüdischen 
Angestellten im Oktober 1943. Die daraulhin criolgte Her¬ 
einnahme von Sohn und Tochter des Heim Weichen konnte 
hierfür keinen genügenden Ausgleich bieten, ... 

Krakau, den 16. März 1944 

gez. Dr. Sieben, Winschaftsprüfer. 

Anlagen, Tätigkeitsberichte vom 12. Mai 
bis 31. Dezember 1943 

Die Hauptaufgabe der JUS besteht in der Belieferung der 
jüdischen Arbeitslager, Judenwohnbezjtke und Betriebe, die 
Juden beschäftigen, mit Medikamenten, Lebeasinilteln so¬ 
wie Kleidungs- und Wäschestücken, die sie als Liebesgaben 
aus dem Auslande cxler im Umtauschwege erhält, b/w. 
ergänzend cinkauft. 

Vom 12. Mai ab — an welchem Tag der erste Transport 
von Medikamenten und Nähnnitieln an ein Arbeitslager 
abging — bis zum 31. Juli a.o. gelangten im Generalgouver¬ 
nement 81 Transporte an 34 Aibcilslagcr, Judenwohnbezir¬ 
ke und Betriebe, die Juden beschäftigen, zur Versendung, 
wovon 17 einmal, 7 zweimal, 4 dreimal, 2 viermal, 2 
sechsmal, 1 siebenmal und I sogar elfmal Zuteilungen 
erhielten. 

Die Transporte enthielten überwiegend Medikamente, 
darunter solche, die entweder gar nicht (xier zu kaum er¬ 
schwinglichen Preisen erhältlich sind. Überdies konnte die 
JUS die Empfänger der Liebesgaben auch mit Verbandstof¬ 
fen versehen. Die Arbeitslager und Judenwohnbezirke beka¬ 
men größere Zuteilungen, die Betriebe geringere, immerhin 
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so viel, um für Betriebsunfälle und Beiricbserkrankungen 
gewappnet zu sein. 

Ausser Medikamenten und Verbandstoffen konnten auch 
Nährminel wie Kondensmilch, Naviiol, Maggi-Suppe, Pul- 
vennilch u.a. zur Verteilung gebracht werden. Insbesondere 
fand die Belieferung mit stark gezuckerter Kondensmilch 
schweizerischer Provenienz /Nestle/ lebhaften Zuspmch. 

Überdies erhielten die Arbeitslager Desinlektions- und 
Desinsektionsinittel... und sogar chirurgische Instmmcnie. 

Ein Teil der in der Zeit vom Januar bis April d.J, 
eingclaufenen Pakete, die Genussmitiel wie Kaffee, Tee, 
Ölsardinen enthielten, wunden gegen Mehl umgetauscht. 
Dies Mehl wird nunmehrzu Brot verbacken, welches unter 
die Schwersiarbeiter in den Lagern in und um Krakau 
allwbchemlich zur Verteilung gelangt. Die Brotverteilung 
ist vorderhand für 10 Wochen gesichert. 

Von Kleidern konnten leider nur 4 Banon/432 Paar 
Hosen/ - der alte Vorrat der JUS -- verteilt werden. Es sind 
Bemühungen im Gange, die Genehmigung der zuständigen 
Behörden für eine im Auslände geplante Kleider- und Wä¬ 
scheaktion für arbeitende JudcnimGencralgouvcmement zu 

erlangen, 

Krakau, 1. August 1943, gez. Dr. Weichert. 

ln den Monaten August und September d.J. erfuhr die 
Tätigkeit der J US eine weitere Ausdehnung. Die Zahl der bis 
nun belieferten Arbcitslagcrund Betriebe ist auf 47 gewach¬ 
sen. Auch die Zahl der abgeferligtcn Sendungen ist bedeu¬ 
tend gestiegen.... Im ganzen sind v. 12. Mai bis zum 30. 
September 217 Sendungen abgegangen. Mit einer einzigen 
Ausnahme, wo ein geringer Teil verloren ging, sind alle 
Sendungen in unveiringertem Zustande an Ort und Stelle 
cingelangl. 

Über die Verwendung der gelieferten Liebesgaben sind 
wir stets aufdas Genaueste unterrichtet. Die näher gelegenen 
Arbeitslager werden von uns oft und regelmässig besucht, 
und wir haben die Möglichkeit, Wüasche der Betreuungs¬ 
organe entgegenzunehmen. Von anderen Lagern besuchen 
uns jüdische Ärzte ixler Lagerräte, die uns über die Nöte der 
Betreuung unterrichten. Die von uns einlangendcn Sendun¬ 
gen werden von jüdischen Lagerärzten in Empfang genom¬ 
men, mit den Spezifikationen verglichen und auf einemjeder 
Spezifikation beiliegenden Durchschlag quittiert. Nährmit¬ 
tel wie Kondensmilch u. dgl. werden überdies von Einzel- 
empfangem auf einer Liste bestätigt, die uns vom Leiter der 
sanitären Betreuung eingesandt wird. 

Die im Monat Juli und August in Angriff genommene 
Emähmngshilfe konnte fortgesetzt werden. Acht Lager in 
und um Krakau konnten allwöchentlich mit zusätzlichem 
Brot beliefert werden, das in der Bäckerei des grössten 
Lagers aus dem Mehl der^JUS ausgebacken wurde. Einige 
Werkküchen erlaielten von uns Zuteilungen von Avo- und 
Maggi-Suppe, die ebenso wie das Mehl aus dem Umtausch 
von ausländischen Genussmitteln stammt. ... 

Ein weiterer Schritt wurde auf dem Gebiet der Milchver¬ 
sorgung getan, Über Anregung der JUS sind manche Lager 
zur Belicfemng ganzer Gruppen Schwersi- und Schwerar¬ 
beiter mit weissem gezuckerten Kaffee aus unserer Kon- 
(densmilch geschritten, allerdings mit Rücksicht auf die 


knappen Vorräte nur zweimal wöchentlich, was jedoch die 
täghehe Milchzuteilung an Kranke und Rekonvaleszenten 
im Lager nicht beeinträchtigte. ... 

In diesem Zusammenhänge sei es gestattet, eine Stelle 
aus einem Brief eines jüdischen Lagerarztes im Distrikt 
Krakau vom 19. August I.J. anzuführen: 

'Die Medikamente, die Sie ßir uns schon einigemal 
übersendet haben, wirkten tatsächlich Wunder. Die Zahl 
der Kranken wird von Tag zu Tag kleiner, und die Menge 
des Verbandsstoffes, die mir jetzt zur Verfügung .steht, 
erlaubt mir eine schneite Heilung der bei der Arbeit stets 
vorkommenden diversen Verletzungen. ..' 

... Schließlich erhielten wir vom Verein ’Bikur Chaulim' 
in St. Gallen eine Sendung von Impfstoff gegen Flcckfieber 
im Gewicht von ca 3 kg, der in erster Reihe in den Arbeits¬ 
lagern in den Distrikten Lublin und GalizJen zur Verwen¬ 
dung gelangen soll.... 

Krakau, den 1. Oktober 1943, gez. Dr. Weichen. 

... Zu den von uns bis zum 30. IX. bcliefenen Arbeitsla¬ 
gern sind mehrere weitere grosse Lager hinzugekommen. 
Auch quantitativ konnten die Zuteilungen sowohl von Medi¬ 
kamenten als auch von Nähr- und Nahmngsmitteln erhöht 
werden.... 

Wir konnten diejüdischcnArbeiLslagcrinit Medikamen¬ 
ten, Nährmitteln, Verbandstoffen und Desinfektionsmitteln, 
teilweise auch mit Mehl bzw. Brot sowie Maggi- und 
Avosuppe dauernd beliefern, waren aber ausserstande, den 
Anforderungen an Kleidern und Wäsche -- woran grosser 
Mangel herrscht — genüge zu leisten. Kaum einige hundert 
Kleidungsstücke, die wir vom Polnischen Hauptausschuss 
käuflich erworben haben, wurden zur Verteilung gebracht. 
Uaserc Bemühungen, Kleider und Wä.sche sowie Lebens¬ 
mittel aus dem neutralen Ausland zu erlialten, haben vorläu¬ 
fig leider keinen Erfolg gehabt. 

Nach wie vor wird unser Bedarl an Medikamenten, 
Verbandstoffen und Nähnnittein in der Hauptsache von dem 
aul'dic Juden entfallenden Anteil an den allgemeinen, fürdie 
nichtdeutsche Bevölkerung des Generalgouvernements über 
das Internationale Rote Kreuz einlangenden, Liebesgaben 
bestritten.Unser Anteil an diesen Sendungen wurde von den 
zuständigen Behörden endgültig auf 10% festgesetzt, ... 

Ferner ist es uns gelungen, von den zentralen deutschen 
Sanitätsbehörden im Umtauschwege gegen Medikamente, 
für die wir gar keine txlcr nur geringe Verwendung haben, 
andere Heilmittel zu erhalten, die von besonderem Wert für 
die Arbeitslager sind, 

... konnten wir in den mit uns in Verbindung stehenden 
Lagern die Schut7.implüngdes sanitären Personals und jener 
Personen ermöglichen, die in urunittelbare Berührung mit 
Kranken kommen. Um den Lagern die unerlässliche Ergän- 
zungihres Bestandes anchimrgischemMaterial reibungslos 
zu sichern, haben wir mit einer Grossfirma in Krakau ein 
Abkommen getroffen, demzufolge sie den jeweiligen Bedarf 
der Judenlager nach Tunlichkeit prompt deckt.... 

DiejüdischencharikaüvenOrganisationeninderSchweiz 
konnten uns in der Bcrichiszeit keine grösseren Liebesga¬ 
bensendungen zukommen lassen, daes ihnen nicht gelungen 
ist, die erforderlichen Ausfuhrbewilligungen zu erlangen.... 

Krakau, den 31. Dezember 1943, gez. Dr. Weichert." 
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Jüdischer Widerstand in Deutschland 


In einer unentgeldlich erhältlichen Broschüre der "Ge¬ 
denkstätte Deutscher Widerstand"^*^ sind einige beacht¬ 
liche Tatsachen festgestellt worden, die zum Verständnis 
des historischen Geschehens auch hier eingebracht wer¬ 
den sollten: 

"Es läßt sich mit Sicherheit errechnen, daß über IV2 
Millionen jüdischer Männer (und auch viele Frauen) inden 
Armeen der antifaschistischen Allianz gekämpfi haben. 
}.2()0.(XX) von ihnen in der Roten Armee und den Armeen 
der Vereinigten Staaten und Großbritanniens. (S. 3) — 
Über V2 Million Juden dienten in der Roten Armee, minde¬ 
stens 700.0(X) inden Armeen der beiden großen westlichen 
Alliierten. In Palästina meldeten sich JS.OOOJuden freiwil¬ 
lig zur britischen Armee, von denen .später 10.000 die 
Jüdische Brigade bildeten. — (S. 16) 

... sostehtfest, daßfastalle waffenfähigen Juden, wosie 
es nur konnten, eine Pflicht erfüllten, die auch einejüdische 
war. Hunderitausende haben sich freiwillig gemeldet: und 
sie kämpften ferner in den Partisaneneinheiten aller euro¬ 
päischen Länder. Und schon vorher, in Spanien in den 
Iniemaiionaten Brigaden, waren Uber 15% der 45.000 
Brigadisten Juden. (S. 3) 

Aber deutsche Juden konnten wohl — nach ihrer Emi¬ 
gration — den Kampf gegen Nazideutschland aufiiehmen, 
und das haben sie auch getan. Zehntausende von ihnen 
dienieninden Armeen der Alliierten, und die Tatsache, daß 
sie aus Deutschland stammten, machte viele von ihnen 
besonders geeignetflir riskante und geheime Operationen. 
Auch hier soll nicht vergessen werden, daßjungeJudenaus 
Deutschland zu den ersten zählten, die sich 1936 zur 
internationalen Brigade meldeten. Hunderte kämpften für 
die Freiheit des spanischen Volkes (so z.B. eine ganze 
Gruppe, die geschlossen Uber Holland nach Spanien ging). 
Später sind Aktivisten des jüdischen Widerstandes aus 
Deutschland entkommen und zu den Untergrundbewegun¬ 
gen der besetzten Länder gestoßen, denen sich bereits viele 
deutsch-jüdische Flüchtlinge angeschlossen harten. Sie 
waren im französischen Maquis, in den Garibaldi- und 
Matteotti-Brigadeq Norditaliens und hei Titos Partisanen. 
Gerade bei den deutschen Juden gilt es, Widerstandsbe¬ 
reitschaft in bezug zu Kampjbereitschaft zu setzen. Eine 
ganze Generation deutscher Juden kämpfte an allen Fron¬ 
ten gegen den Faschisrrfus . 

Es ist jedenfalls erwiesen, daß Jüdische Organisatio¬ 
nen den Nazis in den Jahren vor der Machtübernahme 
erbitterten Widerstand geleistet und einen kamuuflierten 
(getarnten) Propagandafeldzug zur Unterstützung der 
demokratischen Parteien gegen das Gesamiprogramm 
der NSDAP entfaltet haben. Da er verschleiert werden 
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mußte, nehmen selbst heute deutsche Historiker von ihm 
nur wenig Notiz. ...(S. 4) 

Es war ein Resultat der nationalsozialistischen Verfol¬ 
gungen, daß Juden wieder in die Synagogen strömten, und 
den Rabbinern fiel die Aufgabe zu, sie in dieser schweren 
Zeit moralisch zu stärken. ... 

Sechs Jahre lang — bis zu ihrem Verbot — spielten 
jüdische Zeitungen eine eigenartige Rolle. Natürlich gilt 
immer wieder zu betonen, daß die jüdische Presse im 
Dritten Reich eine Art Narrenfreiheit genoß. Der »min¬ 
derwertigen Rasse”, die außerhalb der deutschen Volksge¬ 
meinschaft stand, war seihst Humanismus und Liberalis¬ 
mus erlaubt, solange sich das in gewissen Grenzen be¬ 
wegte und nicht zu staatsfeindlich wurde. ... 

Historiker des Widerstandes deutscher Juden gegen die 
NS-Diktatur haben schon vor Jahren errechnet, daß es 
ungefähr 2.000junge, jüdische Menschen gewesen sein 
dürfien, die zwischen 1933 und 1943, zu verschiedenen 
Zeitpunkten, aktiv in der direkten antifaschistischen 
Untergrundarheit tätig gewesen sind.... 

Wir haben hier somit eine ganz beachtliche jüdische 
Kampfiruppe, und ich vermute, daji die Schätzungen eher 
noch zu niedrig angesetzt sind. Darüber legt die Wider- 
siand.sforschung der letzten Jahre eindringlichZeugnis ab. 
Hunderte von jüdischen Aktivisten wurden im Verlauf 
der Aufdeckung und Zerschlagung von Widerstands¬ 
gruppen inhafiiert, und viele setzten ihre Arbeit selbst in 
den Konzentrationslagern fort. 

Im kommunistischen Widerstand scheint die Anzahl 
der Juden wesentlich höher als bisher angenommen ge¬ 
wesen zu sein, ln den Widerstandsgruppen der SPD und 
.SAP, der KPD-Opposition und des Internationalen Sozia- 
listischen Kampfhutules — überall gab es jüdische Genos¬ 
sen und Zellen. Die Ideologen und Organisatoren der 
größten sozialdemokratischen Widerstandsbewegung 
('Neues Beginnen') waren Juden. Selbst die Hamburger 
Gruppe der Weißen Rose hatte jüdische Mitglieder. Zahl¬ 
reiche Einzelaktionen sind uns überliefert, und es gibt 
zuverlässige Informationen über die Tätigkeit unabhängi¬ 
ger jüdischer Gruppen. Es hat also in Deutschland einen 
höchst eindrucksvollen, jüdischen Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus gegeben. (S. 12)... 

So ist die Herberi-Baum-Gruppe als größte jüdische 
Widerstandsorganisation Gegenstand zahlreicher Studi¬ 
en, die sich fast ausnahmslos mit der Kriegszeit befassen. 

Eine andere Widerstandsgruppe wurde 1936 von der 
Gestapo ausgehoben. Sie war noch keine separat organi- 
.sierte jüdische Zelle der kommunistischen Untergrundbe¬ 
wegung. verdientjedoch die Bezeichnung »jüdisch”, da sie 
aus einer KPD-Agitprop-Truppe der Weimarer Republik 
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hervorgegangen war, die zumeLst aus Juden bestand. 

Das Rote Sprachrohr’ war — neben Kolonne links' 
und ’RoterWedding'—der berühmteste Propagandasprech¬ 
chor der KPD. Sofort nach dem Verbot der Partei orga¬ 
nisierten sich se 'uie Mitglieder illegal um die Person von 
Jimny Hüttner alias Nathan Hirschtritt, der zur Tarnung 
in die 'Werkleute' eintrat, dieKZs überlebte und darüber 
hinaus als 'Rädelsführer' einer Revolte in Auschwitz 
bekannt ist. (S. 13) 

Weitere Aktivitäten entnehmen wir einer anderen jü¬ 
dischen Quelle: 

"Jugendliche haben noch die Kraft zur Gegenwehr 
aufgebracht. Etwa 40 Mitglieder zählte eine zionistische 
Jugendgruppe, die den Namen »Chug Chaluzi« annahni 
und 1942 mit ihren Betreuern Joachim Schwersenz und 


Edith Wolff in den Berliner Untergnmd ging. Aus den 
beiden »Judenahleilungen« der Siemens-Werke in Berlin 
kamen vorwiegend die rund SO Mitglieder, die sich der 
jüdisch-kommunisii.schen Widerstandsorganisation an¬ 
schlossen. die unter dem Namen Herberi-Baum-Gruppe in 
die Geschichte des deutschen Antifaschismus eingegangen 
ist. Der spektakuläre, fehlgeschlagene Sabotageanschlag 
auf die Hetzausstellung »Das Sowjelparadies« im Berliner 
Lustgarten im Mai 1942 stellte den Höhepunkt ihres Wi¬ 
derstandskampfes dar. Gestapo und Justiz löschten die 
Existenz der Gruppe aus. Fast alle Mitglieder stammten 
aus bescheidenen klembürgerlichenVerhältni.s.seiuEswaren 
hauptsächlich finanzielle Gründe gewesen, die die Eltern 
zum Bleiben gezwungen hatten.. 



"Samuel Gutwein hatte zwei Häuser in Berlin 

dpa Washington 

Das Ehepaar Samuel Guiwein war bis 1945 Eigentümer zM'eier Wohnhäuser in der Kopenhagenstraße 6 und der 
Danziger Straße 69 in Berlin; beide Straßen gehören heute zu Ost-Berlin. Die Gutweins emigrierten nach Krieg.sende in 
die USA, Im Jahr 1953 wurden sie amerikanische Staatsbürger. 

Nach Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen Washington und Ost-Berlin richtete das US-Schatzamt im 
.fahre 1976einen sogenannten »DDR-Fond« ein. Aus diesem Fond.sollen Besitzansprüche von US-Bürgernandie DDR' 
entschädigt werden. Davon wollen bis heute 5.000 Amerikaner Gebrauch machen, die eiiustmals Besitz auf dem Gebiet 
der heutigen 'DDR' hatten. Erfolg hatte bis jetzt keiner mn ihnen — auch Samuel Gutwein nicht. 

... .Seit 1982 streitet er mit dem US-Schatzamt. Er verlangt... Schaden.ser.saiz in Höhe von 130.000 Dollar. 

Die Behörde verweigerte Gutwein bis heute das Geld mit der Begründung. Gutweins 0.st-Berliner Häuser .seien schon 
1951 von der 'DDR' verstaatlicht worden. Gurwein sei aber erst 2 Jahre .später US-StaatsbUrger geworden. ... 

Der Fond sollte mit Mitteln aus Ost-Berlin finanziert werden. Bis heute aber zahlte die 'DDR' keinen Pfennig ein." 

Wels am SoaaSag. 5. April 1987 
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